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In dieser Legislatur bleibt es eine der wichtigsten Aufgaben der Landesregierung, die Folgen des de-
mografischen Wandels in den Städten abzufedern. Stadtumbau ist eine Antwort des Landes Branden-
burg auf den demografischen Wandel, der sich nicht nur im Wohnungsleerstand niederschlägt, sondern 
vielfältige Aus- und Wechselwirkungen auf Infrastrukturen zur Ver- und Entsorgung, des Gesundheits-
wesens, der Kinder- und Jugendhilfe, der Bildung, aber auch auf die Wirtschaft hat. Ziel der Förderpoli-
tik des Landes ist es, die Städte attraktiv und lebenswert zu gestalten. 
 
Stadtumbau erfordert interdisziplinäres Handeln und muss in gemeinsamer, öffentlicher und privater 
Verantwortung bewältigt werden. Diesem Gedanken folgend, haben das Ministerium für Infrastruktur 
und Raumordnung und das Ministerium des Innern das Thema der Bodenwertentwicklung in Stadtum-
baugebieten aufgegriffen. Es wurde dabei an das Planspiel zu Rechts- und Verfahrensinstrumenten 
beim Stadtumbau angeknüpft, in dem die Ermittlung von Bodenwerten problematisiert wurde.  
 
Können durch Stadtumbaukonzepte Planungsschadensansprüche ausgelöst werden? Welche Auswir-
kungen haben flächenhafte oder punktuelle Rückbaumaßnahmen auf den Bodenmarkt? Wie wirken 
sich Stadtumbaumaßnahmen in Sanierungsgebieten auf die Bodenwerterhöhung und somit auf die 
Ausgleichsbeträge aus? Dies sind nur einige von zahlreichen Fragen, die die Kommunen gemeinsam 
mit den Gutachterausschüssen für Grundstückswerte zu beantworten haben.  
 
Für die aktive Beteiligung an der Fortsetzung des Planspiels konnten die Gemeinden Luckenwalde und 
Rathenow gewonnen werden. Als fachkompetenter Partner stand der Obere Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte im Land Brandenburg zur Verfügung – ein unabhängiges Gremium von Experten in 
der Grundstückswertermittlung. Die Ergebnisse des Planspiels werden vom Oberen Gutachteraus-
schuss in dieser Broschüre als Orientierungshilfe für die Wertermittlung in Stadtumbaugebieten vorge-
stellt. Sie bieten wertvolle Ansatzpunkte zur Lösung von Bewertungsfragen in Stadtumbaugebieten, die 
nach den besonderen Verhältnissen in der jeweiligen Gemeinde angewendet, modifiziert und weiter-
entwickelt werden müssen. Hierzu regen wir alle am Stadtumbau Beteiligten nachdrücklich an! 
 
 
 
 
 
 
Jörg Schönbohm    Frank Szymanski 
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1 Einleitung 

Nach Vorlage des Ergebnisberichts zu einem 
Planspiel über Rechts- und Verfahrensin-
strumente beim Stadtumbau, das die For-
schungsgruppe Stadt + Dorf im Auftrag des 
damaligen Ministeriums für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr (MSWV) Brandenburg1 
durchgeführt hatte, sah sich der Obere Gut-
achterausschuss des Landes Brandenburg 
(OGA) aufgefordert, zu den bewertungser-
heblichen Passagen im Ergebnisbericht Stel-
lung zu nehmen. 

Anlass hierzu boten verschiedene die Gut-
achterausschüsse (GAA) betreffende Leitsät-
ze. Darin werden die Kommunen aufgefor-
dert, die örtlich zuständigen Gutachteraus-
schüsse rechtzeitig und kontinuierlich über 
die Problematik des Stadtumbaus, die örtli-
chen Konzepte und Strategien sowie die Be-
sonderheiten von Bewertungsfragen in Stadt-
umbaugebieten zu informieren. Die Gemein-
den sollen darauf hinwirken, dass die Gutach-
terausschüsse die Möglichkeiten zur Modifi-
zierung des Vergleichswertverfahrens nach 
WertV ausnutzen und pilotierend Kalkulati-
ons- und Residualverfahren erproben. 

Diese "Einwirkungen" der Gemeinden erfolg-
ten tatsächlich und führten in Einzelfällen zu 
pauschalen Abschlägen an Bodenrichtwerten 
in zentralen Stadtgebieten mit Hinweis auf 
den offensichtlich vorhandenen Leerstand an 
Geschäften und Wohnungen sowie den vor-
handenen Sanierungsstau. 

                                                 
1  Rechts- und Verfahrensinstrumente beim Stadtum-

bau, Ergebnisse eines Planspiels, i. A. des MSWV– 
jetzt MIR (Ministerium für Infrastruktur und Raumord-
nung) – Brandenburg, Forschungsgruppe Stadt + 
Dorf, Dez. 2002 

Einige Gutachterausschüsse sahen sich 
auf Grund der Planspielforderungen ver-
anlasst, darauf hinzuweisen, dass es sich 
bei den Gutachterausschüssen um ho-
heitlich tätige Landesbehörden handle, 
die als selbstständige und unabhängige 
Kollegialgremien bei der Ermittlung von 
Grundstückswerten und sonstigen Wert-
ermittlungen tätig werden. 

Diese Klarstellung hat auch der Obere 
Gutachterausschuss (OGA) des Landes 
Brandenburg in seinen Anmerkungen 
zum Planspiel vorgenommen, gleichzeitig 
aber das grundsätzliche Anliegen der 
Planspielverfasser unterstützt, die regio-
nalen Gutachterausschüsse in die bevor-
stehenden städtebaulichen Vorhaben der 
Gemeinden und Regionen Brandenburgs 
einzubinden2. Der OGA schlug zu diesem 
Zweck vor, das Planspiel zu Rechts- und 
Verfahrensinstrumenten beim Stadtum-
bau um ein verfahrensbegleitendes Plan-
spiel über die Bewertungsinstrumente im 
Stadtumbau zu ergänzen. Gemeinsam 
mit dem heutigen Ministerium für Raum-
ordnung und Infrastruktur (MIR) wurden 
Vorbereitungen getroffen und die Zielstel-
lungen des Planspiels wie folgt umrissen: 

 Anregung zur Erweiterung und 
Verstetigung der Zusammenar-
beit mit den für Stadtentwick-
lung zuständigen kommunalen 
Stellen, 

 Lösungsvorschläge für die Be-
antwortung spezieller Bewer-

                                                 
2  Nachwort im Nachdruck der Planspielergebnis-

se, Mai 2003 
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tungsfragen nach dem besonderen 
Städtebaurecht (Sanierungs-, Ent-
wicklungs-, Stadtumbaumaßnah-
men).3 

 Systematisierung der Bewertungs-
instrumente, so z. B. bei der Ermitt-
lung von allgemeinen und besonde-
ren Bodenrichtwerten, 

 Bewertungsansätze für Fallkonstel-
lationen bei Stadtumbaumaßnah-
men in ausgewählten ostdeutschen 
Städten. 

Für die aktive Beteiligung am Planspiel konn-
ten u.a. die Gemeinden Rathenow und  
Luckenwalde gewonnen werden. Die beiden 
Gemeinden haben das Planspiel nicht nur 
durch die Zusammenstellung wertermittlungs-
relevanter Fragestellungen unterstützt, son-
dern insbesondere durch die interdisziplinäre 
Zusammenarbeit innerhalb der Sitzungsperi-
oden zum Gelingen des Planspiels beigetra-
gen. Den o.g. Gemeinden ist an dieser Stelle 
zu danken. 

Die Ergebnisse des Planspiels werden nach-
folgend als Orientierungshilfe für die Werter-
mittlung in Stadtumbaugebieten vorgestellt. 
Es besteht die Hoffnung, dass Gemeinden 
wie Gutachterausschüsse diese als Bera-
tungsgrundlage aufnehmen und nach den be-
sonderen Verhältnissen der jeweiligen Ge-
meinden modifizieren und weiterentwickeln. 

                                                 
3  Schwenk, W., Auf unbekanntem Terrain – Planspiel 

zur Wertermittlung im Stadtumbau, in: Vermessung 
Brandenburg, Ministerium des Innern des Landes 
Brandenburg, Nr. 01/2005, Potsdam, 2005, Seite 12 
ff. 
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2 Bewertungsbedarf und Zusam-
menarbeit beim Stadtumbau 

2.1 Einbindung der Gutachterausschüs-
se in den Stadtumbau 

Im Grundsatz sollte davon ausgegangen wer-
den, dass die Gemeinden die Mithilfe der ört-
lichen Gutachterausschüsse in allen Fragen 
der Bewertung von Liegenschaften suchen. 
Bei allen städtebaulichen Maßnahmen spie-
len Grundstückswerte eine wichtige Rolle. Die 
Gewährleistung eines jederzeit transparenten 
Grundstücksverkehrs muss ein gemeindliches 
Anliegen sein. Dies gilt umso mehr im beson-
deren Städtebaurecht, da hier die Gemeinde 
mit öffentlich-rechtlichen Maßnahmen gestal-
tend in die städtebauliche Entwicklung ein-
greift. Eine den Beteiligten jederzeit transpa-
rente Preis- und Wertfindung stellt eine wich-
tige Grundlage für die erforderliche Zusam-
menarbeit zwischen Gemeinde, Bürgern und 
Unternehmen dar. Daher musste es erstau-
nen, dass diese wünschenswerte Zusam-
menarbeit zwischen Gemeinden und Gutach-
terausschüssen keinesfalls einen gesicherten 
Platz im kommunalen Alltag einnimmt. Bei der 
Befragung sind die Planspielverfasser eher 
auf Vorbehalte und Unsicherheiten gestoßen. 
So beklagen Kommunalvertreter öfter das Ni-
veau der gemeindlichen Bodenrichtwerte, die 
je nach Interessenlage zu hoch oder zu tief 
liegen. Andererseits werden die Möglichkeiten 
zur Zusammenarbeit mit den Gutachteraus-
schüssen von beiden Seiten nicht ausge-
schöpft. Zu erwähnen wäre hier die Ermittlung 
der besonderen Bodenrichtwerte in Sanie-
rungsgebieten oder Entwicklungsbereichen.4 

                                                 
4  vgl.: Ebenda. 

In Bezug auf die Gesetzesbezogenheit 
der Tätigkeit des GAA im Rahmen des 
Stadtumbaus haben sich die Umstände 
verbessert. Durch die Aufnahme der 
Stadtumbaumaßnahme in das Bauge-
setzbuch5 entfallen beispielsweise Be-
gründungen bei der Beantragung von 
Verkehrswertermittlungen in Stadtum-
baugebieten durch kommunale Stellen. 
Auch besondere Bodenrichtwerte nach 
§ 196 Abs. 1 Satz 5 könnten für Stadtum-
baugebiete beantragt werden. 

Die Aufgaben eines GAA ergeben sich 
aus § 193 BauGB. Danach wird der Gut-
achterausschuss bei der Erstellung von 
Gutachten auf Antrag tätig (Abs. 1 und 2). 
Diese Antragsbezogenheit wird nur in 
Abs. 3 durchbrochen. Der GAA führt in 
"gesetzlicher Eigenverantwortlichkeit" ei-
ne Kaufpreissammlung, wertet sie aus 
und ermittelt Bodenrichtwerte und sonsti-
ge zur Wertermittlung erforderliche Da-
ten. Bei Befragung sehen sich die Gut-
achterausschüsse i. A. nicht in der Lage, 
über die gesetzlich definierten Aufgaben 
hinaus, von sich aus Angebote zur Inten-
sivierung der Zusammenarbeit mit den 
Gemeinden zu machen. Diese Haltung 
muss sicherlich überprüft werden, wenn 
man die teilweise kategorischen Forde-
rungen zur Aufgabenbegrenzung oder 
"Beurlaubung der Gutachterausschüsse 
auf Zeit" aus dem politischen Raum ernst 
nimmt. 

                                                 
5  Im Rahmen des Gesetzes zur Anpassung des 

Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien (Europa-
rechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau), 
Baugesetzbuch – BauGB – Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages vom 21.05.2004, 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 
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Der beobachteten Zurückhaltung auf beiden 
Seiten, der Gemeinde und des Gutachteraus-
schusses, kann möglicherweise mit den 
nachstehenden Hinweisen auf stadtumbaure-
levante Bewertungsanlässe begegnet wer-
den. 

2.2 Bewertungsanlässe zur Umsetzung 
des Stadtumbaus 

Erste Hinweise für die Bedeutung der Ermitt-
lung von Bodenwerten in Stadtumbaugebie-
ten lieferte bereits das o.g. Planspiel des MIR 
(damals noch MSWV). Deren Relevanz be-
stätigte sich im Laufe des hiesigen Planspiels. 
Dementsprechend stellt sich das Erfordernis 
zur Bodenwertermittlung 

 für Entschädigungsforderungen auf-
grund von Änderungen oder Aufhe-
bung des Planungsrechts für bauli-
che Nutzungen nach §§ 40 ff BauGB, 

 zur realistischen Einschätzung von 
Eigentumsverhältnissen und als Ar-
gumentationsgrundlage zur Maß-
nahmendurchführung, 

 im Falle der Erweiterung des Stadt-
umbaus mit anderen Instrumenten 
des Besonderen Städtebaurechts 
(Festlegung von Sanierungsgebieten, 
Entwicklungsbereichen) oder zur 
Abgrenzung von diesen. 

 

Es bedarf an dieser Stelle einer genaueren 
Betrachtung der einzelnen Bewertungsanläs-
se, um die jeweiligen Qualitäten und Merkma-
le der dabei zugrunde zu legenden Boden-
werte quantifizieren zu können. 

2.2.1 Prüfung von Ansprüchen auf 
Planungsschäden 

Zur Durchsetzung der städtebaulichen 
Ziele im Stadtumbau besteht in Stadtum-
baugebieten die Besonderheit, dass die 
Gemeinden zwangsläufig die Änderung 
von Nutzungsmöglichkeiten und sogar die 
Aufhebung von Baurechten durchsetzen 
müssen, "ohne dass diese Maßnahmen 
den unmittelbar betroffenen Quartieren 
zugute kommen"6. Sofern die Stadtpla-
nung formelles Planungsrecht schafft, 
können sich daraus Ansprüche auf Ent-
schädigung nach §§ 40 BauGB ergeben. 

Für das Geltendmachen der so genann-
ten Planungsschäden muss für den Ei-
gentümer eine wesentliche Minderung 
des Grundstückswertes spürbar gewor-
den sein. Dessen Bemessung regelt sich 
nach § 42 Abs. 3 und 4 BauGB, wonach 
der marktkonforme Grundstückswert auf 
Grundlage der tatsächlich ausgeübten 
Nutzung (existing use) dem Grund-
stückswert nach planungsrechtlichem 
Eingriff gegenüberzustellen ist. Eine an-
dere planungsrechtlich zulässige Nutzung 
(wie z.B. ein vermeintlicher best use) wä-
re überhaupt nur dann entschädigungsre-
levant, wenn die Dauer der Gebäudenut-
zung nicht länger als sieben Jahre betra-
gen hätte (§ 42 Abs. 2 BauGB). Eine sol-
che Situation zeigt sich in den Stadtum-
baugebieten aber nur in Ausnahmefällen. 

                                                 
6  veränderter Nachdruck der Broschüre „Rechts- 

und Verfahrensinstrumente beim Stadtumbau – 
Ergebnisse eines Planspiels“ des MSWV – jetzt 
MIR – mit einem Nachwort des Oberen Gutach-
terausschusses für Grundstückswerte des Lan-
des Brandenburg, 05/2003, Seite 53. 
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Kleiber7 weist in diesem Zusammenhang dar-
auf hin, dass die Bodenwerte bereits vor 
Maßnahmebeginn konjunkturell bedingt ge-
sunken sind und geht nicht zuletzt deshalb 
davon aus, dass die planungsschadensrecht-
lichen Regelungen im Allgemeinen kosten-
mäßig überschätzt werden. 

Ein anderer für den Stadtumbau relevanter 
Entschädigungsanspruch ergibt sich durch 
den Rechtsverlust durch Enteignung nach § 
95 BauGB. Eigens dafür ist in der Novelle des 
Baugesetzbuches im § 85 Abs. 1 Satz 7 
BauGB ein weiterer Enteignungszweck auf-
genommen worden, der die Sicherung der 
Maßnahmendurchführung gewährleisten soll; 
dann, wenn das angestrebte Konsensualprin-
zip versagt. 

 

                                                 
7 Kleiber, W.; Wertermittlung und Stadtumbau, in: Zeit-

schrift für Wohneigentum in der Stadtentwicklung und 
Immobilienwirtschaft Heft vhw-FW 6, 12/2003, Seite 
306. 

Hieraus erwächst also insbesondere für 
die Kommunen das Erfordernis, sowohl 
nutzungs- als auch planungsadäquate 
Bodenwerte in den für den Stadtumbau 
vorgesehenen Gebieten bereits im Zuge 
der Planung zu kennen, um die mögli-
chen Konsequenzen wertmäßig berück-
sichtigen zu können. 

2.2.2 Argumentationsgrundlage zur 
Maßnahmendurchführung 

Der Gesetzgeber hat empfohlen, dass für 
die Umsetzung der integrierten Stadtent-
wicklungskonzepte nach § 171c BauGB 
zur Durchführung der Maßnahmen städ-
tebauliche Verträge nach § 11 BauGB 
(als verfahrenstechnisch einfachste Me-
thode) abgeschlossen werden. Dies setzt 
ein konsensuales Verhalten, d.h. die Ein-
sicht bzw. das Interesse der betroffenen 
Eigentümer zum Vertragsabschluss vor-
aus. 

Allerdings hat sich gezeigt, dass gerade 
private Eigentümer häufig Wertvorstel-
lungen haben, die wegen der vorhande-
nen Leerstandssituation unangemessen 

 Bedarf es für die Umwidmung 
von Baulandflächen in öffentliche 
Nutzung der Sicherung in Be-
bauungsplänen? 

 Kann es als gesichert gelten, 
dass die erforderlichen Anpas-
sungen des Flächennutzungs-
planes keinen planerischen Ein-
griff im Sinne des § 42 BauGB 
darstellen? 

Beispiel Rathenow: 

Die Stadt Rathenow hat in einzelnen 
Gebieten, die u.a. von erheblichem 
Wohnungsleerstand betroffen sind, die 
Umwidmung der bestehenden Wohn-
nutzung zur Nutzung für öffentliche 
Zwecke bzw. in einem Fall für die voll-
ständige Aufgabe der Grundstücks-
nutzung vorgesehen. Daraus resultier-
ten Fragenstellungen, wie z.B.: 

 Können die Stadtumbaukonzep-
te Ansprüche auf Planungsschä-
den auslösen? 
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sind. Die Kommunen haben festgestellt, dass 
dadurch mögliche Investitionen verhindert 
werden.8 Außerdem ist bereits abzusehen, 
dass vielerorts die Durchführung von Stadt-
umbaumaßnahmen ins Stocken gerät und ge-
fährdet wird, weil die Transparenz des örtli-
chen Wertniveaus nicht gegeben ist. Unter 
den genannten Gesichtspunkten erscheint es 
deshalb an vielen Stellen hilfreich zu sein, 
den Eigentümern zu einer sachgerechten 
Einschätzung ihrer Immobilienwerte zu ver-
helfen, um sie zu einem konsensualen Ver-
halten (Vertragsabschluss) zu bewegen. 
Grundstücksübergreifende Wertermittlungen 
im Rahmen der Maßnahmedurchführung er-
scheinen dafür besonders geeignet. 

 

                                                 
8  vgl.: Ermittlung von Bodenwerten, in: a.a.O.(Fn.6), 

Seite 69. 

Ergänzt wird das Erfordernis maßnah-
mebezogener Bodenwerte durch die 
Verpflichtung der Planungsinstitute ge-
genüber dem Fördermittelgeber, die 
Maßnahmen im Rahmen der Genehmi-
gungsverfahren zu rechtfertigen und zu 
plausibilisieren. An dieser Stelle wird eine 
Wechselwirkung zwischen allen Akteuren 
deutlich, wobei den Verantwortlichen in 
der Stadtplanung die Rolle des „Interes-
senvermittlers“ zukommt. Für die Ent-
scheidung zur Vergabe von Fördermitteln 
wird vorausgesetzt, dass deren Einsatz 
und die vertragliche Gegenleistung des 
Empfängers in einem adäquaten Verhält-
nis stehen. Dieses Anliegen ist auch vom 
Fördergeldgeber eindeutig zum Ausdruck 
gekommen.9  

 
2.2.3 Kontext zu weiteren Maßnah-

men nach dem Besonderen 
Städtebaurecht 

Den Gemeinden bleibt die Option offen, 
die Gebietskulissen des Stadtumbaus 
u.a. sanierungsrechtlich nach §§ 136 ff 
BauGB abzuwickeln, sofern sich die an-
gestrebte Konsensualstrategie nicht um-
setzen lässt. Des Weiteren gibt es in der 
Praxis häufig räumliche Überlagerungen 
bzw. Überschneidungen unterschiedlicher 
Maßnahmen des Besonderen Städtebau-
rechts. Dabei ist in den meisten Fällen die 
Stadtumbau-Förderkulisse auf förmlich 
festgesetzte Sanierungsgebiete übertra-

                                                 
9  hierzu im Rahmen der Sitzungen: Hr. Bußmann,  

MIR – Abteilung Fördermittel für Stadtumbau im 
Land Brandenburg.  
kritisch dazu: der Sächsische Rechnungshof im 
Jahresbericht 2005, Seite 170 ff. 

Beispiel Luckenwalde: 

Im Stadtentwicklungskonzept der 
Stadt Luckenwalde ist ein Projekt mit 
der Zielstellung integriert, private Ei-
gentümer, "die inaktiv nicht moderni-
sierten Wohnraum leer stehen lassen 
bzw. keine Markterfolge erzielen oder 
keine Chancen sehen", zur Aufgabe 
der Grundstücke zu bewegen. Als 
Hindernis für einen geplanten Aufbau 
eines Immobilienpools hat sich ge-
zeigt, dass "passive private Anbieter in 
der Regel einen Immobilienbestands-
wert annehmen, der weit über dem 
möglichen Ertragswert liegt und auch 
langfristig nicht zu erreichen ist (Ver-
mögensfiktion)". 
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gen worden. Die daraus resultierenden unter-
schiedlichen Rechtsfolgen (Erhebung von 
Ausgleichbeträgen etc.) lassen eine inhaltli-
che Trennung der Maßnahmen sinnvoll er-
scheinen, obwohl die Änderungen der Rah-
menbedingungen, auf die die Stadtumbau-
Förderkulisse reagiert, durchaus eine Modifi-
kation der Sanierungsziele implizieren kann. 

Aus diesen Tatbeständen erwächst die 
Erkenntnis, stadtumbaubezogene Bo-
denwerte in Anlehnung an die im BauGB 
definierten Anfangs- und Endwerte zu 
ermitteln. Diese Erkenntnis wird durch 
zwei weitere Faktoren bestärkt: 

So hat Reuter10 die Notwendigkeit von 
Bodenordnungsmaßnahmen untersucht 
und dabei festgestellt, dass gerade mit-
tels städtebaulicher Umlegung ein Aus-
gleich gegenläufiger Interessen der Ei-
gentümer hergestellt werden kann. Die 
Anwendung sei laut Reuter insbesondere 
für Umstrukturierungsgebiete zu empfeh-
len. 

Eine weitere entscheidende Herausforde-
rung bei der Umsetzung des Stadtum-
baus stellt der Vorteils- und Lastenaus-
gleich dar, der im § 171c BauGB als we-
sentlicher Gegenstand der städtebauli-
chen Verträge hervorgehoben wurde. Ur-
sache hierfür sind die unterschiedlichen 
Einbindungen der Wohnungsunterneh-
men und Privaten bei der Umsetzung der 
Stadtumbaumaßnahmen, wodurch be-
sondere Belastungen oder auch Wettbe-
werbsvorteile für einzelne Eigentümer 
entstehen. In diesem Zusammenhang 
wird u.a. hinterfragt, inwiefern sich die 
Maßnahmen auf die Wertverhältnisse der 
näheren Umgebung auswirken, wie z.B. 
auf Nachbargrundstücke. Zum Ausgleich 
der Disparitäten sind finanzielle Ausglei-
che zwischen den Akteuren im Gespräch. 
Als Maßstab zur sachgerechten Vertei-

                                                 
10  Reuter, F., Bodenordnung bei Stadtumbau und 

Stadtrückbau; in: FORUM, Sonderheft Stadtum-
bau 01/2004, Berlin, 2004, Seit 10 ff. 

Beispiel Luckenwalde: 

Der Gutachterausschuss der Stadt
Luckenwalde hat jährlich über besondere 
Bodenrichtwerte für zwei innerstädtische 
Sanierungsmaßnahmen zu beraten, die 
1995 von der Stadtverwaltung förmlich 
beschlossen wurden. Seit 2001 werden in 
Luckenwalde Stadtumbaukonzepte erar-
beitet. Einen Beschluss zur Durchführung 
von Stadtumbaumaßnahmen fasste die 
Stadtverwaltung im Mai 2002. Demnach 
bestand die Situation, dass innerhalb lau-
fender Sanierungsmaßnahmen die Not-
wendigkeit zu weitreichenden Umgestal-
tungen der Stadt unter veränderten Rah-
menbedingungen erkannt und entspre-
chende Maßnahmen vorbereitet wurden. 

Stadtumbaumaßnahmen sind in großen 
Teilen der Stadt Luckenwalde vorgese-
hen. Die Sanierungsmaßnahmen stellen 
sich dabei als Stadtentwicklungsschwer-
punkte innerhalb der Gesamtmaßnahme 
Stadtumbau dar. Für die rechtskonforme 
Anwendung des besonderen Städtebau-
rechts müssen die bestehenden Wech-
selwirkungen zwischen den Maßnahme-
gebieten erfasst werden. Diese bilden sich 
zurzeit aber noch nicht in den (wenigen) 
Kauffällen ab. 
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lung der Vorteile und Lasten müssen die 
herrschenden Wertverhältnisse auf Grundla-
ge marktgerechter maßnahmebezogener Bo-
denwerte abgebildet werden. Dies wird gera-
de dann wichtig, wenn der Erlass von Alt-
schulden nach § 6 a Altschuldenhilfegesetz 
AHG wirtschaftlich ausgewogen berücksich-
tigt werden soll. 

2.2.4 Erfüllung kreditwirtschaftlicher 
Vorgaben 

Darüber hinaus ergeben sich Anlässe zur Bo-
denwertermittlung aus der Verknüpfung des 
Verkehrswertes i. S. d. § 194 BauGB zu an-
deren Rechtsbereichen, wobei der Verkehrs-
wert als Ausgangsgröße zur Bemessung 
zugrunde gelegt wird. Im Wesentlichen be-
steht für den Stadtumbau die Verknüpfung 
des Verkehrswertes11 

 im Kreditwirtschaftrecht (als Belei-
hungswert) nach § 16 PfandBG und 

 im Bilanzrecht nach § 253 HGB. 

Durch den Rückbau bzw. Abriss baulicher An-
lagen werden die Verkehrswerte der Immobi-
lien stark beeinflusst, was entsprechende 
Auswirkungen auf die Bilanzen der Unter-
nehmen und die für das Darlehen gegebenen 
Sicherheiten in Form der Immobilien hat. Der 
Kontext zur Wertermittlungspflicht stellt sich 
wie folgt dar: 

Die Wohnungsunternehmen in den neuen 
Ländern bewerten ihre Grundstücke und Ge-
bäude nach den handelsrechtlichen Vorschrif-

                                                 
11  in Anlehnung an Kleiber, W. in: Kleiber/ Simon/ Wey-

ers, Verkehrswertermittlung von Grundstücken, 
Kommentar und Handbuch, Köln, 2002, Seite 95 ff. 

ten durch Fortschreibung der DM-
Eröffnungsbilanz. Interessant ist in die-
sem Zusammenhang, dass für alle nach 
dem Handelsgesetzbuch HGB aufgestell-
ten Bilanzen eine Abschreibungspflicht 
auf den so genannten niedrigen beizule-
genden Wert (i. d. R. den Verkehrswert) 
zum Abschlussstichtag gilt. Insbesondere 
bei dauerhafter Wertminderung wird im 
§ 253 HGB geregelt, dass Vermögens-
werte, für die mehrere Wertansätze in 
Frage kommen, mit dem niedrigsten Wert 
zu bilanzieren sind. Der Bundesverband 
deutscher Wohnungsunternehmen GdW12 
hat sich mit den Bewertungsfragen auf-
grund des zurzeit bestehenden strukturel-
len Leerstands und dem vorgesehenen 
Abriss in den Stadtumbaugebieten be-
schäftigt und dazu Stellung bezogen. 

Bewertungstechnisch ergibt sich die Not-
wendigkeit der Bodenbewertung dadurch, 
dass Grundstück und Gebäude bei der 
Bilanzierung von Anlagevermögen als 
zwei Vermögensgegenstände anzusehen 
sind. Dabei ist zu beachten, dass auf den 
Bodenwert sowohl die strukturellen Zu-
standsmerkmale als auch die Marktver-
hältnisse durchschlagen. 

Des Weiteren zeigt sich als wesentliches 
Umsetzungshemmnis des Stadtumbaus, 
dass die Banken bei der Prolongation 
von Krediten und Darlehen zurückhal-
tend agieren13. Die Buchwerte der Woh-

                                                 
12  Bundesverband deutscher Wohnungsunterneh-

men (GdW), Stadtumbau Ost – Ausgewählte 
Fragen der praktischen Umsetzung, Arbeitshilfe 
39, Berlin, 2002, Seite 87. 

13  Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik 
GmbH (IFS), Fortschritte und Hemmnisse beim 
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nungsunternehmen werden dabei zunehmend 
kritisch hinterfragt und eine marktgerechte 
Wertermittlung entsprechend der kreditinstitu-
tionellen Rechtsvorschriften angestrebt. Die 
Frage nach Bodenwerten stellt sich durch fol-
genden Zusammenhang: 

Nach den einschlägigen Beleihungsgrundsät-
zen / Wertermittlungsanweisungen dient zur 
Ermittlung und Festsetzung des Belei-
hungswertes nach § 16 des Pfandbriefge-
setzes (PfandBG) der Verkehrswert nach § 
194 BauGB als Höchstgrenze. Danach darf 
die Höhe des Beleihungswertes den Wert 
nicht übersteigen, der sich “bei vorsichtiger 
Bewertung der zukünftigen Verkäuflichkeit ei-
ner Immobilie und unter Berücksichtigung... 
der derzeitigen und möglichen anderweitigen 
Nutzungen ergibt.“ Bei der Festsetzung des 
Beleihungswertes sind die dauernden Eigen-
schaften und der Ertrag zu berücksichtigen, 
welchen das Grundstück bei ordnungsgemä-
ßer Bewirtschaftung jedem Besitzer nachhal-
tig gewähren kann. 

Im Rahmen kreditwirtschaftlicher Immobilien-
wertermittlung haben sich die Sachverständi-
gen "permanent am Markt zu orientieren". Ei-
ne turnusmäßige Überprüfung ist nach den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Kreditbear-
beitung erforderlich, zumal eine direkte Ab-
hängigkeit des Beleihungswerts vom Ver-
kehrswert besteht. 

Deshalb sind die Banken zur Erfüllung ihrer 
vorgegebenen Aufgaben maßgeblich auf die 
Bestimmung sachgerechter Vermögenswerte 
angewiesen. Hier verdeutlicht sich die Bedeu-

                                                                           

Vollzug des Stadtumbau Ost – Unternehmensumfra-
ge, Endbericht, Berlin, 2004, Seite 22 ff. 

tung marktkonformer Bodenwerte als Ein-
gangsgröße für die Wertermittlungen, die 
sowohl die Perspektiven der Grundstücke 
als auch die Auswirkungen der geplanten 
Maßnahmen berücksichtigen sollten. 

2.2.5 Zum Bedarf an Bodenwerten 

Aus den Bewertungsanlässen lässt sich 
also neben der obligatorischen Ermittlung 
von Bodenrichtwerten auch das Erforder-
nis der Abschätzung maßnahmebedingter 
Bodenwerte erkennen – ggf. bietet sich 
die Beauftragung zur Ermittlung beson-
derer Bodenrichtwerte i.S.d. § 196 Abs. 
1 Satz 5 BauGB an. Für die nachfolgende 
Systematisierung der Bewertungsfragen 
im Stadtumbau werden diese in Abgren-
zung zu den ausgleichsbetrags-
relevanten Anfangs- und Endwerten be-
grifflich als Start- und Zielwerte definiert. 

Der Startwert SW erfasst qualitativ die 
Zustandssituation vor Aufnahme der 
Stadtumbaumaßnahmen. Seine Abschät-
zung ermöglicht die Abgrenzung der 
durch die Stadtumbaumaßnahme beein-
flussten Bodenwertentwicklung gegen-
über der allgemeinen bzw. der durch an-
dere Maßnahmen bedingten Bodenwert-
entwicklung. Als Qualitätsstichtag bietet 
sich der Beginn der Erarbeitung des städ-
tebaulichen Entwicklungskonzeptes 
(ISEK) an, da ab diesem Zeitpunkt für 
einzelne Gebiete mit der Durchführung 
besonderer städtebaulicher Maßnahmen 
gerechnet werden kann. Da der Startwert 
die städtebauliche Situation eines Grund-
stücks oder Stadtgebietes vor Beginn ei-
ner Stadtumbaumaßnahme widerspiegelt, 
ist zu erwarten, dass dieser Wert wegen 
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des eingetretenen Substanz-, Funktions- und 
Strukturverlustes deutlich unter dem allge-
meinem Bodenrichtwertniveau liegt. 

Für den Zielwert ZW ist die planungsadäqua-
te Grundstücksqualität nach Abschluss der 
Stadtumbaumaßnahmen anzuhalten. Eine 
begriffliche Trennung von den im besonderen 
Städtebaurecht definierten Anfangs- und 
Endwerten liegt darin begründet, dass letztere 
nur im Zusammenhang mit der Erhebung von 
Ausgleichsbeträgen nach § 154 BauGB Ver-
wendung finden. Diese Möglichkeit der Refi-
nanzierung besteht in Stadtumbaugebieten 
prinzipiell nicht. 

Die maßnahmebedingten Bodenwerte (Start- 
und Zielwert) beziehen sich stets auf densel-
ben Wertermittlungsstichtag und könnten so-
wohl grundstücks- als auch gebietsbezogen 
ermittelt werden. 

 

 

Anlässe zur Wertermittlung 

 Prüfung von Planungsschäden 

 Argumentationsgrundlage zur Maß-
nahmendurchführung 

 Kontext zu Maßnahmen nach dem 
Besonderen Städtebaurecht 

 Erfüllung bilanztechnischer bzw. 
kreditwirtschaftlicher Vorgaben 

Bedarf an Bodenwerten 

 Aktualisierung der Bodenrichtwerte 

 maßnahmebezogene 
Bodenwerte (nutzungs- und 
planungsadäquat) 
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3 Leitlinien als Lösungsansätze 
spezieller Bewertungsfragen 

Die Stadt Luckenwalde legte ein Papier mit 
folgenden Fallbeispielen mit Fragen zur 
Auswirkung auf die Bodenwerte vor: 

Stadt Luckenwalde 

 Innerstädtische Umbaumaßnahme 
mit dem Ziel der Schaffung öffentli-
cher Räume ([Ordnungs-], Rück-
bau- und Aufwertungsmaßnahmen)

 Innerstädtische Umbaumaßnahme 
zur Schaffung einer öffentlichen 
Durchwegung und Vernetzung von 
Grundstücken ([Ordnungs-], Rück-
bau- und Aufwertungsmaßnahmen)

 Verlegung eines im Sanierungsge-
biet gelegenen Straßenzugs durch 
Abriss einzelner Gebäude. Lang-
fristige Verfolgung der Neugestal-
tung des öffentlichen Raums 
([Ordnungs-], Rückbau- und Auf-
wertungsmaßnahmen) 

Hoher Wohnungsleerstand, hoher Moderni-
sierungsbedarf und struktureller Qualitäts-
verlust werden als Begründung für die be-
reits durchgeführten Abrisse und geplanten 
Abriss- und Aufwertungsmaßnahmen ange-
führt. 

Die sich aus den vorgelegten Fällen erge-
benden Fragen an den Gutachteraus-
schuss lauteten: 

1. Auswirkungen der geplanten Um-
baumaßnahmen auf die Boden-
werte der Nachbargrundstücke; 

2. Auswirkungen der Unterschutz-
stellung (Denkmalschutz) von 
Gebäuden auf die Entwicklung 
eines Quartiers; 

3. Wertvor- oder -nachteile, die sich 
aus der Beräumung einzelner 
Grundstücke ergeben. Lassen 
sich Wertunterschiede der 
Grundstücke miteinander "in 
Ausgleich bringen"?; 

4. "Neue" Verfahrensweise bei 
Stadtumbaugebieten in Gebieten 
mit laufenden Sanierungs-
maßnahmen; 

5. "Neue" Verfahrensweise bei Sa-
nierungsmaßnahmen in beste-
henden Stadtumbaugebieten. 

In einem round-table-Gespräch mit Vertre-
tern der Gemeinde Luckenwalde, des MIR, 
des Sanierungsträgers und des Gutachter-
ausschusses im Landkreis Teltow-Fläming 
wurde versucht, sich den gestellten Fragen 
an Hand von Thesen zu nähern. Im Rah-
men des Planspiels wurden diese Thesen 
unter Einarbeitung der Diskussionsbeiträge 
fortgeschrieben und mit Vertretern aus Ra-
thenow und anderen Gemeinden weiter 
diskutiert. In Rathenow konnte auch die 
Wohnungswirtschaft eingebunden werden. 
Diese Gespräche verfolgten das Ziel, 
Grundlagen für die Beantwortung der ge-
meindlichen Anfragen und künftigen Bewer-
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tungsaufgaben der Gutachterausschüsse 
zu legen. 

3.1 Stadtumbaukonzepte sind infor-
melle Planungen, die sich bezüg-
lich des Rückbaus kurzfristig, in 
Bezug auf Erhaltungs- und Aufwer-
tungsmaßnahmen i.d.R. nur mittel-
fristig umsetzen lassen. 

Die gesetzlich verfügte Planungskonkreti-
sierung geschieht „im Vorfeld der Bauleit-
planung“. Die Vorlage von Stadtumbaukon-
zepten ist Voraussetzung für den Einsatz 
von Fördermitteln. Daneben dienen sie als 
Grundlage konsensualer und öffentlich-
rechtlicher Regelungen. Stadtumbaukon-
zepte sind Grundlage für die kommunale 
Finanzierungsplanung, sie sind verbindli-
che Planungsinstrumente für die gemeind-
lichen Planungsstellen. Es ist zu beobach-
ten, dass sich Investoren an Stadtumbau-
konzepten dann orientieren, wenn diese im 
Falle von Aufwertungsmaßnahmen mit 
Förderbewilligungen verknüpft werden. 

3.2 Rahmenbedingungen wie Förder-
bestimmungen, kommunale Unter-
haltungspflichten und wirtschaftli-
che Rücksichten beeinflussen die 
Umsetzung von Stadtumbaukon-
zepten. 

Grundsätzlich gilt, dass bei Abrissmaß-
nahmen die Fördermittel zu je 50 % von 
Bund und Ländern aufgebracht werden. 
Für Aufwertungsmaßnahmen ist eine Drit-
telaufteilung zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen vorgesehen. Da die Kommu-
nen den Eigenanteil für Aufwertungsmaß-
nahmen häufig nicht aufbringen können, 
werden der Abriss und das Brachlegen von 

Grundstücken begünstigt. 

Zudem entscheiden sich die Kommunen 
eher für Flächenabrisse als für den Rück-
bau oder Abriss einzelner Gebäude. Im 
letzteren Fall müssen die öffentliche Er-
schließung, Ver- und Entsorgung sowie In-
frastruktur weiter gewährleistet werden. 
Diese Vorgehensweise deckt sich durchaus 
mit dem allgemeinen Ziel des Stadtum-
baus, den zukünftigen Erschließungsauf-
wand der Städte zu verringern und die bau-
lichen Nutzungen in innerstädtischen La-
gen zu konzentrieren. Die Sorge um den 
Erhalt der kommunalen Wohnungsbauge-
sellschaften und deren wirtschaftlicher Sa-
nierung wirkt sich ebenfalls auf Art und Um-
fang der Maßnahmen aus. Auch hierbei 
gilt, dass Rückbau und Entschuldung ge-
genüber Gebäudesanierung oder Neubau 
regelmäßig Vorrang genießen. 

3.3 Die Festlegung eines Gebiets zur 
Sicherung von Durchführungs-
maßnahmen des Stadtumbaus 
durch Satzung erhöht die Rechts- 
und Planungssicherheit und be-
günstigt die Investitionsbereit-
schaft. 

Eine Durchführungssicherungssatzung 
impliziert das Vorhandensein eines Ent-
wicklungskonzepts und Planungen über die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit der Einzel-
maßnahmen. Gemeinsam mit dem sat-
zungsgemäßen Recht der Gemeinde über 
die Verhinderung von städtebaulich unge-
wünschten Maßnahmen werden damit per-
spektivische Aussagen über die beabsich-
tigte Stadtentwicklung untermauert. 
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3.4 Der Bodenwert wird sich insbe-
sondere durch Änderung des ver-
bindlichen Planungsrechts oder 
durch tatsächliche Änderung der 
Lagefaktoren verändern. 

Bei Stadtumbaumaßnahmen wird die ver-
bindliche Bauleitplanung regelmäßig zu-
gunsten informeller Planungen zurückge-
stellt. Dementsprechend stützt sich die 
Wertermittlung entweder auf das beste-
hende Planungsrecht oder aber sie beur-
teilt das avisierte Planungsrecht perspekti-
visch. Hierzu bedarf es aber einer hinrei-
chenden Konkretisierung, d. h. Wertprog-
nosen können i.d.R. erst dann verlässlich 
erstellt werden, wenn das neue Planungs-
recht mit hinreichender Sicherheit zu erwar-
ten ist. 

Die Lagefaktoren beschreiben die Auswir-
kung der Umgebung auf das zu bewerten-
de Grundstück. Die Umgebungsstruktur 
kann sich im Laufe einer Maßnahme ver-
ändern, sofern die Ziele und Zwecke der 
Maßnahme rechtlich und tatsächlich umge-
setzt werden. 

Auch für die Anrechenbarkeit von zu erwar-
tenden Umgebungsveränderungen bedarf 
es einer hinreichenden Planungssicherheit, 
die nicht zwangsläufig von der Planreife ei-
ner verbindlichen Bauleitplanung abhängig 
ist. So kann die Umsetzung konsensualer 
Strategien auf der Grundlage von Stadtum-
bauverträgen und auf der Basis von Stadt-
umbaukonzepten sowohl lagebezogene 
Nutzungs- als auch Qualitätsänderungen 
bewirken. 

 

 

3.5 Bodenpreise verändern sich nicht 
auf Grund informeller Planungen 
(Stadtumbaukonzepte), sondern 
durch Reaktion des Marktes auf die 
Umsetzung städtebaulicher Pla-
nung. 

Auch wenn städtebauliche Konzepte neben 
Rückbaugebieten Erhaltungs- und Aufwer-
tungsgebiete ausweisen und damit Per-
spektiven für die Entwicklung der Gemein-
de darstellen, bleiben diese Planungen i.A. 
zunächst ohne Auswirkung auf den Bo-
denmarkt. Auf Grund der wirtschaftspoli-
tisch angespannten kommunalen Situation 
sind Eigentümer wie Investoren nicht be-
reit, qualifizierte städtebauliche Planungen 
grundsätzlich als umsetzbar zu bewerten. 
Hierbei ist auch beachtlich, dass bei Auf-
wertungsmaßnahmen die Gemeinden ein 
Drittel der Finanzmittel selbst stellen müs-
sen. Für Kommunen stellen sich Flächen-
abrisse finanziell günstiger dar. 

Mit Reaktionen auf den Bodenmarkt kann 
erst dann gerechnet werden, wenn die In-
halte der erlassenen Stadtumbausatzungen 
von den Marktteilnehmern als realistisch 
und umsetzbar angesehen werden. 

3.6 Stadtumbauverträge können sich 
auf Grund der darin enthaltenen 
Vereinbarungen und Verpflichtun-
gen auf den Bodenwert auswirken. 

Die vertragliche Verpflichtung des Eigen-
tümers, die beschlossenen (Rückbau-) 
Maßnahmen in Gänze zu realisieren und 
finanziell zu sichern, schafft eine gewisse 
Planungssicherheit. Dies gilt auch für den 
kommunalen Zustimmungsvorbehalt bei 
Veräußerung, die allgemeine Zweckbin-
dung und die Verpflichtung, bei allen Maß-



 

 

Leitlinien als Lösungsansätze spezieller Bewertungsfragen 

 Bodenwertermittlung in Stadtumbaugebieten 19 

nahmen die Ziele des Stadtumbaukonzep-
tes zu beachten. Auch der Verzicht auf pla-
nungsschadensrechtliche Ansprüche kann 
als Planungs- und Gestaltungshilfe für die 
Kommune betrachtet werden. Alle Regula-
rien sind geeignet, den Grundstückszu-
stand konkret zu fassen und die Grund-
stücksentwicklung beschreibbar zu ma-
chen. 

3.7 Kurzfristige Auswirkungen auf den 
Bodenmarkt sind bei unveränder-
tem Planungsrecht weder bei flä-
chenhaftem noch bei punktuellem 
Rückbau zu erwarten. 

Eine desolate städtebauliche Situation wird 
nicht allein durch Abriss behoben. Soweit 
keine Bauleitplanung vorgesehen ist, bleibt 
es zwar beim alten Planungsrecht, die 
stadträumliche und strukturelle Wertkom-
ponente kann sich aber nach dem Abriss 
sogar noch verschlechtern. Dies wird der 
Fall sein, wenn z.B. die sozialen Daten (So-
zialstruktur, Altersdurchschnitt usw.) nicht 
durch Aufwertungsmaßnahmen verbessert 
werden. 

Es kann damit gerechnet werden, dass ei-
ne Bodenwertminderung dann eintritt, wenn 
mit dem Gebäudeabriss auch die Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen beseitigt wer-
den. Hierdurch wird der Rückfall in eine 
niedrigere Entwicklungsstufe bewirkt. 

3.8 Das Lagepotential (Nachnut-
zungsmöglichkeiten) von Stadtum-
bauflächen stellt ein prägende Bo-
denwertkomponente dar. 

Das Bodenwertniveau wird gebiets- oder 
grundstücksbezogen durch die Aussicht auf 
qualifizierte bauliche Nachnutzungen (z. B. 

individueller Wohnungsbau oder Gewerbe) 
geprägt. Entsprechend wird für Grundstü-
cke, in denen nichtbauliche bzw. öffentliche 
Nutzungen vorgesehen sind, ein Wertever-
fall zu Buche schlagen. Hier wird i.d.R. ein 
Verlust der Baulandqualität eintreten. Rea-
lisierte Zwischennutzungen „drücken“ war-
tezeitbedingt den nachnutzungsadäquaten 
Bodenwert.  

3.9 Bei der Anwendung deduktiver 
Verfahren zur Bodenwertermittlung 
ist es erforderlich, sich an realisti-
schen Nutzungsszenarien zu orien-
tieren. 

Sofern für Flächen in Stadtumbaugebieten 
eine Bauerwartung eingeschätzt werden 
kann, muss bei der Bodenwertermittlung 
auf eine tatsächlich zu erwartende Nach-
nutzung abgestellt werden (z.B. die in der 
Bauleitplanung avisierte Nutzung). Wertbe-
stimmend wird sein, ob für die angehaltene 
Nutzung eine entsprechende Nachfrage 
des Grundstücksmarktes festzustellen ist. 

An dieser Stelle sind die Sachverständigen 
herausgefordert zu beurteilen, unter wel-
chen Bedingungen Zielnutzungen die Bo-
denwerte tatsächlich beeinflussen und ab 
wann der Markt unverbindliche Planungen 
antizipiert. 

3.10 Sofern Stadtumbaumaßnahmen für 
Gebiete beschlossen werden, in 
denen städtebauliche Sanierungs-
maßnahmen durchgeführt werden, 
sollten maßnahmebedingte Bo-
denwerterhöhungen der jeweiligen 
Maßnahme voneinander unter-
schieden werden. 
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Dies wird insbesondere dann erforderlich 
sein, wenn die Gemeinden einen Nachweis 
über maßnahmebezogene Fördergelder 
führen müssen. 

Nach §171a BauGB können Stadtumbau-
maßnahmen ergänzend oder anstelle von 
sonstigen Maßnahmen nach dem Besonde-
ren Städtebaurecht durchgeführt werden. 
Mit Bezug auf diesen Paragraphen wird im 
Land Brandenburg überwiegend die Auffas-
sung vertreten, dass Fördergelder aus dem 
Stadtumbauprogramm durchaus für das Er-
reichen von Zielen und Zwecken der Sanie-
rungsmaßnahmen eingesetzt werden dür-
fen. „Sofern sich aus den Untersuchungen 
zum Stadtumbau notwendige Änderungen 
der Sanierungsziele ergeben, und diese un-
ter Beachtung von §139 [3] BauGB ent-
sprechend geändert werden, sind die Aus-
wirkungen auf die sanierungsbedingten Bo-
denwertsteigerung ebenfalls zu berücksich-
tigen. Darüber hinaus sind lediglich stadt-
umbaubedingte Bodenwertsteigerungen 
denkbar, die nicht in die Ausgleichbetrags-
ermittlung einfließen. Für die Einschätzung, 
welche konkreten Maßnahmen zu sanie-
rungsbedingten Bodenwertsteigerungen 
führen und damit im klassischen Sanie-
rungsverfahren zu möglichen Ausgleichsbe-
trägen führen, ist es jedoch unerheblich, 
über welche Förderprogramme diese Vor-
haben finanziert werden, sofern die Förde-
rung zum Zweck der Sanierungsdurchfüh-

Grundsätzlich ist jedoch festzuhalten, dass 
das Baugesetzbuch nur für Sanierungs- 

                                                 

14 MIR, Referat 21 

und Entwicklungsmaßnahmen eine Aus-
gleichsbetragserhebung vorsieht. Die Ab-
schöpfung möglicher, durch eine Stadtum-
baumaßnahme bewirkter Bodenwerterhö-
hungen ist vom Gesetzgeber, möglicher-
weise aufgrund der konsensualen Ausprä-
gung der Durchführung des Stadtumbaus, 
nicht beabsichtigt. 

rung gewährt wird.“14 
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4 Systematisierung der Bewer-
tungsinstrumente im Stadtum-
bau 

4.1 Umgang mit Bodenwerten in der 
aktuellen Bewertungspraxis 

Im Rahmen des Planspiels wurden ver-
schiedene Gutachterausschüsse gebeten, 
zu bewertungsrelevanten Fragen und dem 
Handlungsbedarf bezüglich der Bodenwert-
ermittlung Stellung zu nehmen. Dieser An-
frage folgten u.a. die Gutachterausschüsse 
Havelland (Rathenow) und Brandenburg an 
der Havel. 

Aus der vorgestellten Vorgehensweise er-
gibt sich Klärungsbedarf für folgende Sach-
verhalte: 

 Inwiefern kann es sachgerecht sein, 
bei der Bodenwertermittlung auf eine 
bauliche Nutzung abzustellen, die 
zum Wertermittlungsstichtag nicht 
nachgefragt wird? 

 Stützen sich die beratenen Boden-
richtwerte auf eine ausreichend fun-
dierte Datengrundlage, so dass sie 
als Vergleichswerte geeignet und be-
gründbar sind?  

 

Der Gutachterausschuss des Landkreises 
Havelland verfasste einen Bericht zur Bo-
denwertermittlung am Beispiel der Stadt 
Rathenow und bezog in diesem Zuge 
gleichzeitig Stellung zu bewertungstechni-
schen Fragen, die im allgemeinen Zusam-
menhang mit dem Stadtumbau stehen15. 

 

 

                                                 
15 Gutachterausschuss für Grundstückswerte im 

Landkreis Havelland, Bericht zur Bodenwertermitt-
lung im Zusammenhang mit Stadtumbaumaßnah-
men in der Stadt Rathenow, 2005 

Als erster Ansatz wurde der Bodenwert 
als Bauerwartungsland mit 25% vom-
Wert des umliegenden Baulandes an-
gegeben. Vergleichsweise wurde der 
Bodenrichtwert über den Zeitraum der 
Nutzungsbeschränkung diskontiert. 

Beispiel Brandenburg/ Havel 
(Stadtumbauvertrag): 

Der Gutachterausschuss erstellte ein 
Verkehrswertgutachten für ein bebautes 
Grundstück in einem Stadtumbaugebiet, 
für das der punktuelle Abbruch von 
Mietwohnhäusern auf der Grundlage 
von Stadtumbauverträgen gemäß § 
171c BauGB mit anschließender Nut-
zung als öffentliche Grünfläche mit 
grundsätzlich 25-jähriger Zweckbindung 
vorgesehen ist. Eine bauliche Nutzung 
wird auch innerhalb dieses Zeitraumes 
nicht generell ausgeschlossen (z.B. 
dienstleistungsorientierte und soziale 
Bauten, Eigentumswohnungen). Zur 
Einschätzung des Bodenwertes wurde 
der Bodenrichtwert für die umgebenden 
Wohnbauflächen herangezogen (drei- 
bis fünfgeschossig, geschlossene Be-
bauung), der nachweislich auch für 
dienstleistungsorientierte Bauflächen 
gezahlt wurde. 
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Auch an dieser Stelle bleiben nach Ansicht 
des OGA einige Fragen offen: 

 Wie können Abschläge zur Berück-
sichtigung der allgemeinen Wert-
verhältnisse (Marktanpassung) nicht 
nur pauschal, sondern auch nachvoll-
ziehbar und begründbar gestaltet 
werden? 

 Welche Szenarien sind bei der Bo-
denwertermittlung marktkonform an-
zuhalten (vorhandene Nutzung, Pla-
nung oder wirtschaftlich vernünftigste 
Nutzung etc.)? 

 Warum sind Bodenwerte mit den Zu-
ständen vor bzw. nach dem Abbruch 
zu unterscheiden? 

Auf Grund der beschriebenen Vorgehens-
weise der Gutachterausschüsse und den 
daraus resultierenden offenen Fragen sieht 
der Obere Gutachterausschuss das Erfor-
dernis, die für Bodenwertermittlung relevan-
ten Aspekte des Stadtumbaus systematisch 
zu beschreiben. Dies gilt sowohl für die 
Rahmenbedingungen als auch die Begriffe 
und Verfahrenszusammenhänge. Diese 
Zielstellung des Planspiels wurde im Rah-
men einer Diplomarbeit16 unterstützt. Die 
gewonnenen Erkenntnisse wurden im Obe-
ren Gutachterausschuss diskutiert sowie 
Vereinfachungen und Weiterentwicklungen 
angeregt. Nachfolgend werden die Ergeb-
nisse in drei Stufen präsentiert: 

 Präsentation eines Erklärungsmo-
dells als Grundgerüst zur Verdeut-
lichung der Aufgabenstellungen, 
Begrifflichkeiten und Lösungsvor-
schläge, 

 Vorstellung von Verfahren zur Bo-
denwertermittlung beim Stadtum-
bau, 

 Anwendung der Bewertungsansät-
ze bei stadtumbau-typischen Fall-
konstellationen. 

                                                 
16 Matz, A., Diplomarbeit am Lehrstuhl Bau- und Pla-

nungsrecht, BTU Cottbus, 2005 

Beispiel Rathenow: 

Der Gutachterausschuss im Landkreis 
Havelland hat die Bodenwertermittlung 
für ausgewählte Stadtumbaugebiete in 
der Stadt Rathenow vorgenommen. Bei 
der Wertermittlung wurde grundlegend 
zwischen einem Bodenwert vor und 
nach dem Abbruch unterschieden.  

Der Bodenwert vor dem Abbruch ergab 
sich laut Ausführungen als Liquidati-
onswert. 

Der Bodenwert nach dem Abbruch wur-
de in Abhängigkeit unterschiedlicher 
Nachnutzungs-Szenarien eingeschätzt. 
Für die Nutzung der Flächen mit Ge-
schosswohnungsbau wurde aufgrund 
des gegebenen Überangebots ein 50%-
iger Abschlag als Marktanpassung vor-
genommen. 
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4.2 Erklärungsmodell zur Charakteri-
sierung des Stadtumbaus 

Die Bodenwertentwicklung im Zusammen-
hang mit Stadtumbaumaßnahmen hängt 
von besonders zahlreichen Einflussgrößen 
ab, die qualitativ und quantitativ ineinander 
greifen. Zum besseren Verständnis der Ab-
hängigkeiten wird nachfolgend ein Modell 
vorgestellt, in dem die Entwicklung der Bo-
denwerte in einem Gebiet über einen länge-
ren Zeitraum betrachtet wird. Dabei wird die 
Dauer einer besonderen städtebaulichen 
Maßnahme in diesem Gebiet in den Rah-
men der allgemeinen städtebaulichen Ent-
wicklung gestellt. 

Mit Hilfe des Modells lassen sich nicht nur 
die Einflussgrößen auf die Bodenwerte ver-
deutlichen, sondern auch die Problempunk-
te der Bodenwertentwicklung in diesem 
Zeitraum darstellen. Darüber hinaus eignet 
sich das Modell als methodisches Gerüst 
für die Vorstellung verschiedener Fallkons-
tellationen und die Ableitung geeigneter 
Verfahren für die Abschätzung der Boden-
wertentwicklung innerhalb von Stadtum-
baumaßnahmen. 

4.2.1 Einflussgrößen auf die Boden-
wertentwicklung 

Zunächst gilt, dass jedes Gebiet als Be-
standteil eines städtischen Raums durch 
Veränderungen der städtebaulichen Rah-
menbedingungen geprägt wird. Deren Aus-
wirkungen schlagen sich in der allgemeinen 
städtebaulichen Entwicklung nieder. Diese 
wird wesentlich durch die gemeindliche 
Handhabung der allgemeinen Rechtsinstitu-
te des Baugesetzbuches mitbestimmt. In 
den Fällen größerer städtebaulicher 

Entwicklungsstörungen bietet das besonde-
re Städtebaurecht Gestaltungsmittel zur 
Beseitigung dieser Missstände. Die bisher 
gesetzlich verankerten Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen sind seit 2004 
um die Stadtumbaumaßnahmen erweitert 
worden. Im Sinne des Städtebaurechts 
handelt es sich jeweils um flächenhafte, 
dem Allgemeinwohl dienende Gesamtmaß-
nahmen, die zeitlich begrenzt sind. 

Die Unterscheidung der städtebaulichen 
Entwicklungen ist in Abb. 1 dargestellt. Die 
durch besondere städtebauliche Maßnah-
men nach dem BauGB bewirkte Entwick-
lung - gelb unterlegt - ist zeitlich begrenzt, 
wobei deren Beginn als Zeitpunkt 1 (i. d. R. 
der Stichtag des Durchführungsbeschlus-
ses vorbereitender Maßnahmen) und deren 
Abschluss (i. d. R. Tag der förmlichen Auf-
hebung einer Satzung) als Zeitpunkt 2 defi-
niert werden. 

 



 

 

Systematisierung der Bewertungsinstrumente im Stadtumbau 

24 Bodenwertermittlung in Stadtumbaugebieten 

Abb. 1:  Unterscheidung der städtebaulichen 
Randbedingungen 

Die Entwicklung der Bodenwerte ergibt sich 
daraus, wie der Grundstücksmarkt auf pri-
vate oder öffentliche Maßnahmen reagiert. 
Definitionsgemäß werden die Bodenwerte 
grundstücksbezogen in erster Linie durch 
die rechtlichen Gegebenheiten und die tat-
sächlichen Eigenschaften sowie umge-
bungsbezogen durch die Lagequalität be-
stimmt. Außerdem unterliegen die Boden-
werte einer konjunkturell bedingten Ent-
wicklung. Zum besseren Verständnis der 
zustandsbezogenen Werteinflüsse wird in 
den nachfolgenden Erläuterungen zunächst 
eine Konstanz der allgemeinen Wertver-
hältnisse auf dem Grundstücksmarkt unter-
stellt. 

Die Bodenwertentwicklung eines Grund-
stücks oder eines Gebietes hängt wesent-
lich davon ab, ob ein planungsrechtlicher 
Eingriff zur Veränderung der Art oder des 
Maßes der baulichen Nutzung führt. Die 
vorbereitende und insbesondere die ver-

bindliche Bauleitplanung nach dem BauGB 
ist dementsprechend auch ein wesentliches 
Gestaltungsmittel zur Umsetzung der jewei-
ligen städtebaulichen Ziele von Maßnah-
men nach dem besonderen Städtebaurecht. 

Erfolgt beispielsweise ein planungsrechtli-
cher Eingriff zu einem beliebigen Zeitpunkt 
3, etwa durch Aufstellungsbeschluss für ei-
nen B-Plan, wobei die Zulässigkeit von Art 
und Maß einer baulichen Nutzung verändert 
werden soll, so kann die Bodenwertentwick-
lung einen anderen Verlauf nehmen, als 
dies ohne Einsatz des verbindlichen Pla-
nungsrechts der Fall wäre. 

Die Auswirkung auf den Bodenwert findet 
sich in der folgenden Darstellung (siehe 
Abb. 2) - beispielhaft für eine Herabzonung 
- wieder. Fall a stellt den Verlauf der Bo-
denwertentwicklung ohne planungsrechtli-
che Veränderung, Fall b die mögliche Aus-
wirkung des Planungseingriffs nach Aufstel-
lungsbeschluss und Erarbeitung eines Be-
bauungsplanentwurfes. Dabei reagiert der 
Markt im Vertrauen auf die Umsetzung ei-
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nes B-Plans regelmäßig schon vor dessen 
Planreife bzw. Festsetzung. Entsprechend 
unterschiedlich sind in den Fällen a und b 
die über die Maßnahmezeit 1-2 zu erwar-
tenden Auswirkungen auf den Boden-
wert, die nachfolgend mit dBW bezeichnet 
werden. 

Abb. 2:  Auswirkungen der 
Maßnahme: Faktor Planungs-
recht 

Von noch größerer Bedeu-
tung für die Entwicklung des 
Bodenwertes, innerhalb von 
Maßnahmen nach dem be-
sonderen Städtebaurecht, 
sind jedoch die Ordnungs- 
und Baumaßnahmen, mit 
denen Substanz- und Funk-
tionsschwächen eines Ge-
bietes behoben werden sollen. Dadurch 
wird in den Gebieten regelmäßig eine 
Strukturverbesserung, ggf. auch eine Ver-
besserung der allgemeinen stadträumlichen 
Lageeinschätzung erreicht. In Abb. 3 wird 
beispielhaft   die  maßnahmebedingte  Lage-

wertverbesserung als  Auswirkung von 
strukturverbessernden Eingriffen verdeut-
licht, mit der einer angenommenen Ab-
wärtsentwicklung des Bodenwertes vor der 
Maßnahme entgegengewirkt wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 3:  Auswirkung der Maßnahme: Faktor La-
gewert 

 
Der in den Grafiken dargestellte Wertrück-
gang bis zum Zeitpunkt 1 spiegelt demzu-
folge einen qualitativen Wertverfall in einem 
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Gebiet wider, der möglicherweise erst zum 
Zeitpunkt 1 erkannt und bewertet werden 
kann. Dieser ist somit auch Indikator für das 
Erfordernis besonderer städtebaulicher 
Maßnahmen. Die Wertänderung im Zeit-
raum 1-2 ist auch hier analog als Auswir-
kung dBW der Maßnahmendurchführung zu 
verstehen. Gemäß dieser Definition ent-
spricht dBW1-2 der strukturbedingten Bo-

denwertveränderung, die neben den Aus-
wirkungen wegen pla-
nungsrechtlicher Eingriffe 
in Sanierungsgebieten und 
Entwicklungsbereichen für 
die Ermittlung von Aus-
gleichsbeträgen relevant 
ist17. 

 

4.2.2 Maßnahmenüber-
schneidungen 

In vielen Gemeinden fin-
den sich Beispiele dafür, 
dass in einzelnen Gebieten 
verschiedene besondere 
städtebauliche Maßnah-
men nach dem BauGB durchgeführt wer-
den, wobei diese sich räumlich und zeitlich 
überschneiden oder sogar decken. So ist 
am Beispiel der Stadt Luckenwalde bereits 
angedeutet worden, dass Stadtumbaumaß-
nahmen in bestehende Sanierungsgebiete 
integriert werden oder Sanierungsmaß-
nahmen für Stadtumbaugebiete beschlos-
sen werden. An dieser Stelle ergeben sich 

                                                 
17 Dieses Modell gilt sowohl für konjunkturell bedingte 

aufwärts- als auch für abwärtsweisende Preisent-
wicklungen. 

die unter 3.10 skizzierten Fragestellungen 
zur rechtskonformen Abschöpfung von 
maßnahmebedingten Bodenwerterhöhun-
gen18. Zur Veranschaulichung ist in der fol-
genden Abbildung modellhaft angeführt, wie 
ein förmlich festgelegtes Sanierungsgebiet 
(Zeitraum der Durchführung a-e) um Stadt-
umbaumaßnahmen im Zeitraum s-z erwei-
tert worden ist. Die Bodenwertentwicklung 
folgt modellhaft der Darstellung in Abb. 4: 

Abb. 4:  Überlagerung von Stadtumbau- und Sa-
nierungsmaßnahmen 

Danach wäre dBW a-e die durch die Sanie-
rungmaßnahme bedingte, dBW s-z die 
durch die Stadtumbaumaßnahme bedingte 
Bodenwerterhöhung. 

                                                 
18  Im Zeitraum s-e wären somit abschöpfungsfähige 

von nicht abschöpfungsfähigen maßnahmebeding-
ten Bodenwerterhöhungen zu unterscheiden. 
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4.2.3 Stadtumbaubezogenes Modell zur 
Bodenwertentwicklung 

Die Umsetzung der Stadtumbaumaßnah-
men lässt sich grundlegend in Rückbau und 
Aufwertung unterscheiden. Ziel ist die Her-
stellung nachhaltiger städtebaulicher Struk-
turen, um die betroffenen Gebiete von ih-
rem erheblichen Funktionsverlust loszulö-
sen. Dabei sollen die baulichen Anlagen 
nach § 171 a Abs. 3 BauGB entweder er-
halten bleiben (insbesondere Altbaube-
stände in Kerngebieten) oder nicht bedarfs-
gerechte Gebäude einer neuen Nutzung 
zugeführt werden. Der Rückbau ist für Ge-
bäude vorbehalten, die einer anderenNut-
zung nicht mehr zugeführt werden können, 
wobei die nach dem Rückbau entstandenen 
Freiflächen einer nachhaltigen städtebauli-
chen Entwicklung zugeführt oder mit letzte-
rem verträglich zwischengenutzt werden 
sollen. Einige wesentliche Aspekte finden 
sich in (Abb. 5) wieder: 

Abb. 5:  stadtumbauspezifische Veränderungen 
der baulichen Nutzung 

Durch die stadtumbaurelevanten Bewer-
tungsanlässe (siehe 2.2) werden die Gut- 

achterausschüsse verstärkt vor die Aufgabe 
gestellt, 

 Bodenrichtwerte entsprechend der 
tatsächlichen Gebietsqualitäten 
und Marktverhältnisse zu ermitteln 
sowie 

 im Bedarfsfall Bodeneckwerte SW / 
ZW entsprechend der Qualitäten 
vor / nach der Durchführung von 
Stadtumbaumaßnahmen anzuge-
ben. 

Diese Bodenwerte werden in Abb. 6 dem 
Modell zugeordnet. Um eine systematische 
Anwendung von Fallbeispielen mit dem 
Modell zu unterstützen, wird der gesuchte 
korrigierte Bodenrichtwert nachfolgend 
BRWk bezeichnet (grün gekennzeichnet). 
Es wird angenommen, dass sich der Bo-
denrichtwert BRWk vom regelmäßig ermit-
telten Bodenrichtwert BRW unterscheidet 

(vgl. Abb. 7). Die 
bereits einge-
führten Be-
zeichnungen der 
Eckwerte Start-
wert SW (blau) 
und Zielwert ZW 
(rot) werden 
konsequent bei-
behalten. Hin-
tergrund dieser 
Vorgehensweise 
ist der Umstand, 
dass die Bo-

denwertentwicklung im Zeitraum einer 
Stadtumbaumaßnahme nicht durch gesetz-
lich definierte Werte fixiert ist. In der Praxis 
sind daher gerade die Bodenwerte zu Be-

Zeit 
s z 0 

Stadtumbaumaßnahme 
  

Rückbau + Aufwertung 
 
• Zuführung an bedarfsgerechte Nutzung 
• Rückbau, sofern nicht anders nutzbar 
• Freiflächen entwickeln / zwischennutzen 
• Erhalt innerstädtischer Altbaubestände 

allgemeine  
städtebauliche 

Entwicklung 



 

 

Systematisierung der Bewertungsinstrumente im Stadtumbau 

28 Bodenwertermittlung in Stadtumbaugebieten 

ginn und zum Abschluss einer Stadtum-
baumaßnahme unsicher. Diese „Eckwerte“ 
werden deshalb außerhalb der Begrifflich-
keiten des Baugesetzbuches als Start- und 
Zielwerte geführt. 

Zu beachten ist, dass die Wertermittlung 
stets auf einen bestimmten Zeitpunkt wst, 
den Wertermittlungsstichtag, abstellt. Für 
diesen Zeitpunkt wird auch die Qualität des 
gesuchten Bodenrichtwerts BRWk zugrun-
de gelegt. Da konjunkturelle Einflüsse, d.h. 
die Entwicklung der allgemeinen Wertver-
hältnisse bisher unberücksichtigt blieben, 
können maßnahmebedingte Bodenwert-
veränderungen dBW in Abb. 6 direkt ab-
gelesen werden. In Anlehnung an Abb. 3 
bewirkt die Stadtumbaumaßnahme im dar-
gestellten Szenario eine kontinuierliche 
Wertsteigerung; die zum Zeitpunkt z (Ab-
schluss der Maßnahmen) mit dBW s-z am 
größten ist. 

Abb. 6:  Darstellung der gesuchten Bodenwerte 
im Modell 

Zusätzlich wird in der folgenden Abbildung 
7 als schwarze Linie die Entwicklung der 
Bodenrichtwerte nachgezeichnet, wie sie 
von den Gutachterausschüssen unter Be-
rücksichtigung der allgemeinen konjunktu-
rellen Einflüsse regelmäßig ermittelt wird. 
Entsprechend der Kritik an den bestehen-
den Bodenrichtwerten wird der Differenz-
betrag zwischen ermitteltem Bodenricht-
wert und einem gesuchten, im Hinblick auf 
den Stadtumbau marktgerechten Boden-
richtwert zu einem beliebigem Werter-
mittlungsstichtag wst mit dkwst bezeich-
net. Mögliche, zum Zeitpunkt wst bereits er-
kennbare Auswirkungen der Stadtumbau-
maßnahmen auf den Bodenwert werden mit 
dBW s-wst bezeichnet (siehe Abb. 7). 
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Abb. 7:  Schaubild zur Entwicklung der Boden-
richtwerte 

Die Bodenwertdifferenz dk erklärt sich aus 
den gebietsweisen Struktur- und Funktions-
verlusten, deren Ausmaß i.a. die Durchfüh-
rung von Stadtumbaumaßnahmen begrün-
den. Die Berücksichtigung von dk führt re-
gelmäßig zu einer Anpassung des Boden-
richtwertes „nach unten“. 

Einige Problempunkte lassen sich aus dem 
Schaubild Abb. 7 unschwer erkennen. Dies 
betrifft zunächst den Unterschied eines er-
mittelten Bodenrichtwerts BRW ohne Be-
achtung von besonderen städtebaulichen 
Umständen zu einem Bodenrichtwert 
BRWk, bei dem die qualitativ festgestellten 
wertbildenden Faktoren auch quantitativ be-
rücksichtigt werden. Es liegt auf der Hand, 
dass eine solche Wertdifferenz vom Gut-
achterausschuss sorgfältig untersucht und 
nachvollziehbar bewertet werden muss. 

 

Am deutlichsten zeigt sich der Wertrück-
gang dk zum Zeitpunkt s (Abb. 8). Wie be-
reits angedeutet, beruht dieser Zustand auf 
einer besonderen Marktsituation, die sich 
insbesondere für die Teilmärkte des Ge-
schosswohnungsbaus in Plattenbauweise 
und innerstädtischer Randbebauung dar-
stellt. Diese Situation ist durch einen deutli-
chen Marktverfall gekennzeichnet. Als Ur-
sachen des Marktverfalls gelten wirtschaft-
lich begründete Migrationsschübe und eine 
negative demografische Entwicklung. Die 
Situation spiegelt sich an der wirtschaftli-
chen Misere der Wohnungsunternehmen 
und wird u.a. am hohen Leerstand sowie 
den funktionalen und strukturellen Verlus-
ten in den betroffenen Gebieten sichtbar.19 
Faktisch fungierten diese Zustandsmerkma-
le als Auslöser für die Durchführung von 
Stadtumbaumaßnahmen. 

                                                 
19 dazu auch: Reinhardt, Bodenwertermittlung in 

Rück- und Umbaugebieten, in: FORUM, Sonder-
heft Stadtumbau 01/2004, Berlin, 2004, Seite 27. 
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Eine andere Problemstelle besteht zum 
Zeitpunkt z, nach Beendigung der Maß-
nahme. Sofern der Wertermittlungsstichtag 
wst mit z zusammenfällt, lässt sich der 
Wertunterschied relativ leicht durch Aus-
wertung von Marktdaten ableiten. In der 
Planungsphase oder für die Vorbereitung 
von städtebaulichen Verträgen, die auch fi-
nanzielle Regelungen enthalten, werden die 
Abschätzungen allerdings weit vor Ab-
schluss der Maßnahme benötigt. Auch hier-
bei ist der Gutachterausschuss aufgefor-
dert, seine Wertabschätzung nicht pau-
schal, sondern unter Beachtung der jeweili-
gen wertprägenden Faktoren vorzunehmen. 
Ob in jedem Fall die gesetzlich verlangte 
hinreichende Planungssicherheit gegeben 
ist, muss der Gutachterausschuss ent-
scheiden. Möglicherweise lassen sich die 
Zielwerte für einen bestimmten Zeitraum 
auch nur temporär unter der Annahme der 
Umsetzbarkeit der gemeindlichen Struktur-
konzepte abschätzen. 

Schließlich sind verlässliche Aussagen über 
die Wertentwicklung während der Maß-
nahme zu treffen. Wie oben aufgeführt, sind 
bei der Bodenwertermittlung alle städtebau-
lichen Maßnahmen auf ihren grundstücks- 
und umgebungsbezogenen Einfluss auf 
den Bodenwert zu untersuchen. Dies trifft 
sowohl für die Ableitung von Bodenrichtwer-
ten als auch für die Ermittlung von grund-
stücksbezogenen Bodenwerten zu. Die 
Problemstellungen für die Wertermittlung im 
Stadtumbau ergeben sich interessanterwei-
se aber zunächst nicht, wie zumeist bei den 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, 
aus den strukturellen lageverbessernden 
Maßnahmen, sondern aus den direkten 
Einwirkungen der Gemeinden auf Art und 
Maß der baulichen Nutzung. 
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4.2.4 Stadtumbauspezifische Fallunter-
scheidungen 

Um einen Überblick über die Entwick-
lungsmöglichkeiten der Bodenwerte in 
Stadtumbaugebieten geben zu können, 
werden im Folgenden Fallunterscheidungen 
zusammengestellt. Dabei ist zu unterschei-
den, in welcher Art und Weise die beste-
hende Nutzung geändert wird. Dies kann 
auf Grundlage der integrierten Stadtumbau-
konzepte durch Schaffung neuen Planungs-
rechts oder weitere Anwendung von Pla-
nersatzbestimmungen (§ 34, § 35 BauGB) 
geschehen. Hier kommt auch die konsen-
suale Grundausrichtung der Stadtumbau-
maßnahmen nach § 171 c BauGB zum 
Tragen, die von Regelungsmöglichkeiten im 
Rahmen von Stadtumbauverträgen zwi-
schen den Beteiligten ausgeht. 

Dazu sei angemerkt, dass sich die Zuläs-
sigkeit von Vorhaben in den überwiegend 
unbeplanten städtischen Gebieten vor der 
Umsetzung der Maßnahmen nach § 34 
BauGB richtet. Durch flächenhaften Rück-
bau (inklusive der Erschließung) können 
diese zum Außenbereich nach § 35 BauGB 
werden, sofern die Umgebungsprägung ei-
ne bauliche Nachnutzung ausschließt. Dies 
betrifft insbesondere die Randlagen. Au-
ßerdem kann der Innenbereichscharakter 
auch durch entstehende Freiflächen nach 
punktuellem Rückbau innerhalb eines 
Wohngebietes verloren gehen. Unter dem 
Aspekt der Auswirkung auf die Bodenwerte 
muss jedoch der verbindlichen Festsetzung 
in Bebauungsplänen als Bewertungsgrund-
lage Vorrang eingeräumt werden, da sich 
der Markt gewöhnlich daran orientiert. 

Eine erste Fallunterscheidung bilden reine 
Aufwertungs- und Erhaltungsmaßnahmen, 
bei denen die baulichen Anlagen unverän-
dert bleiben und auch die ausgeübte Nut-
zung zu Wohnzwecken beibehalten wird. 
Hier bedarf es keiner planungsrechtlichen 
Veränderung. Einen zweiten Fall stellt der 
vollständige Gebäuderückbau dar, der 
i.d.R. mit einfachen Renaturierungsmaß-
nahmen gekoppelt wird (Fall 2). Die Umset-
zung wird vorwiegend informell auf vertrag-
licher Basis geregelt. Sollen Funktions- und 
Substanzverbesserungen in den Wohnge-
bieten nachfragegerecht bewirkt werden, 
sind häufig Änderungen im Maß der bauli-
chen Nutzung vorzunehmen (Fall 3). Dafür 
sind insbesondere der Teilrückbau oder die 
Neubebauung nach vorangegangener Frei-
legung in Zusammenhang mit Neuordnung 
kennzeichnend. Für Letzteres sind verbind-
liche baurechtliche Regelungen unerläss-
lich. Änderungen in der Nutzungsart (Fall 4) 
treten dann auf, wenn entweder die vor-
handenen baulichen Anlagen einer anderen 
Nutzung zugeführt werden können oder 
nach vollständigem Rückbau neue Nut-
zungsperspektiven eröffnet werden. Dies 
geht i.d.R. mit Neuordnung und 
-erschließung einher. Unter dem Aspekt ei-
ner umfeldbezogenen Aufwertung sieht die 
Stadtumbauplanung auch Umwidmungen 
zur öffentlichen Nutzung z.B. als Grünanla-
ge (Fall 5) vor. Die Sicherung öffentlicher 
Nutzungen wird nicht zwangsläufig durch 
verbindliche Bauleitplanung erfolgen, um 
mögliche Übernahmeverlangen von Eigen-
tümern oder die Geltendmachung von Pla-
nungsschäden gegenüber der Gemeinde 
auszuschließen. 
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Flächen mit nicht mehr nutzbaren Wohnge-
bäuden, die potentiell für andere Nutzungen 
geeignet sind, werden nach der Freilegung 
durch Zwischennutzungen vorgehalten (Fall 
6), bis sie in die städtebauliche Entwicklung 
einbezogen werden können. Sofern aller-
dings auf absehbare Zeit kein Potential für 
andere qualifizierte Nutzungen festgestellt 
werden kann, verbleibt nur die Einbindung 
in die Aufwertungsmaßnahmen, z.B. durch 
Herstellung naturnaher Bereiche. Wie oben 
erwähnt, richtet sich die Zulässigkeit von 
Vorhaben in diesem Fall nach den Planer-
satzbestimmungen. 

Auf Grundlage der vorgenommenen Diffe-
renzierung ergeben sich folgende stadtum-
bau-spezifische Fallkonstellationen: 

Umsetzung des Stadtumbaus 

Fall Nachnutzungsmöglichkeiten 

1 Fortführung der ausgeübten 
Nutzung 

2 Aufgabe der baulichen Nutzung 

3 Änderung im Maß der baulichen 
Nutzung 

4 Änderung in der Art der baulichen 
Nutzung 

5 Nutzung zu öffentlichen Zwecken 

6 (zeitlich begrenzte) Zwischen-
nutzung  

Tab. 1: Konstellationen zur Fallunterscheidung 

 

 

Ungeachtet der einschneidenden Eingriffe 
in Art und Maß der baulichen Nutzung bildet 
die Lagequalität die Haupteinflussgröße auf 
den Bodenwert. Es ist gerade so, dass die 
oben aufgeführten Fälle in unterschiedlichs-
ter Art und Weise eine Veränderung der 
Lagewertigkeit bewirken. So kann die Ent-
wicklung eines Einfamilienhausgebietes an 
Stelle einer Plattenbausiedlung die stadt-
räumliche Qualität des Gesamtstandorts 
beeinflussen. Weiterhin wird durch die be-
gleitenden öffentlichen Ordnungs- und 
Baumaßnahmen die strukturelle Standort-
qualität wesentlich verändert. Wie bei Sa-
nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
wirken sich insbesondere Aufwertungs- und 
Erhaltungsmaßnahmen positiv auf die Um-
gebungsqualität aus. Dadurch kann sich die 
Lagequalität verändern. Auch der Rückbau 
beeinflusst in Abhängigkeit von der Intensi-
tät und der bewirkten Funktionsänderung 
seine Umgebung. Daraus folgt, dass sämt-
liche Maßnahmen auch auf deren umge-
bungsbezogenen Einfluss zu untersuchen 
sind. 

Soll also eine Bodenwertveränderung in-
nerhalb einer Stadtumbaumaßnahme fest-
gestellt werden, sind geeignete Verfahren 
sowohl für die Erfassung der grundstücks-
bezogenen als auch für die Bemessung der 
umgebungsbezogenen Auswirkungen der 
Maßnahmen einzusetzen. 
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4.3 Vorstellung von Verfahren zur Bo-
denwertermittlung 

Die WertV schreibt für die Ermittlung von 
Bodenwerten die Anwendung des Ver-
gleichswertverfahrens vor. Da die Schwer-
punktgebiete des Stadtumbaus i.d.R. zu 
den kaufpreisarmen Lagen gehören, lassen 
sich allerdings nur schwer geeignete Ver-
gleichswerte finden. 

Für die Ermittlung der benötigten Boden-
werte, insbesondere der Bodenrichtwerte 
(vgl.2.2), sind demzufolge alternative Ver-
fahren zu erproben, um die Wertermittlun-
gen begründbar gestalten zu können. In der 
o.g. Diplomarbeit wurden drei verschiedene 
Verfahrensansätze hinsichtlich ihrer Eig-
nung für den Stadtumbau untersucht. 

4.3.1 Deduktiver Ansatz (Verfahren I) 

Deduktive Bewertungsmethoden zeichnen 
sich dadurch aus, dass man sich an einer 
zukünftigen Nutzung orientiert. Methodisch 
betrachtet könnte in Anlehnung an das vor-
gestellte Modell ein Bodenrichtwert bzw. 
der Startwert für eine Stadtumbaumaßnah-
me aus dem Zielwert abgeleitet werden. 
Vorreiter dieser Überlegungen sind Diete-
rich und Koch20, die zur Ermittlung von Bo-
denwerten in Rückbaugebieten die Anwen-
dung eines Kalkulationsverfahrens unter fik-
tiver Annahme einer künftigen, bestmögli-
chen Nutzung vorgeschlagen haben. Das 
Verfahren erscheint allerdings für die Er-
mittlung von gebietsbezogenen Bodenwer-
ten und zonalen Eckwerten aufgrund der 

                                                 
20  Dieterich, H. / Koch, J. in: Rechts- und Verfahrens-

instrumente beim Stadtumbau, a. a. O. Fn. 6, Seite 
76 ff. 

Berücksichtigung von gebäudespezifischen, 
nur sehr unsicher einschätzbaren Parame-
tern, nur bedingt geeignet. Deshalb soll me-
thodisch die Kalkulation für werdendes 
Bauland auf ihre Eignung im Stadtumbau 
erprobt werden. Dabei müssen ggf. anfal-
lende Entwicklungskosten und ein Er-
schließungsflächenanteil zur Realisierung 
der Nachnutzungen in Abzug gebracht wer-
den. Beim Verfahren kommt folgende For-
mel zur Anwendung: 

R = (B - E) x (1 - {f/100}) x (1/qn) 

wobei: 
B = Baulandwert 

(erschließungsbeitragsfrei) 
R = Rohbaulandwert 
E = Entwicklungskosten (bezogen auf 

das Netto-Bauland) 
f   = Flächenabzug (Erschließungs-

flächenanteil in Prozent) 
q = 1 + p/100, wobei p = Liegen-

schaftszinssatz in Prozent 
n  = Wartezeit in Jahren. 

Nach den eingeführten Begrifflichkeiten des 
Modells entspricht der Rohbaulandwert den 
gesuchten Größen SW bzw. BRWk; der 
Baulandwert dem Zielwert ZW. Vor der Dis-
kontierung über die Wartezeiten ns für den 
Startwert bzw. nb für den Bodenrichtwert 
müssen in die Berechnung gegebenenfalls 
aufzuwendende Entwicklungskosten und 
ein Abzug für Erschließungsflächen be-
rücksichtigt werden. Die verfahrensspezifi-
sche Funktion lautet im Allgemeinen: 

SW = ZW x (1/qns) bzw. 

BRWk = ZW x (1/qnb) 
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Die Methodik ist in der folgenden Abb. 9 
schematisch mit den eingeführten Begriff-
lichkeiten dargestellt. Wesentliches Merk-
mal des Verfahrens ist, dass sich die 
zugrundeliegende Funktion gegen Null be-
wegt, wobei der Bodenwert aufgrund der 
zukünftigen Nutzung in Abhängigkeit von 
der Wartezeit durch die Diskontierung „ab-
geschwächt“ wird. 

Die so ermittelbaren Bodenricht- bzw. Eck-
werte beziehen sich auf einen fiktiv unbe-
bauten Zustand. Es bleibt vom Sachver-
ständigen einzuschätzen, ob potentielle 
Marktteilnehmer eine planungsadäquate 
Nachnutzung akzeptieren würden oder ob 
möglicherweise bei der Bewertung auf eine 
andere marktgerechtere Zielnutzung ZW 
abzustellen wäre. 

Die Ergebnisse SW und BRWk können mit 
den zum jeweiligen Stichtag vom Gutach-
terausschuss ermittelten Bodenrichtwerten 
BRWs bzw. BRWwst verglichen und inter-
pretiert werden. Gegebenfalls sind die be-
stehenden Bodenrichtwerte durch Wertdif-
ferenzen <dK zu korrigieren. 

 

Bezüglich der Anwendbarkeit des dedukti-
ven Verfahrens ist anzumerken, dass in der 
Praxis in erster Linie Bodenwerte für die 
Entwicklungsstufen Bauland und Rohbau-
land nach diesem Verfahren abgleitet wer-
den. Für zukünftige Nichtbaulandflächen ist 
das Verfahren nicht verwendbar. Dement-
sprechend wird auf die Anwendung bei den 
Fallkonstellationen 2 und 5 (vgl. 4.2.4) ver-
zichtet. 
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4.3.2 Bodenwert bei Nutzungsände-
rung (Verfahren II) 

Als weiterer Ansatz zur marktgerechten 
Bemessung von Bodenwerten wurde ein 
zweites Verfahren unter Berücksichtigung 
von Abweichungen vom Maß der rechtlich 
zulässigen bzw. lagetypischen Nutzung21 
vorgeschlagen. Die Methode findet dann 
Anwendung, wenn eine Änderung pla-
nungsrechtlicher Gegebenheiten zu einem 
zukünftigen Zeitpunkt tatsächlich zu erwar-
ten ist oder Art und Maß der realisierten 
Bebauung nicht der rechtlich zulässigen 
bzw. lagetypischen Nutzung entsprechen 
und für die Dauer der Restnutzung nicht 
angeglichen werden können. Dies kann 
auch dann der Fall sein, wenn die Bebau-
ung als dauerhaft unwirtschaftlich anzuse-
hen ist.22 Eingangsgrößen i.S.d. Modells 
sind deshalb nicht nur ein zukünftig erwar-
teter Bodenwert (Zielwert), sondern auch 
eine marktgerechte Wertannahme entspre-
chend der tatsächlichen Nutzung zum Zeit-
punkt s und wst. Die Berechnung basiert 
auf der Funktion: 23 

Ba = Bf + (Bu - Bf) x 1/qn   wobei: 

Ba = aktueller Bodenwert 

Bf = Bodenwert aufgrund realisier-
ter Nutzung 

                                                 
21  Anm.: Seele, W. (Bodenwert und Städtebau – 

ausgewählte Schriften – ; aus: Beiträge zu Städte-
bau und Bodenordnung, Bonn, 2002, Seite 82 ff.) 
bezeichnet den Bodenwert unter Berücksichtigung 
der Abweichungen aufgrund zu erwartender Nut-
zungsänderungen als "Aktuellen Bodenwert". 

22  vgl. Kleiber, Simon, Weyers, a.a.O. Fn.11, Seite 
1098. 

23  siehe auch Gerardy / Möckel "Praxis der Grund-
stücksbewertung", lose Blattsammlung, Kapitel 
1.3.7 

Bu = Bodenwert aufgrund zulässi-
ger bzw. lagetypischer Nut-
zung 

q = 1 + p/100, wobei p = Liegen-
schaftszinssatz in Prozent 

n = Dauer der aktuellen Nutzbar-
keit bzw. Restnutzungsdauer 

Weil die Bodenwerte der realisierten Nut-
zung Bf zum Zeitpunkt s und wst unbe-
stimmt sind, muss jeweils ein Ausgangswert 
angenommen werden. Modellkonform bietet 
es sich an, den jeweils zum Zeitpunkt s 
bzw. wst beratenden Bodenrichtwert, sofern 
dieser den Bodenwert der Bestandsnutzung 
zumindest näherungsweise repräsentiert, 
einzusetzen. Ferner entspricht im Modell 
der planungsrechtlich zulässige Bodenwert 
Bu dem zukünftig erwarteten Bodenwert 
ZW. Genau wie im Verfahren I orientiert 
sich dieser Ansatz am Zielwert, unabhängig 
davon, ob eine rechtsverbindliche Siche-
rung der Planungsabsichten erfolgt. Die an 
die eingeführten stadtumbaurelevanten 
Begriffe angepasste Funktion muss lauten: 

BRWk = BRWwst + 

              (ZW - BRWwst) x 1/qnb bzw. 

SW = BRWs + (ZW - BRWs) x 1/qns 

In den anschließenden Fallbeispielen wird 
für die Bodenwerte BRWwst und BRWs 
einheitlich der nächstliegende Bodenricht-
wert (01.01.200x) eingesetzt. Dies ist eine 
Vereinfachung, um die Bodenwertentwick-
lung innerhalb einer Funktion darzustellen. 
Der Zusammenhang zwischen den Ein-
gangsgrößen BRWs, BRWwst und ZW zu 
den gesuchten Bodenwerten SW bzw. 
BRWk ist in Abb. 10 grafisch umgesetzt. 
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Dabei wird im Stadtumbau häufig der Fall 
angenommen, dass der Bodenwert der 
Zielnutzung ZW niedriger ist, als der Bo-
denwert der Bestandsnutzung (BRWs bzw. 
BRWwst). 

 

Abb. 10: Methodik der Bodenwertermittlung bei 
Nutzungsänderung (II) 

Die gesuchte Korrekturgröße dK beschreibt 
also den Unterschied aus dem auf den 
Stichtag wst bzw. s bezogenen Bodenwert 
unter Berücksichtigung einer zukünftigen 
Nutzungsänderung abzüglich der Boden-
werte der Altnutzung (bestehende Boden-
richtwerte): 

dKs  = BRWs - SW  bzw. 

dKwst = BRWwst - BRWk 

Es bleibt noch zu erwähnen, dass die Ver-
fahrensanwendung nur sinnvoll ist, wenn 
durch die Stadtumbaumaßnahmen Nut-
zungsänderungen herbeigeführt werden. 
Dementsprechend findet die Methode für 
die Fallkonstellationen 1 und 6 (vgl. 4.2.4) 
keine Anwendung. 
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4.3.3 Zielbaummethode (Verfahren III) 

Bei der Zielbaummethode handelt sich um 
ein operatives Verfahren zur Berücksichti-
gung von Abweichungen i. S. des § 14 
WertV, wobei die veränderliche Lagewertig-
keit als wesentliche wertbeeinflussende 
Größe in Eigenschaftsgruppen und Be-
reichseigenschaften aufgegliedert, gewich-
tet und sachverständig bewertet wird. Im 
Ergebnis wird ein relativer, wertmäßig be-
stimmbarer Qualitätsunterschied24 abgebil-
det. In der Praxis hat sich diese Anwendung 
des mittelbaren Vergleichswertverfahrens 
gerade bei der Begleitung von Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen zur Ermitt-
lung maßnahmebedingter Bodenwertverän-
derungen bewährt. 

Der Anteil des Lageeinflusses am Boden-
wert muss für jedes Gebiet differenziert 
eingeschätzt werden. Der Gutachteraus-
schuss für Grundstückswerte in Berlin bei-
spielsweise hat für die Wohnnutzung in in-
nerstädtischen Gebieten die Lagewertigkeit 
auf ca. 60 – 70 % eingeschätzt25, der Gut-
achterausschuss in Leipzig hingegen auf 
70-80 %. Diese Ansätze sind auch für Bo-
denrichtwertberatungen in Brandenburg 
und Sachsen-Anhalt für anwendbar erach-
tet worden, wobei ein Lageeinfluss in klei-
neren Gemeinden bis zu 90 % vom Boden-
wert realistisch sein kann. 

                                                 
24  die Qualität entspricht i. d. R. dem Zustand des 

Bodens i. S. von § 3 WertV 
25  eingeschätzte Lagewertigkeit von 65 % für Woh-

nen; aus: GAA für Grundstückswerte im Land Ber-
lin, Gutachten über strukturbedingte Bodenwerter-
höhungen im Entwicklungsbereich „Hauptstadt 
Berlin – Parlaments- und Regierungsviertel“, Ber-
lin, 1995 

Abb. 11 verdeutlicht den prinzipiellen Auf-
bau eines Zielbaums für die Nutzungsfunk-
tion Wohnen. Der dargestellte Zielbaum 
diente in der Stadt Luckenwalde zur Ermitt-
lung besonderer Bodenrichtwerte und kann 
prinzipiell für Bewertungen in anderen Städ-
ten Anwendung finden. 
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Abb. 11: Lagefaktoren mit möglichem Einfluss auf 
den Bodenwert (GAA Teltow/Fläming, 2004) 
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Die umgebungsbezogene Bodenwertkom-
ponente lässt sich in Bereichseigenschaften 
und diese wiederum in Einzelkriterien unter-
teilen. Die Gewichtung der Merkmale ist 
nutzungsabhängig. Deshalb ist in allen Fäl-
len, in denen sich durch den Stadtumbau 
eine veränderte Nachnutzung ergibt, zu ü-
berprüfen, ob neben der entsprechenden 
Wahl des Vergleichsgebietes auch ein mo-
difizierter Zielbaum anzuwenden ist. 

Es ist weiterhin zu überlegen, ob die An-
wendung des Zielbaums prinzipiell zu ei-
nem sachgerechten Start- bzw. Boden-
richtwert führen kann. Voraussetzung für 
die Begründbarkeit der Ergebnisse des 
qualitativen Vergleichs bleibt, dass der Bo-
denwert des Vergleichsgebietes durch den 
Markt gesichert ist. 

Außerdem müssen nach § 13 WertV neben 
den Lagefaktoren (siehe Abb. 11) die öf-
fentlich-rechtlichen Gegebenheiten (Ent-
wicklungszustand, Art und Maß der Nut-
zung) qualitativ übereinstimmen. Somit 
kommen nur Gebiete zum Vergleich in Be-
tracht, die gleichartig bebaut und genutzt 
sind. Sofern kein vergleichbares Gebiet mit 
gesichertem Bodenwert herangezogen 
werden kann, wird vorgeschlagen, die Qua-
litätsänderung des Gebietes auf einen Zeit-
punkt zu beziehen, an dem der Bodenwert 
noch marktgerecht war (z.B. BRW zum 
Zeitpunkt 0). Die resultierende Unterschied 
dk zwischen bestehendem Bodenrichtwert 
BRWs bzw. BRWwst und den qualitativ er-
mittelten Größen BRWk und SW bleibt: 

dKs  = BRWs - SW  bzw. 

dKwst = BRWwst - BRWk 

Mit zunehmendem Fortschritt des Stadtum-
baus ist es sachgemäß, beim Qualitätsver-
gleich anstelle von BRW0 auf die Zielnut-
zung ZW abzustellen, sofern die Umset-
zung erfolgt ist. Die Bezugsmöglichkeiten 
sind in Abb. 12 verdeutlicht. 

Da die Schwierigkeit bestehen bleibt, die 
dem Vergleichsbodenwert zugrunde liegen-
de Qualität konjunkturell dem aktuellen 
Wertermittlungsstichtag anzupassen, kann 
der vermutete Wertverfall dK nur indirekt 
durch Bewertung der Zustandsmerkmale 
(auch nicht sichtbarer) erfasst werden. 

Der Vorteil der Zielbaummethode besteht 
darin, dass die Bodenwertermittlung unab-
hängig von der prognostizierten Qualität 
zum Zeitpunkt des Maßnahmeabschlusses 
ZW möglich ist. Kompliziert wird die An-
wendung allerdings in den Fällen, wo Ände-
rungen in der Nutzungsart zu erwarten sind 
oder bereits umgesetzt wurden, da dann ei-
ne modifizierte Zielbaumaufstellung erfor-
derlich wird. Dies betrifft insbesondere die 
Bodenwerte, deren Qualitäten innerhalb der 
Maßnahmen einzuschätzen sind. Da im 
Gegensatz zu den anderen vorgestellten 
Bewertungsverfahren kein funktionaler Zu-
sammenhang besteht, sondern Qualitätsun-
terschiede zwischen ausgewählten Stichta-
gen eingeschätzt werden, wird die modell-
hafte Bodenwertentwicklung gestrichelt an-
gedeutet (Abb. 12). Der Darstellung liegt die 
Annahme zugrunde, dass im Rahmen einer 
Stadtumbaumaßnahme Zustandsverbesse-
rungen bewirkt werden, die sich boden-
werterhöhend niederschlagen. 
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Ausgehend vom vorgestellten Zielbaum für 
Wohnnutzung (vgl. Abb. 11) ist zu untersu-
chen, welche Kriterien im Laufe der Zeit ei-
ne Bodenwertänderung begründen. Wichti-
ge Hinweise zur Qualität können den Erklä-
rungen und Ergebnissen der Stadtentwick-
lungskonzepte entnommen werden. Daraus 
können bodenwertbeeinflussende Lage-
merkmale des Gebiets gefiltert und in die 
Zielbaumsystematik eingeordnet werden. 

Zur Vereinfachung der Zielbaumanwendung 
wird in den Beispielen nur die Ebene der 
Eigenschaftsgruppen behandelt. Verzwei-
gungen bleiben unberücksichtigt. Des Wei-
teren bleiben die grundstücksbezogenen 
Anteile wie Änderung der rechtlichen Ge-
gebenheiten und tatsächlichen Eigenschaf-
ten ohne Ansatz. Es sei hier schon ange-

deutet, dass sich bei Änderung der pla-
nungsrechtlichen Nutzbarkeit und gleichzei-
tiger Gebietsumgestaltung möglicherweise 
die Anwendung verschiedener Verfahren 
(Deduktion/ Zielbaum) anbietet. 

 
 
 

BRW0 

SW 

Zeit 

dkwst 
BRWK 

 

s z 0 wst 

Bodenwert 
     

ZW 
 

dBWs-z 

dks 

mögliche 
Bezugsqualität  
     

mögliche 
Bezugsqualität   

 

BRWs 
 

BRWwst 
 
 

 
vom GAA ermittelte BRW 
 

modellhaft (Verfahren III) ermittelte BRW 
 

planungsadäquater BRW 
 

angenommene Bodenwertentwicklung 

Abb. 12: Methodik beim Zielbaumverfahren (III) 
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5 Darstellung anhand von Fall-
beispielen 

5.1  Erläuterung zur Vorgehensweise 

Um die Entwicklung der Bodenwerte unter 
dem Einfluss des Stadtumbaus als beson-
dere städtebauliche Maßnahme aufzuzei-
gen, wurden in der o.g. Diplomarbeit26 die 
unter 4.2.4 zusammengestellten Fallkons-
tellationen (1-6) in verschiedenen Stadtum-
baugebieten exemplarisch untersucht. 

Wichtigstes Kriterium zur Auswahl der Un-
tersuchungsgebiete war der Planungsstand 
der vorbereitenden Maßnahmen für den 
Stadtumbau, insbesondere die Beschluss-
fassung zur Maßnahmendurchführung und 
das Vorliegen konkreter teilräumlicher Kon-
zepte. 

Frankfurt/Oder wurde als erster Standort 
der Untersuchung gewählt, weil die dritt-
größte Stadt im Land Brandenburg in be-
sonderem Maße vom Funktionsverlust in 
den Wohnsiedlungen betroffen ist. So be-
trug im Jahr 2003 die gesamtstädtische 
Leerstandsquote ca. 20 %27. Einen weiteren 
Ausgangspunkt bildeten Fallbeispiele zur 
Bodenwertermittlung, die das Bauamt der 
Stadt Rathenow mit dem örtlichen Sanie-
rungsbeauftragten28 in Begleitung des 
Planspiels zusammengestellt hatte. Von In-
teresse waren hier vor allem die geplante 

                                                 
26  vgl.: Matz, A. a.a.O. Fn.16. 
27  vgl.: Amt für Strategie, Wirtschafts- und Stadtent-

wicklung, Stadtumbaukonzept Frankfurt/Oder, Ge-
samtfortschreibung 2004, Seite 6 ff. 

28  Beratungsgesellschaft für Stadterneuerung und 
Modernisierung mbH. 

Herstellung eines öffentlichen Platzes so-
wie der flächenhafte Rückbau einer Wohn-
siedlung am östlichen Stadtrand. Mit Cott-
bus fand sich eine weitere Stadt im Land 
Brandenburg, die sich besonderen städte-
baulichen Herausforderungen stellt: So gibt 
es im südlich gelegenen Stadtteil Sachsen-
dorf-Madlow Pläne zur gebietsbezogenen 
Umnutzung. Ein erfolgreiches Beispiel für 
den Teilrückbau von Mehrgeschosswoh-
nungen im Norden Berlins, die „Ahrensfel-
der Terrassen“, gab Anlass, hinsichtlich der 
Bodenwertveränderung untersucht zu wer-
den. Abschließend wurde eine Form der 
Zwischennutzung vorgestellt, die in einem 
Leipziger Stadtumbaugebiet realisiert wor-
den ist. Für die Ermittlung von Bodenwerten 
ist auch dieser Fall repräsentativ, weil im 
Rahmen der Stadtumbaumaßnahmen re-
gelmäßig vertragliche Vereinbarungen über 
zeitlich begrenzte Einschränkungen der 
Bebauungsmöglichkeit abgeschlossen wer-
den. 

Im Rahmen der Fallbeispiele wurden unter 
Anwendung der vorgestellten Verfahren I - 
III ein marktkonformer Bodenrichtwert 
BRWk sowie die Bodeneckwerte SW und 
ZW in Abhängigkeit von den zugrunde lie-
genden Planungen bestimmt. Für den 
Startwert SW (vgl.2.2.5), der sich auf die 
Qualität vor Maßnahmebeginn zum Zeit-
punkt s bezieht, musste für die Beispiel-
städte ein Qualitätsstichtag festgelegt wer-
den, an dem noch keine Aussicht auf 
Durchführung besonderer städtebaulicher 
Maßnahmen bestand. Für den gesuchten 
Bodenrichtwert BRWk war die Qualität un-
ter Berücksichtigung der bereits umgesetz-
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ten städtebaulichen Eingriffe zum Werter-
mittlungsstichtag wst zugrunde zu legen.  

Gewählt wurde entsprechend des Zeitpunk-
tes der Untersuchung der 01.01.2005, der 
gleichzeitig einheitlich in der Verfahrensan-
wendung als Wertermittlungsstichtag wst 
fungierte. Der sich nach Abschluss der 
Maßnahmen zum Zeitpunkt z einstellende 
Zielwert ZW, wurde der Planung entspre-
chend weitestgehend fiktiv angehalten. Den 
Unsicherheiten über den zeitlichen Rahmen 
der Maßnahmendurchführung wurde in den 
Verfahren methodisch durch Annahme ei-

ner entsprechenden Wartezeitspanne ns 
bzw. nb entsprochen. Als Eingangsgrößen 
für das Verfahren II fungierte der zuletzt 
ermittelte Bodenrichtwert BRWx (i.d.R. vom 
01.01.2004, vereinfachte Annahme für die 
Bodenrichtwerte der Altnutzung BRWs bzw. 
BRWwst), sowie für die Zielbaummethode 
der Bodenwert BRW0 (vgl. 4.3.3). 

Die modellhafte Bodenwertentwicklung soll-
te in den Fallbeispielen im zeitlichen Verlauf 
dargestellt werden, wobei für alle Boden-
werte auf die allgemeinen Wertverhält-
nisse vom 01.01.2005 abgestellt wurde. 
Die BRW für diesen Stichtag lagen zum 
Zeitpunkt der Untersuchung noch nicht vor. 
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Abb. 13: Schaubild entsprechend der Annah-
me für die Fallbeispiele 



 

 

Darstellung anhand von Fallbeispielen 

 43 

5.2 Anwendung in ausgewählten 
Stadtumbaugebieten 

Frankfurt/Oder: Stadtumbaugebiet Neu-
beresinchen 

Im Oktober 2001 hatte sich die Stadt Frank-
furt/Oder erfolgreich um die Teilnahme am 
Bundeswettbewerb "Stadtumbau Ost" be-
worben. Durch Auswertung der parallel er-
arbeiteten wohnungswirtschaftlichen und 
wohnungspolitischen Konzepte konnten im 
Rahmen des Stadtentwicklungskonzeptes 
Eckdaten zur Bestandsreduzierung sowie 
für die einzelnen Stadtgebiete Leitbilder 
und Entwicklungsziele abgestimmt werden. 
Für die Untersuchung der Bodenwertent-
wicklung wird zunächst der im Südosten 
von Franfurt/Oder gelegene Stadtteil „Neu-
beresinchen“ ausgewählt, der als eines von 
vier Stadtumbaugebieten im Jahr 2002 
durch entsprechenden Beschluss festgelegt 
wurde. 

Abb. 13: Stadtumbaugebiet "Neuberesinchen" 

In der Anlage zur Bodenrichtwertkarte vom 
01.01.2004 ist die Gebietskulisse - farbig 
hinterlegt - dargestellt. 

Die Umsetzung des Stadtumbaus im Frank-
furter Stadtteil Neuberesinchen ist stark vo-
rangeschritten: Viele der Wohnscheiben 
stehen leer, erste Freiflächen sind bereits 
entstanden. 

Bei der Erstellung des Stadtentwicklungs-
konzepts im Jahr 2002 wurden alle städti-
schen Wohngebiete zur Feststellung des 
Handlungsbedarfs nach städtebaulichen 
Kriterien wie "strukturelle Defizite", "Stand-
ortattraktivität" sowie "Image/Profil" bewer-
tet. Daraufhin erfolgte für Neuberesinchen 
die Festlegung der Gebietskulisse als "Um-
strukturierungsgebiet mit dringendem Hand-
lungsbedarf". Kennzeichen des Stadtteils 
war im Einzelnen29: 

 überdurchschnittlich hoher Einwoh-
nerrückgang, 

 hohe Leerstandszahlen, 
 hohes Durchschnittsalter der Einwoh-
ner, 

 mittlerer bis hoher städtebaulichen 
Neuordnungsbedarf, 

 unattraktives Stadtbild, Gestaltungs-
mängel, schlechter Bauzustand, 

 neutrales bis negatives Image. 

Ferner wurde in den Ergebnissen des woh-
nungswirtschaftlichen Konzeptes für Neu-
beresinchen das stadtweit größte Problem-
potential hinsichtlich der Vermietbarkeit 
festgestellt. 

                                                 
29 vgl.: Amt für Strategie, Wirtschafts- und Stadtent-

wicklung, Stadtumbaukonzept Frankfurt/Oder 
03.06.2002, Seite 14 ff. 
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Die Bedeutung der Ermittlung der maß-
nahmebezogenen Eckwerte wird gerade in 
diesem Beispiel dadurch unterstrichen, 
dass im Konzept die Möglichkeit der förmli-
chen Festsetzung als Sanierungsgebiet 
diskutiert worden ist. Hieraus ergibt sich ein 
weiterer wichtiger Hinweis auf den Praxis-
bezug der hiesigen Untersuchung. 

Vor dem Hintergrund der demografischen 
und wohnungswirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen sind für den Stadtteil Neubere-
sinchen folgende Festlegungen zur zukünf-
tigen Entwicklung getroffen worden30: 

 punktueller Abriss einzelner Gebäude 
vorrangig mit dem Ziel der Wohnum-
feldverbesserung im 1.-3. WK (Wohn-
komplex) und Stabilisierung der 
verbleibenden Gebietsstrukturen. 
Langfristig werden eine Konsolidie-
rung des Stadtteils und die Festigung 
des städtebaulichen Gefüges auf 
deutlich reduziertem quantitativem 
Niveau angestrebt. (nachfolgend Ge-
biet A) 

 langfristig flächenhafter Abriss des 4. 
WK, Nachnutzung vorrangig als Frei-
fläche. Begründet wird der geplante 
flächenhafte Abriss damit, dass eine 
neue bauliche Entwicklung und Nut-
zung des Gebietes nicht marktgerecht 
sei und sich negativ auf die Perspek-
tive anderer Stadtgebiete, insbeson-
dere der Innenstadt, auswirken wür-
de. Potenziale für andere Nutzungen, 
wie z.B. Eigenheime oder Gewerbe-

                                                 
30 siehe: Amt für Strategie, Wirtschafts- und Stadt-

entwicklung, Stadtumbaukonzept Frankfurt/Oder, 
Gesamtfortschreibung 2004. 

nutzungen, konnten im Rahmen der 
für die Konzepterstellung durchge-
führten Marktanalyse mittelfristig nicht 
festgestellt werden. Zur Zeit ist dieser 
Bereich Gegenstand eines land-
schaftsplanerischen Ideenwettbe-
werbs. (nachfolgend Gebiet B, wird im 
Anschluss behandelt). 

Abb. 14: Umstrukturierungsgebiet Neuberesin-
chen 

Der aktuelle Planungsstand31 ist in Abb. 14 
dargestellt. Gelb unterlegt ist der Wohn-
komplex 4 (WK) mit Kennzeichnung der 
Gebäude, die unmittelbar vor dem Abbruch 
stehen. Es ist folglich davon auszugehen, 
dass sich die zukünftige Nutzung in den 
beiden oben genannten Teilbereichen be-
züglich der Auswirkungen des Stadtumbaus 
grundsätzlich voneinander unterscheiden 

                                                 
31 Ebenda. 

N

A 

B
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wird. Die Bereiche A und B lassen sich auf 
Grundlage der städtebaulichen Planung wie 
folgt in die Fallsystematik (vgl. Tab. 1) ein-
ordnen: 

 Gebiet A - Fortführung der baul. 
Nutzung:   Fall 1 

 Gebiet B - Aufgabe der baulichen 
Nutzung:  Fall 2 

Der Gesamtbereich des Stadtteils Neube-
resinchen ist in der Bodenrichtwertkarte32 
zum Stichtag 01.01.2004 in einer Wertzone 
zusammengefasst. Aus den Erläuterungen 
ist zu entnehmen, dass es sich in diesem 
Gebiet um ein Allgemeines Wohngebiet in 
geschlossener Bauweise handelt. Die 
durchschnittliche Lagewertigkeit wird mit 60 
€/m² für erschließungsbeitragsfreies Bau-
land angegeben. 

 

Abb. 15: Ausschnitt aus der Bodenrichtwertkarte 
von Frankfurt/Oder, 01.01.2004 

                                                 
32 Landesvermessung und Geobasisinformation 

Brandenburg, Bodenrichtwertkarten Land Bran-
denburg (CD-ROM), Stand: 01.01.2004. 

5.2.1 Gebiet A – Frankfurt/Oder (Fort-
führung der Nutzung) 

• Planungsrechtliche Situation: 

In planungsrechtlicher Hinsicht ist nach Be-
urteilung des Stadtplanungsamts das ge-
samte Gebiet Neuberesinchen derzeit als 
unbeplanter Innenbereich nach § 34 BauGB 
einzuordnen. Eine Satzung nach § 34 Abs. 
4 BauGB zur räumlichen Abgrenzung des 
Innenbereichs liegt nicht vor. Der entspre-
chende Flächennutzungsplan der Stadt 
weist die Flächen als Allgemeines Wohn-
gebiet aus. Dies entspricht sowohl der aus-
geübten Nutzung als auch der zukünftigen 
Nutzung. 

Laut Auskunft des Stadtplanungsamtes33 
liegen für den zu untersuchenden Bereich 
keine Bebauungspläne vor. Die Durchfüh-
rung der Maßnahmen basiert auf Grundlage 
vertraglicher Vereinbarungen zwischen den 
betroffenen Wohnungsunternehmen und 
der Stadt. Der Umsetzungserfolg unterliegt 
somit lediglich dem Konsensualprinzip. Im 
Gebiet A besteht bislang keine Notwendig-
keit für verbindliche planungsrechtliche Re-
gelungen, da Art und Maß der baulichen 
Nutzung nicht wesentlich verändert werden. 

• Problemfeld und Annahmen zu den 
Berechnungsgrößen: 

Im Gebiet A ist nach der Umsetzung punk-
tuellen Rückbaus die Durchführung von 
Aufwertungsmaßnahmen vorgesehen, die 
gewöhnlich eine Verbesserung der städte-

                                                 
33  dazu erfolgte am 21.12.2004 ein Gespräch mit 

Hrn. Annuß, Abteilungsleiter des Stadtplanungs-
amtes FF/O 

B 

A 
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baulichen Qualität bewirken. Deshalb kann 
für das Gebiet A eine Erhöhung der Lage-
wertigkeit unterstellt werden. Nach entspre-
chendem Vergleich mit anderen Wohnge-
bieten in der Stadt wird für den Zielwert ei-
ne Spanne zwischen 60-70 €/m² ange-
nommen. 

Die Dauer der Umsetzung kann aufgrund 
der unsicheren amtlichen Aussagen nur 
sehr vage eingeschätzt werden. Die Rah-
menplanung sieht aber vor, dass die Maß-
nahmen bis spätestens 2010 abgeschlos-
sen sind. Unter Berücksichtigung der Risi-
ken wird für die Wertermittlung eine Warte-
zeit von 5 -10 Jahren bezogen auf den 
Startwert bzw. 2 - 7 Jahren auf den Boden-
richtwert BRWk angenommen, um ein gesi-
chertes Ergebnis zu erhalten. 

Da im vorliegenden Fall keine Nutzungsän-
derung erfolgt, entfällt Verfahren II. Für die 
Anwendung der Zielbaummethode wird ein 
Vergleich mit dem Gebietszustand aus dem 
Jahre 1995 angestellt, weil zu diesem Zeit-
punkt der Gebietszustand noch vergleichs-
weise intakt war. Der Bodenrichtwert betrug 
zum damaligen Zeitpunkt ebenfalls 60 €/m². 
Eine allgemeine konjunkturell bedingte 
Entwicklungstendenz ist aus den beschlos-
senen Bodenrichtwerten nicht zu erkennen, 
so dass für die zugrunde gelegte Gebiets-
qualität aus dem Jahr 1995 auch zum aktu-

ellen Wertermittlungsstichtag ein Bodenwert 
BRW0 in Höhe von 60 €/m² angenommen 
wird. Zur qualitativen Ermittlung der ge-
suchten Bodenwerte wurden die Verände-
rungen des Gebietszustandes zwischen 
1995 und 2002 quantifiziert34. Die Annah-
men zur Bodenwertermittlung sind nachfol-
gend zusammengestellt: 

• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

Die Ermittlung der gesuchten Bodenwerte 
ist in der Anlage ausführlich dargestellt. Aus 
den Ergebnissen der angewendeten Ver-
fahren ergibt sich die modellhafte Boden-
wertentwicklung grafisch wie folgt: 

                                                 
34  vgl: Amt für Strategie, Wirtschaft- und Stadtent-

wicklung, a.a.O. Fn.29, Seite 14 ff. 

BRW0 BRWx ZW SW BRWk
QST 01.01.1995 2007- 2012 01.01. 2002 01.01. 2005

60 €/m² 60 - 70 €/m²

Wartezeit bis z ns= 5 - 10 Jahre nb= 2 - 7 Jahre

Eingangsgröße

entfällt

Gebiet A- Fall 1

gesuchte Größe
Annahmen
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Abb. 16: Gebiet A - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 

Zunächst lassen die Ergebnisse aus dem 
Lagewertvergleich (III) vermuten (vgl. 
Fehler! Verweisquelle konnte nicht ge-
funden werden.), dass durch die Verände-
rung der Zustandsmerkmale zwischen 1995 
und 2002 auch der Boden an Wert verloren 
haben müsste.  

Außerdem zeigen die Ergebnisse der bei-
den angewandten Verfahren I und III einen 
tendenziellen Bodenwertanstieg (ab Zeit-
punkt s) durch die Maßnahmedurchführung 
auf. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass 
durch den punktuellen Rückbau eine Lage-
verbesserung des Gebietes erreicht wird. 
Da die geplante Aufwertung im vorliegen-
den Fall aktuell umgesetzt wird, erscheint 
diese Tendenz als gerechtfertigt. 

Demzufolge liegen sowohl der Startwert 
SW vor Beginn der Maßnahmen als auch 
der Boden- Bodenrichtwert BRWk zwi-

schen ca. 45 und 60 €/m². Aufgrund der un-
sicheren Annahmen kann allerdings ledig-
lich nachgewiesen werden, dass es sich ak-
tuell um baureifes Land i. S. von § 4 Abs. 4 
WertV handelt und keine Änderung der 
Entwicklungsstufe zu erwarten ist. 

Eine Abweichung dK vom bestehenden Bo-
denrichtwert BRWx (2004) wird in diesem 
Fallbeispiel tendenziell nur durch die Er-
gebnisse des Verfahrens III nachgewiesen, 
so dass abschließend keine absolute Min-
destkorrektur vorgeschlagen werden kann. 
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5.2.2 Gebiet B – Frankfurt/Oder  
(Aufgabe der baulichen Nutzung) 

• Planungsrechtliche Situation: 

Für die planungsrechtliche Situation im Be-
reich B gelten die gleichen Kriterien wie für 
den Bereich A - unbeplanter Innenbereich 
nach § 34 BauGB. Eine Anpassung des 
Flächennutzungsplanes entsprechend der 
Umsetzung des Stadtumbaus und der im 
Konzept aufgezeigten Prognosen ist beab-
sichtigt35. Auch für den Bereich B liegen laut 
Angabe des Stadtplanungsamtes36 keine 
Bebauungspläne vor. Die Umsetzung der 
Maßnahmen erfolgt demzufolge ohne ver-
bindliche Bauleitplanung. 

• Annahmen der Berechnungsgrößen: 

Zur Annahme des Start- bzw. Bodenricht-
wertes fungiert analog zum Gebiet A der 
bestehende Bodenrichtwert in Höhe von 60 
€/m² (BRWx). Dasselbe gilt für den Ver-
gleichwert BRW0, dem der Gebietszustand 
aus dem Jahr 1995 zugrunde liegt sowie für 
die Wartezeiten ns und nb. 

Im Stadtumbaukonzept wird davon ausge-
gangen, dass für den Bereich B eine Nach-

                                                 
35 siehe a.a.O. Fn.30, Seite 47. 
36 Gespräch vom 21.12.2004 mit Hrn. Annuß, Abtei-

lungsleiter des Stadtplanungsamtes FF/O 

nutzung als „hochwertige Freifläche“37 er-
folgt. Potentiale für bauliche Nutzungen 
weise das Gebiet nicht auf. Der Zeitrahmen 
der allmählichen Aufgabe der baulichen 
Nutzung bewegt sich zwischen 2007 – 
2012. Als Zielwert ZW wird ein planungs-
adäquater Wert für Sport- und Erholungs-
flächen von maximal 10 €/m² angenommen. 
Die Baulandqualität ist durch den flächen-
haften Abbruch nicht mehr gegeben, weil 
auch die Erschließung rückgebaut bzw. un-
brauchbar wird und der Bereich damit quali-
tativ voraussichtlich in einen Außenbereich 
i. S. des § 35 BauGB zurückfallen wird. 
Demzufolge entfällt Verfahren I (vgl. 4.3.1). 
Die Annahmen sind nachfolgend zusam-
mengestellt: 

• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

Der Rechengang ist der Anlage zu entneh-
men. Aus den Ergebnissen der angewende-
ten Verfahren ergibt sich die Bodenwert-
entwicklung modellhaft grafisch wie folgt: 

                                                 
37 vgl. Amt für Strategie, Wirtschafts- und Stadtent-

wicklung, a.a.O. Fn.29, Seite 22 ff. 

BRW0 BRWx ZW SW BRWk
QST 01.01.1995 01.01.2004 2007-2012 01.01. 2002 01.01. 2005

60 €/m² 60 €/m² 10 €/m²
Wartezeit bis z ns= 5 - 10 Jahre nb= 2 - 7 Jahre

Eingangsgröße gesuchte Größe

Gebiet B- Fall 2

Annahmen
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Abb. 17: Gebiet B - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 

Die ermittelten Bodenwerte weisen durch 
die allmähliche Aufgabe der baulichen Nut-
zung eine rückläufige Tendenz gegen den 
Zielwert auf. Grundsätzlich ist spätestens 
zum aktuellen Zeitpunkt (01.01.2005) abzu-
sehen, dass sich das Gebiet durch die 
Maßnahmen in einen Außenbereich nach § 
35 BauGB hineinentwickelt und dies zum 
Verlust der Baulandqualität führt. Es er-
scheint deshalb plausibel, dass der Boden 
mit dem fortschreitenden Verlust der Bau-
landqualität an Wert verliert. 

Aufgrund des noch (01.01.2005) gegebe-
nen Bebauungszusammenhanges ist so-
wohl für den Startwert als auch für den Bo-
denrichtwert BRWk von Baulandqualität 
auszugehen. Allerdings ist deren Wertigkeit 
"zusammengedrückt". Da der gesamte 
Stadtteil Neuberesinchen vor dem Stadt-
umbau eine städtebauliche und funktionale 

Einheit bildete, ist davon auszugehen, dass 
die Bodenwerte im Gebiet A und B zum 
Qualitätsstichtag des Startwerts (2002) ähn-
lich groß waren. Diese Annahme spiegelt 
die Zielbaummethode (III) mit einem Bo-
denwert von 45 €/m² wider. Für die Ablei-
tung von BRWk müsste allerdings die zu-
künftige Qualitätsstufe des Gebietes B 
(Nichtbauland) berücksichtigt werden, was 
in diesem Fall nicht unerheblich ist. Somit 
erscheinen die im Verfahren II ermittelten 
Bodenwertspannen von 14 – 22 €/m² für 
BRWk realistischer als die 37 €/m² aufgrund 
der qualitativen Verluste.  

Unabhängig von den unsicheren Eingangs-
größen ZW und BRWx muss eingeschätzt 
werden, ab welchem Zeitpunkt sich die 
Zielqualität (Nichtbauland) einstellt und das 
Gebiet durch die Umsetzung des flächen-
haften Rückbaus zum Außenbereich nach § 
35 BauGB wird. An dieser Stelle definiert 
sich eine wichtige Aufgabenstellung für die 
Gutachterausschüsse, das Marktverhalten 
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zu beobachten und die Werteinschätzung 
entsprechend zu begründen. Dabei ist auch 
einzuschätzen, ab welchem Zeitpunkt die 
Aufgabe der baulichen Nutzung vom Markt 
akzeptiert wird und dieser Umstand bei der 
Verfahrensauswahl konsequent berücksich-
tigt werden muss. 

Unter den Umständen der o. g. zukünftigen 
Entwicklung wäre eine Bodenwertanpas-
sung dK nach den obigen Betrachtungen 
berechtigt. Der Startwert dürfte demzufolge 
höchstens 45 €/m² (min dKs) betragen, für 
den aktuellen Bodenrichtwert BRWk wäre 
sogar ein Mindest-Abschlag min dKwst auf 
ca. 35 €/m² vorzunehmen. In diesem Zu-
sammenhang wäre die Zonierung der Bo-
denrichtwertkarte zu prüfen und anzupas-
sen. 

5.2.3 Gebiet C – Frankfurt/Oder, Süd 
(Änderung im Maß der Nutzung) 

Abb. 18: Stadtumbaugebiet „Süd“ in Frank-
furt/Oder 

Neben der Plattenbausiedlung Neuberesin-
chen konzentriert sich der Stadtumbaupro-
zess in Frankfurt/ Oder auf das Umstruktu-
rierungsgebiet „Süd“ (Abb. 18), wo man 
durch planerische Eingriffe die einstige 
städtebauliche Ordnung in individuellen 
Wohnformen wiederherstellen möchte. 

Dem Frankfurter Stadtumbaukonzept ist zu 
entnehmen, dass im gekennzeichneten Be-
reich C (Abb. 19) mittel- bis langfristig zu-
sammenhängende Abrisse der vorhande-
nen Blockbebauung durchgeführt werden, 
um Potenzialflächen für Eigenheimbebau-
ung zu gewinnen. Es bleibt zwar die Nut-
zung zu Wohnzwecken erhalten, jedoch ist 
ein Teilmarktwechsel von der geschlosse-
nen in die offene Bauweise zu erwarten. 
Städtebaulich erfolgt eine Anpassung an 
die bestehenden Bebauungsstrukturen 
nördlich und südlich des Bereiches C. 38 Auf 
dieser Grundlage erfolgt die Einordnung in 
die Fallsystematik wie folgt: 

 Änderung im Maß der baulichen 
Nutzung:  Fall 3 

Auch der Teilraum Süd wurde als Förder-
gebiet erster Priorität festgelegt. Das Prob-
lempotenzial wurde insgesamt jedoch et-
was geringer als für den Bereich Neubere-
sinchen eingeschätzt. Das Gebiet ist aller-
dings durch die gleichen Merkmale charak-
terisiert: 

 überdurchschnittlich hoher Einwoh-
nerrückgang, 

 hohe Leerstandszahlen, 

                                                 
38 Amt für Strategie, Wirtschafts- und Stadtentwick-

lung, a.a.O. Fn.30. 
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 hohes Durchschnittsalter der Einwoh-
ner, 

 mittlerer bis hoher städtebaulicher 
Neuordnungsbedarf, 

 unattraktives Stadtbild, Gestaltungs-
mängel, schlechter Bauzustand, 

 neutrales bis negatives Image.39 
 

 

Abb. 19: Konzeptplanung für Frankfurt/ Oder Süd 

In der Bodenrichtwertkarte40 ist der Bereich 
C als Allgemeines Wohngebiet in geschlos-
sener Bauweise gekennzeichnet. Der Bo-
denrichtwert zum Stichtag 01.01.2004 ist 
auch hier mit 60 €/m² für erschließungsbei-

                                                 
39  Amt für Strategie, Wirtschafts- und Stadtentwick-

lung, a.a.O. Fn.29, Seite 16. 
40  Landesvermessung und Geobasisinformation, 

a.a.O. Fn.32. 

tragsfreies Bauland ohne weitere Differen-
zierung im Maß der Nutzung angegeben. 

 

Abb. 20: Ausschnitt aus der Bodenrichtwertkarte 
von Frankfurt/Oder vom 01.01.2004 

• Planungsrechtliche Situation 

Beim Untersuchungsgebiet Frankfurt/Oder 
Süd handelt sich um einen unbeplanten In-
nenbereich i.S. des § 34 BauGB. Entspre-
chend der Zielsetzung der Stadtumbaupla-
nung wird hier nicht nur eine Anpassung 
des rechtswirksamen Flächennutzungspla-
nes beabsichtigt, sondern es laufen nach 
Auskunft des Stadtplanungsamtes41 zeitnah 
auch Gespräche zur Aufstellung verbindli-
cher Regelungen. Der Planung zufolge wird 
die bestehende Nutzung aufgegeben und 
das Gebiet nach Abriss mit Einfamilienhäu-
sern bebaut werden42. Durch den Nut-
zungswechsel von der geschlossenen in 
die offene Bauweise sind verbindliche Re-
gelungen als Voraussetzung zur Umset-
zung erforderlich, da für die Nachnutzung 
die Erschließung fehlt und eine Neuord-

                                                 
41  aus dem Gespräch mit Hrn. Annuß, Abteilungslei-

ter des Stadtplanungsamtes FF/O vom 
21.12.2004. 

42  Amt für Strategie, Wirtschafts- und Stadtentwick-
lung, a.a.O. Fn.30, Seite 33. 
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nung vorgenommen werden muss. Ein Be-
bauungsplan wurde noch nicht aufgestellt. 

• Annahmen der Berechnungsgrößen 

Als Eingangsgröße für die Berechnung von 
Start- bzw. Bodenrichtwert fungiert auch 
hier der zuletzt ermittelte Bodenrichtwert in 
Höhe von 60 €/m² sowie der konjunkturell 
auf 60 €/m² angepasste Bodenrichtwert von 
1995. 

Im Stadtumbaukonzept wird davon ausge-
gangen, dass für den Bereich C eine Nach-
nutzung durch Einfamilienhausbebauung 
erfolgt. Der Bodenrichtwert der südlich an-
grenzenden Bebauung beträgt 65 €/m² für 
offene Bauweise bei einer GFZ = 0,3. Des-
sen Lagewertigkeit steht allerdings noch 
unter dem Einfluss der aktuellen Bebauung. 
Durch die Umstrukturierung ist mit einer all-
gemeinen Lageverbesserung zu rechnen. 
Durch den Vergleich mit benachbarten Ge-
bieten gleichartiger Nutzung erscheint auf-
grund der Citynähe für das Gebiet C ein 
Zielwert von 80 €/m² (erschließungsbei-
tragsfrei) realistisch. In Abzug zu bringen 
sind bodenwertrelevante Entwicklungskos-
ten (ca. 30 €/m²) für Neuordnung und her-
zustellende Erschließung, so dass als Ein-
gangsgröße für die Zielnutzung ein Boden-
wert ZW = 50 €/m² anzusetzen ist. 

Die Wartezeitspanne von 5 - 10 Jahren für 
SW und 2 - 7 Jahren bezogen auf BRWk 

soll den Zeitraum zur Herstellung der Be-
dingungen für die erwartete Zielqualität 
(Umsetzung des Rückbaus und Aufstellung 
eines B-Plans) abdecken. 

 

 

 

• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

Der Rechengang ist der Anlage zu entneh-
men. Aus den Ergebnissen der angewende-
ten Verfahren ergibt sich die modellhafte 
Bodenwertentwicklung grafisch wie folgt: 

BRW0 BRWx ZW SW BRWk
QST 01.01.1995 01.01.2004 2007-2012 01.01. 2002 01.01. 2005

60 €/m² 60 €/m² 50 €/m²

Wartezeit bis z ns= 5 - 10 Jahre nb= 2 - 7 Jahre

Gebiet C- Fall 3

Eingangsgröße gesuchte Größe
Annahmen
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Abb. 21: Gebiet C - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 

Als Voraussetzung zur Umsetzung der Pla-
nungsabsichten ist aufgrund der notwendi-
gen Bodenneuordnung mit einer veränder-
ten planungsrechtlichen Situation zum Zeit-
punkt z zu rechnen. Die Umsetzung der 
Neuordnung nach erfolgter B-Planauf-
stellung wurde im Rahmen einer Wartezeit-
spanne berücksichtigt. Die einschlägige 
Entwicklungsstufe ist Rohbauland, da die 
Erschließung für die Nachnutzung noch 
nicht gesichert ist. 

Unter einer Annahme der Umnutzung bil-
den die Ergebnisse aus Verfahren I die un-
tere, die aus Verfahren II die obere Wert-
grenze bei der Bodenwertabschätzung. Die 
Bodenwerte aus dem qualitativen Vergleich 
ohne Nutzungswechsel (Zielbaummethode) 
liegen wertmäßig dazwischen. Obwohl die 
geplante Umnutzung ursächlich keine gra-
vierende Bodenwertänderung (Zielwert) 
nach sich ziehen wird, geben neben den 
zukunftsorientierten Betrachtungen (I und 

II) auch die vorliegenden Zustandsmerkma-
le (III) zum Zeitpunkt s bzw. wst unabhängig 
voneinander Anlass, den zuletzt ermittelten 
Bodenrichtwert BRWx in Frage zu stellen. 
Die Unsicherheiten (Wartezeitspanne) zur 
Ermöglichung der Nachnutzung und die 
damit verbundenen noch aufzubringenden 
Entwicklungskosten belasten den Boden-
wert zusätzlich. Folglich muss der Gutach-
terausschuss das Marktverhalten in Abhän-
gigkeit von der baurechtlichen Situation und 
der vorliegenden strukturellen Verhältnisse 
bewerten. 

Abschließend kann für den Startwert eine 
Spanne von ca. 35-50 €/m² angegeben 
werden. Der Bodenrichtwert BRWk wäre 
zwischen ca. 40 und 50 €/m² einzuschät-
zen. Er unterscheidet sich also nicht uner-
heblich (min dkwst = 10 €/m²) vom ermittel-
ten Bodenrichtwert (2004) in Höhe von 60 
€/m². 
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5.2.4 Gebiet D – Rathenow Ost  
(Aufgabe der baulichen Nutzung) 

Die Stadt Rathenow hat im Jahr 2001 ihr 
städtebauliches Entwicklungskonzept erar-
beitet und engagiert sich seither gegen den 
anhaltenden gesamtstädtischen Funktions-
verlust. Entsprechend dem Entwicklungsziel 
"Stärkung der Innenstadt" wurde der Be-
reich D als potenzielle Freifläche bewertet 
und konsequenterweise der flächenhafte 
Rückbau einschließlich der Erschließung 
und technischen Infrastruktur geplant43. 
Daraus ergibt sich für das Beispiel die Ein- 
ordnung in die Fallsystematik zu: 

 

Abb. 22: Rathenow Ost – Bestandssituation 

                                                 
43  Beratungsgesellschaft für Stadterneuerung und 

Modernisierung mbH (BSM), Fallbeispiele zur Bo-
denwertermittlung, Rathenow, 2003. 

 Aufgabe der baulichen Nutzung:   
Fall 2 

Das Wohngebiet am östlichen Stadtrand 
von Rathenow war besonders vom Bevöl-
kerungsrückgang betroffen und es lagen 
folgende Kriterien für die Planungsent-
scheidung zugrunde: 

 hoher Wohnungsleerstand, 
 mangelhafte bauliche Qualität und In-
standhaltungsrückstau, 

 Stadtquartier mit den meisten Nega-
tivmerkmalen. 

 

 

Abb. 23: Rathenow Ost – Konzeptplanung 

D 



 

 

Darstellung anhand von Fallbeispielen 

 55 

In der Bodenrichtwertkarte44 ist das Gebiet 
als Umstrukturierungsgebiet ohne Angabe 
einer Wertigkeit gekennzeichnet. Für die 
umliegenden Wohngebiete wird ein Boden-
richtwert von 40 €/m² für Wohnen (erschlie-
ßungsbeitragsfrei) angegeben. 

In der Legende wird darauf hingewiesen, 
dass für Stadtumbaugebiete derzeit eine 
"gesicherte Bodenrichtwertermittlung nicht 
möglich ist". 

 
Abb. 24: Ausschnitt aus der Bodenrichtwertkarte 
Rathenow Ost, 01.01.2004 

• Planungsrechtliche Situation: 

Ein qualifizierter Bebauungsplan besteht 
nicht. Die Zulässigkeit von Bauvorhaben ist 
nach § 34 BauGB zu beurteilen. Durch die 
vorgesehene ersatzlose Abräumung der 
Baugrundstücke verschiebt sich die Innen-
bereichsgrenze des bisher im Zusammen-
hang bebauten Quartiers. Dies führt in der 
Konsequenz zur Einschränkung der Zuläs-

                                                 
44  Landesvermessung und Geobasisinformation 

Brandenburg, a.a.O. Fn.32. 

sigkeit zukünftiger Bauvorhaben. Es ist nur 
eine Anpassung des Flächennutzungsplans 
vorgesehen - demzufolge Fall 2a. 

• Problemfeld und Annahmen der Be-
rechnungsgrößen: 

Als Zeitpunkt für den Qualitätsstichtag des 
Startwertes kann auch in Rathenow der 
01.01.2002 angehalten werden, da ab die-
sem Zeitpunkt mit der Durchführung beson-
derer städtebaulicher Maßnahmen gerech-
net werden konnte. 

Für die Berechnung im Verfahren II dient 
auch in diesem Beispiel der Bodenrichtwert 
der Umgebungsbebauung für Wohnen von 
40 €/m² als Maximalwert.45 Mittels Zielbaum 
soll der Qualitätsverlust der Plattensiedlung 
innerhalb der vergangenen 7-10 Jahre er-
fasst werden. Als Vergleichswert dient des-
halb der Bodenrichtwert aus dem Jahr 
1995, der konjunkturell angepasst auf e-
benfalls 40 €/m² eingeschätzt wird.46  

Die durch die schrittweise Umsetzung des 
flächenhaften Rückbaus entstehenden Frei-
flächen sind zur Wiederherstellung des ur-
sprünglichen Stadtforstes bestimmt. Des-
halb kann der Zielwert für die Nachnutzung 
als forstwirtschaftliche Fläche mit 3 €/m² 
angenommen werden. Die Dauer der Um-

                                                 
45  Der Bereich der Plattenbausiedlung blieb in den 

letzten Jahren nach Auskunft der Geschäftsstelle 
des Gutachterausschusses (Hr. Grunzke am 
18.03.2005 ) ohne Wertbestimmung, da keine aus-
reichende Anzahl von Kauffällen zur Auswertung 
herangezogen werden konnten. 

46  Es wird davon ausgegangen, dass die Verände-
rung der vom Gutachterausschuss ermittelten Bo-
denrichtwerte in den vergangenen Jahren im We-
sentlichen auf einer konjunkturellen Anpassung 
beruht. 

D 
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setzung ist noch unbestimmt. Die Rahmen-
planung sieht jedoch vor, dass die Maß-
nahmen zwischen 2010 und 2015 abge-
schlossen sind. Nach Rücksprache mit dem 
Stadtplanungsamt Rathenow kann in der 
Berechnung eine Wartezeit von 8 -13 Jah-
ren vom Zeitpunkt s bzw. von 5 -10 Jahren 
vom Zeitpunkt wst angenommen werden, 
um eine gesicherte Abschätzung zu erzie-
len. Die Anwendung von Verfahren I ist 
aufgrund der Nutzungsaufgabe nicht mög-
lich. Die Annahmen sind nachfolgend zu-
sammengestellt:  

• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

 

Aus den Ergebnissen 
der angewendeten 
Verfahren ergibt sich 
der Verlauf der Bo-
denwertentwicklung 
wie folgt (Abb. 25): 

 

 

 

 

Abb. 25: Gebiet D - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 

Die Ergebnisse der Bodenwertabschätzung 
weisen für das Gebiet D eine rückläufige 
Tendenz nach. Im Einzelnen bedeutet dies: 

Sofern der Markt die geplante Nutzungsein-
schränkung zum Zeitpunkt der Bewertung 
bereits avisiert, können die Bodenwerte SW 
bzw. BRWk mit höchstens 20 €/m² einge-
schätzt werden (obwohl im Verfahren II ein 
Ausgangs-Bodenwert für die (noch) existie-
rende bauliche Nutzung berücksichtigt wird, 
der sich auf benachbarte marktfähige 
Wohngebiete bezieht). 
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Der Zustandsvergleich mittels Zielbaum (III) 
ergibt Bodenwerte in Höhe von ca. 30 €/m² 
(trotz der schwierigen Einschätzungsmög-
lichkeit der konjunkturell bedingten Höhe 
des herangezogenen Vergleichswerts 
BRW0). Die Qualität des Gebiets hat sich 
nachweislich zwischen 1995 und 2002 - 
ungeachtet der geplanten Nutzungsände-
rung - verschlechtert, was sich auf den Bo-
denwert SW mit einer Reduzierung um 
mindestens 25 % (min dKs) ausgewirkt ha-
ben müsste. 

Wie bereits für das Gebiet B festgestellt, 
entwickelt sich das Gebiet D bei Realisie-
rung der Planung zukünftig in den Außen-
bereich. Das Gebiet verliert damit seine 
Baulandqualität und wäre nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 WertV als Nichtbauland einzustufen. 
Sofern für das Gebiet der Plattenbausied-
lung zukünftig ein Bodenrichtwert ausge-
wiesen werden sollte, wäre dieser Umstand 
zu berücksichtigen. Eine entsprechende 
Bodenwertanpassung dKwst im Vergleich 
mit BRW (2004) der Umgebung um min. 
25% wäre schon heute angebracht. Weitere 
Abschläge aufgrund des besonderen Teil-
marktes sind als sachgerecht einzuschät-
zen, da sich der Vergleichsbodenrichtwert 
auf „gesunde“ Wohngebiete des Stadtge-
bietes bezieht. 

Aus den beiden Beispielen des Falls 2 – 
Aufgabe der baulichen Nutzung – wird deut-
lich, dass die Einschränkungen der Nutz-
barkeit zu einem beachtlichen Rückgang 
der Bodenwerte führen. Deshalb müssen 
die Auswirkungen des flächenhaften Rück-
baus von den Gutachterausschüssen auch 
bei der Bodenrichtwertberatung ausgewer-
tet werden. Es ist anzunehmen, dass 

der Grundstücksmarkt schon nach Vorlage 
der teilräumlichen Stadtentwicklungskon-
zepte mit entsprechender Planung empfind-
lich auf deren Zielsetzung reagiert. 

5.2.5 Gebiet E – Rathenow Innenstadt 
(öffentliche Nachnutzung) 

Für den Bereich E ist unter dem Aspekt der 
Aufwertung des Innenstadtquartiers die 
Schaffung eines öffentlichen Platzes bei 
gleichzeitiger Ergänzung und Erneuerung 
der baulichen Umgebung vorgesehen. Die 
Einordnung in die Fallunterscheidung er-
folgt für eine 

 öffentliche Nutzung:  Fall 5 

Für das Wohngebiet im Zentrum von Ra-
thenow lagen folgende Kriterien für die Pla-
nungsentscheidung zugrunde: 

 erheblicher Wohnungsleerstand, 
 mangelhafte bauliche Qualität ver-

bunden mit Instandhaltungsrück-
stau, 

 städtebauliche Mängel im Block und 
im angrenzenden Umfeld.47 

 

 
Abb. 26: Konzeptplanung "Stadtplatz" 

                                                 
47  Beratungsgesellschaft für Stadterneuerung und 

Modernisierung mbH (BSM), Fallbeispiele zur Bo-
denwertermittlung, Rathenow, 2003. 
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Abb. 27: Ausschnitt aus der Bodenrichtwertkarte 
Rathenow Zentrum, 01.01.2004 

In der Bodenrichtwertkarte48 ist auch der 
Bereich E als Stadtumbaukulisse ohne An-
gabe der Wertigkeit räumlich abgrenzt. Für 
das anschließende Wohngebiet ist die La-
gewertigkeit ebenfalls mit 40 €/m² (er-
schließungsbeitragsfrei) angegeben. 

In der Legende wird darauf hingewiesen, 
dass für Stadtumbaugebiete derzeit eine 
"gesicherte Bodenrichtwertermittlung nicht 
möglich ist". 

• Planungsrechtliche Situation: 

Das Gebiet liegt im Innenbereich i. S. d. 
§ 34 BauGB. An dieser Situation wird sich 
auch nach Herstellung des geplanten 
Stadtplatzes nichts ändern. Der Bereich E 
ist Bestandteil eines einfachen Bebauungs-
plans, der eine Nutzung zu Wohnzwecken 
vorschreibt. Als Voraussetzung für die Um-

                                                 
48  Landesvermessung und Geobasisinformation 

Brandenburg, a.a.O. Fn.32. 

nutzung als Gemeinbedarfsfläche ist eine 
entsprechende Änderung des B-Plans er-
forderlich. Dieser planungsrechtliche Ein-
griff kann nach Auskunft der örtlichen Be-
hörden49 im Jahr 2006 erwartet werden. 

• Problemfeld und Annahmen der Be-
rechnungsgrößen: 

Die Auswirkung auf die Bodenwertentwick-
lung kann einerseits aufgrund der Änderung 
der planungsrechtlichen Situation von 
Wohnnutzung zur zukünftigen Gemeinbe-
darfsnutzung als öffentlicher Stadtplatz er-
mittelt werden. Unter dem Aspekt der ein-
geschränkten Nutzungsmöglichkeit orien-
tiert sich der zukünftige Bodenwert (Zielwert 
ZW) dann an Preisen für Verkehrsflächen 
und wird mit 5 €/m² angenommen. Unab-
hängig vom Zeitpunkt der baulichen Umset-
zung könnte sich der Markt am erwarteten 
planungsrechtlichen Eingriff im Jahre 2006 
orientieren. Zur Sicherheit wird die Warte-
zeit um ein Jahr verlängert angenommen. 
Daraus ergeben sich in der Berechnung ei-
ne Wartezeit von 5 Jahren bezogen auf den 
Zeitpunkt s bzw. 2 Jahre bezüglich wst. 

Andererseits bietet es sich an, auch die ge-
bietsbezogenen Zustandsänderungen im 
Hinblick auf die Auswirkung am Bodenwert 
zu untersuchen. 

Als Eingangsgröße zur Ermittlung von SW 
bzw. BRWk steht wie im Gebiet D lediglich 
ein Bodenrichtwert der Umgebung von 
40 €/m² als Maximalwert zur Verfügung. Es 
ist auch hier anzunehmen, dass der Bo-

                                                 
49  fernmündlich: Fr. Böttcher, Bauordnungsamt Ra-

thenow. 
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denwert aufgrund der ausgeübten Wohn-
nutzung tatsächlich niedriger ist. Für die 
Zielbaummethode dient der konjunkturell 
angepasste Bodenrichtwert für Wohnen aus 
dem Jahr 1995 (BRW0) als Eingangsgröße 
in die Berechnung. Die Anwendung des 
Verfahrens I entfällt für die zukünftige Flä-
che als Nichtbauland. Die Annahmen sind 
in der Tabelle zusammengestellt: 

• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

Aus den Ergebnissen der angewendeten 
Verfahren ergibt sich der Verlauf der Bo-
denwertentwicklung wie folgt (Details siehe 
Anlage): 

Abb. 28: Gebiet E - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 

Es handelt sich nach Verfahren II bei SW 
und BRWk nach wie vor um Baulandquali-
tät, die Bodenwerte bewegen sich aber auf-
grund der erwarteten öffentlichen Zweck-
bindung quantitativ auf einem niedrigen Ni-
veau. Wenn man ferner annimmt, dass die 
zukünftige Nutzungseinschränkung eine 
entsprechende Vorwirkung auf die Boden-
werte hat,  
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die bereits zum Zeitpunkt vor Maßnahme-
beginn (2002) bzw. aktuell (2005) spürbar 
ist, dann sind die Ergebnisse von max. 10 
€/m² aus dem Verfahren II als marktnah zu 
bewerten. Hier ist der Gutachterausschuss 
gefragt, die Akzeptanz der noch unverbind-
lichen Planung vom Markt zu beurteilen. 

Für dieses Fallbeispiel muss die Anwen-
dung des Verfahren III besonders diskutiert 
werden. Die Ergebnisse aus der Zielbaum-
methode in Höhe von ca. 30 €/m² nach Ver-
fahren III helfen zwar, um die allgemeine 
umgebungsbezogene Bodenrichtwertent-
wicklung abzubilden, sie fangen aber nicht 
die kleinteilige Nutzungsabsicht ein. Trotz-
dem kann daraus abgeleitet werden, dass 
der Bodenrichtwert der Umgebungsbebau-
ung BRWx von 40 €/m² nicht zum vorlie-
genden Gebietszustand, auch ohne Be-
rücksichtigung der Entwicklungsaussichten 
des Stadtumbaugebietes, passt. Daraus er-
gibt sich eine Mindestkorrektur von BRWx 
(min dK) auf 30 €/m². 

5.2.6 Gebiet F – Berlin, Marzahn/ Hel-
lersdorf (Änderung im Maß der 
Nutzung) 

In der Auswertung des Gebietes C 
(vgl.5.2.3) wurde bereits darauf hingewie-
sen, dass eine Änderung des Nutzungsma-
ßes auch ohne planungsrechtlichen Eingriff 
stattfinden kann, sofern keine Neuordnung 
erforderlich ist. In diesem Zusammenhang 
wird nachfolgend ein Teilrückbauprojekt 
aus dem Land Berlin vorgestellt. 

Die Großsiedlungen des komplexen Woh-
nungsbaus in Marzahn/Hellersdorf haben 

am Bundeswettbewerb Stadtumbau Ost er-
folgreich teilgenommen und sind auf Grund-
lage des Senatsbeschlusses vom 
20.08.2002 in die Förderkulisse des Pro-
gramms aufgenommen worden. Somit kann 
auch hier als Qualitätsstichtag der 
01.01.2002 angehalten werden. Die Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin 
hat die Fläche dementsprechend in einer 
"Karte der Stadtumbaugebiete" veröffent-
licht.50 

Abb. 29: Karte der Stadtumbaugebiete in Berlin 

Der Stadtbezirk ist ebenfalls von hohem 
Wohnungsleerstand betroffen. Nach einem 
Stadtumbaukonzept wurde im Dezember 
2003 mit dem Rückbau von 11-
geschossigen Plattenbauten beiderseits der 
Havemannstraße begonnen. In den verblei-
benden Gebäudeteilen entstanden bis En-
de des Jahres 2004 "runderneuerte" Woh-

                                                 
50  siehe:. http://www.stadtentwicklung.berlin.de/ 
wohnen/stadtumbau/de/karte/ 
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nungen, in drei- bis fünf-geschossigen 
Häusern, den so genannten "Ahrensfelder 
Terrassen".51 Hieraus ergibt sich die ge-
suchte Falleinordnung: 

 Änderung im Maß der baulichen 
Nutzung:  Fall 3 

 

Abb.30: Ahrensfelder Terrassen: vor und nach 
dem Teilrückbau (Quelle: degewo) 

  

Im Bodenrichtwertatlas52 ist der Boden-
richtwert des Allgemeinen Wohngebietes 
für eine GFZ = 1,0 in Höhe von 150 €/m² 
beraten worden. Im Gegensatz zum Land 
Brandenburg, wo die Gebietskulissen der 

                                                 
51  SenStadt in Marzahn/ Hellersdorf, Stadtumbau-

Nachrichten 2004, Informationsbroschüre. 
52 Gutachterausschuss für Grundstückswerte in Ber-

lin, Bodenrichtwerte vom 01.01.2004 

beschlossenen Stadtumbaugebiete teilwei-
se nachrichtlich gekennzeichnet sind, findet 
sich im Berliner Bodenrichtwertatlas kein 
Hinweis auf die geplanten bzw. durchge-
führten Maßnahmen. 

 

Abb. 31: Ausschnitt aus dem BRW-Atlas des Lan-
des Berlin vom 01.01.2004 

• Planungsrechtliche Situation: 

Das Gebiet liegt im unbeplanten Innenbe-
reich i. S. d. § 34 BauGB. An dieser Situati-
on ändert sich zukünftig nichts. Von Seiten 
des Stadtplanungsamtes sind keine Eingrif-
fe in die bestehende Situation vorgesehen. 
Sofern sich der Teilrückbau flächenhaft voll-
zieht, wirkt sich das auf die Zulässigkeit zu-
künftiger Bauvorhaben i.S. d. § 34 BauGB 
aus, d.h. das zulässige Maß der Nutzung 
wird sich entsprechend reduzieren. 

• Problemfeld und Annahmen der Be-
rechnungsgrößen: 

Die Auswirkung des Teilrückbaus bezieht 
sich für den betrachteten Bereich in erster 

F 
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Linie auf die GFZ- Reduzierung von 1,0 auf 
ca. 0,7, wobei deren Einfluss auf den Bo-
denwert hinterfragt werden muss. Faktisch 
ändert sich der Teilmarkt von der geschlos-
senen in die „halboffene“ Wohnweise. Hin-
sichtlich der Höhe des Zielwertes ergibt 
sich allerdings keine wesentliche Änderung, 

da der Bodenrichtwert in vergleichbaren 
Gebieten Berlins für eine GFZ von 0,6 -0,8 
regelmäßig um 140 €/m² liegt53. Es handelt 
sich hierbei um keinen Sonderfall, da in vie-
len Städten grundsätzlich kaum GFZ- Ab-
hängigkeiten im Bereich der Wohnnutzung 
aus den Kaufpreisen nach-
gewiesen werden können.54 
Auf die Zielbaummethode 
kann an dieser Stelle ver-
zichtet werden, weil bei der 
Fortschreibung der Boden-
richtwerte in Berlin durch 
Auswertung einzelner Kauf-
fälle auch die qualitativen 
Missstände in den Platten-
bausiedlungen berücksich-
tigt werden konnten. 

                                                 
53  nach Recherche im Bodenrichtwertatlas des Lan-

des Berlin (Wertermittlungsstichtag 01.01.2004) für 
allgemeine Wohngebiete mit einer GFZ 06 –0,8. 

54 Anm.: Dies ist u.a. daran erkennbar, dass in den 
Bodenrichtwertkarten (mit Ausnahme der Groß-
städte) häufig kein Bezug zum Maß der Nutzung 
angegeben ist. 

Das Besondere an diesem Beispiel ist, 
dass die Maßnahmen zum Zeitpunkt der 
Untersuchung bereits abgeschlossen sind, 
d.h. BRWk = ZW. Die Wartezeit nb ist dem-
entsprechend gleich Null und ns=3 Jahre. 
Die Annahmen sind tabellarisch aufgeführt:  

• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

Die Ergebnisse (vgl. Anlage) aus den an-
gewendeten Verfahren sehen wie folgt aus 
(siehe Abb. 32): 

Abb. 32: Gebiet F - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 
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Die Bodenwerte verändern sich quantitativ 
kaum, da sich die GFZ- Reduzierung nur 
unerheblich auf die Lagewertigkeit auswirkt. 
Für das Beispiel wäre demzufolge nur eine 
leichte Anpassung dKwst des bestehenden 
Bodenrichtwerts auf ca. 140 €/m² gerecht-
fertigt. Die Zielqualität ist in diesem Beispiel 
erreicht. 

Im Allgemeinen kann wohl davon ausge-
gangen werden, dass durch Änderung des 
Nutzungsmaßes durch Teilrückbau keine 
wesentlichen Bodenwertveränderungen zu 
erwarten sind. Mittelfristig kann sogar mit 
dem Ansteigen der Bodenwerte gerechnet 
werden, wenn sich nämlich der Lagewert 
des Gebietes infolge des Teilrückbaus 
(Entdichtung) nachhaltig verbessert. 

5.2.7 Gebiet G – Cottbus, Sachsendorf/ 
Madlow (Änderung der Nutzungs-
art) 

Im Folgenden wird ein Beispiel aus Cottbus, 
einem weiteren Schwerpunktgebiet des 
Brandenburger Stadtumbauprogramms, 
aufgezeigt. Im Jahr 2001 wurde der im süd-
lichen Teil der Stadt liegende Bereich 
„Sachsendorf/Madlow“ aufgrund seiner un-
befriedigenden städtebaulichen Situation 
förmlich als Sanierungsgebiet festgesetzt. 
Dies war nach Einschätzung des Pla-
nungsamtes55 zum damaligen Zeitpunkt das 
greifbarste Instrumentarium, um den städ-
tebaulichen Mängeln begegnen zu können. 
Diese Gebietskulisse wurde im Jahr 2002 
mit dem Beschluss als förmlich festgesetz-
tes Stadtumbaugebiet überlagert (siehe 

                                                 
55  fernmündliche Auskunft von Fr. Dr. Kühne, Leitern 

des Stadtplanungsamts Cottbus, 04.02.2005. 

4.2.2), um bei der Umsetzung der Ziele fi-
nanziell unterstützt werden zu können. 

Im Zuge des Umbaus der größten Platten-
bausiedlung des Landes Brandenburg in 
Cottbus wurde am Südrand der Großsied-
lung ein komplettes Wohnquartier mit mehr 
als 1000 Wohneinheiten abgerissen. Dabei 
lagen für das Wohngebiet vorwiegend fol-
gende Kriterien für die Planungsentschei-
dung zugrunde: 

 hoher Wohnungsleerstand (über 40% 
im Jahr 2000), 

 mangelhafte bauliche Qualität, gerin-
ger Modernisierungsgrad und In-
standhaltungsrückstau, 

 sozial und wirtschaftlich überlastetes 
Gebiet. 

Im Rahmen eines EU-Vorhabens wurde ei-
ne Nachnutzung der Flächen geplant. Auf-
grund der unmittelbaren Lage an der Auto-
bahn soll die Fläche zukünftig gewerblich 
genutzt werden. Um die entstandene Frei-
fläche für Anwohner und potentielle Investo-
ren aufzuwerten, wurde auf Grundlage ei-
ner Gestattungsvereinbarung zwischen Ei-
gentümer und der Stadt eine Zwischennut-
zung durch Bepflanzung mit einer Sonnen-
blumenart als Sofortmaßnahme durchge-
führt.56 Deren möglicher Bodenwerteinfluss 
wird nachfolgend wertmäßig zunächst nicht 
betrachtet. Die Einordnung in die Fallunter-
scheidung erfolgt für  

                                                 
56  Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Zwi-

schennutzung und neue Freiflächen – städtische 
Lebensräume der Zukunft, 
www.bbr.bund.de/aufbau-ost/pdf-
files/Zwischennutzung_Endbericht2.pdf, Seite 47 
ff. 
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 Änderung in der Art der baulichen 
Nutzung:  Fall 4 

 

Abb. 33: Brachfläche im Winter 2004 und mit Zwi-
schennutzung im Sommer 2004 

  

Der Gutachterausschuss für Grundstücks-
werte in Cottbus hatte in Anwendung sanie-
rungsrechtlicher Bestimmungen im Jahr 
2002 besondere Bodenrichtwerte für die 
Anfangswertqualität ermittelt. Für die Aus-
gangsnutzung – Gebäudezeilen mit mittle-
rer Höhe - wurde der Anfangswert in Höhe 
von 55 €/m² eingeschätzt.57 

                                                 
57  siehe: Rechts- und Verfahrensinstrumente beim 

Stadtumbau, a.a.O. Fn. 6, Seite 73. 
Anm.: Nach Auskunft der Geschäftsstelle des Gut-
achterausschusses, Fr. Jank am 18.03.2005, sind 
die zum 27.08.2002 ermittelten Bodenrichtwerte 
vorerst nicht fortgeschrieben worden. 

Abb. 34: Gebiet G – förmlich festgelegtes Sanie-
rungs- und Stadtumbaugebiet58 

• Planungsrechtliche Situation: 

Nach Auskunft des Stadtplanungsamtes59 
befindet sich das Gebiet im Geltungsbe-
reich eines aus DDR-Zeiten übergeleiteten 
Bebauungsplanes nach § 30 BauGB. Die 
Zulässigkeit von Bauvorhaben ist auch in 
diesem Bereich aufgrund eines zwischen 
Stadt und Eigentümer abgeschlossenen 
Stadtumbauvertrages eingeschränkt. Die 
Aufstellung eines B-Planes für die vorgese-
hene gewerbliche Nachnutzung ist auf-
grund unsicherer Marktverhältnisse noch 
nicht erfolgt. Die Anpassung des Flächen-
nutzungsplans als Voraussetzung zur Än-
derung des verbindlichen Planungsrechts 
ist kurzfristig vorgesehen. Mit dem neuen B-
Plan ist frühestens im Jahr 2009 zu rech-
nen. 

                                                 
58  Landesvermessung und Geobasisinformation 

Brandenburg, a.a.O. Fn.32. 
59  fernmündliche Auskunft von Fr. Dr. Kühne, Leitern 

des Stadtplanungsamts Cottbus, 04.02.2005. 
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• Problemfeld und Annahmen der Be-
rechnungsgrößen: 

Es ist nach aktuellem Stand der Planung 
noch ungewiss, ob die avisierte Nachnut-
zung durch Gewerbe tatsächlich realisiert 
werden kann. In diesem Beispiel wird je-
doch davon ausgegangen. Für Gewerbeflä-
chen werden in der näheren Umgebung 
zwischen 25 und 40 €/m² erschließungsbei-
tragsfrei gezahlt60. Mit zusätzlichen Ent-
wicklungskosten ist nicht zu rechnen, weil 
die vorhandene äußere Erschließung im 

 

Allgemeinen für gewerblichen Zwecke als 
ausreichend anzusehen ist. Demzufolge 
können 30 €/m² für ZW angesetzt werden. 

Eine sachverständige Einschätzung für die 
Bodenwertbestimmung wird sich vorrangig 
am Beschluss zur Aufstellung eines B-
Plans orientieren, mit dem frühestens 2009 
gerechnet werden kann. Zur Berücksichti-
gung der Planungsunsicherheiten werden 5 
weitere Jahre veranschlagt. Daraus erge-
ben sich in der Berechnung Wartezeiten mit 
einer Spanne von 7-12 Jahren für den 
Startwert bzw. von 4-9 Jahren für den Bo-
denrichtwert. 

                                                 
60  fernmündlich: Frau Jank, Leiterin der Geschäfts-

stelle des Gutachterausschusses in Cott-
bus,18.03.2005. 

Als Ausgangsgröße zur Abschätzung von 
Start- bzw. Bodenrichtwert im Verfahren II 
dient der vom Gutachterausschuss ermittel-
te Anfangswert von 55 €/m² aus dem Jahr 
2002, der als zuletzt ermittelter Bodenricht-
wert existiert. Diese Größe fungiert gleich-
zeitig als Vergleichswert für den Zielbaum, 
da aus den ermittelten Bodenrichtwerten 
der vergangenen Jahre keine veränderte 
Entwicklung nachvollzogen werden kann. 
Die Annahmen sind in der folgenden Tabel-
le zusammengestellt: 

 

• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

Aus den Ergebnissen der angewendeten 
Verfahren lässt sich die Bodenwertentwick-
lung wie folgt darstellen (Details: siehe An-
lage): 

BRW0 BRWx ZW SW BRWk
QST 01.01.1995 01.01.2002 2009-2014 01.01. 2002 01.01. 2005

55 €/m² 55 €/m² 30 €/m²
Wartezeit bis z ns= 7 - 12 Jahre nb= 4 - 9 Jahre

gesuchte GrößeEingangsgröße
Annahmen

Gebiet G- Fall 4
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Abb. 35: Gebiet G - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 

Für den Fall, dass durch entsprechendes 
Verhalten des Marktes die Nachnutzung als 
Gewerbefläche realisiert werden kann, ist 
die Fläche derzeit als Bauerwartungsland 
i.S.d. § 4 Abs.3 WertV einzustufen. Der An-
fangswert, der im Verfahren II Eingang ge-
funden hat, ist auch hier als unsichere Grö-
ße anzusehen, weil sich der Gutachteraus-
schuss bei der Ermittlung nur auf sehr we-
nige vergleichbare Kauffälle stützen konn-
te.61 Zur Ermittlung des aktuellen Boden-
richtwert BRWk bleibt einzuschätzen, ob 
der Grundstücksmarkt der Altnutzung zu 
Wohnzwecken - auch unter Würdigung der 
Planung - einen entsprechenden Bodenwert 
zubilligt (siehe Verfahren II) oder ob man 
sich trotz der Unsicherheiten ausschließlich 

                                                 
61  Anm.: Zur Ermittlung der Besonderen Bodenricht-

werte wurden laut Bericht im Planspiel (siehe Fn. 
6, Seite 73) Kauffälle aus den Jahren 1994-2001 
herangezogen. 

am geplanten Nachnutzungsszenario orien-
tiert (19-26 €/m² aus Verfahren I). 

Für die Fortschreibung des Anfangswertes 
bieten die Ergebnisse der Zielbaummetho-
de einen Anhaltspunkt für die qualitative 
Einschätzung des Gebietszustands. Dem-
zufolge wäre aus heutiger Sicht eine mögli-
che Korrektur um mindestens 15 €/m² an-
gebracht (min dKs). Der Bodenrichtwert 
BRWk kann somit auf max. 40 €/m² be-
grenzt werden. Dieser Bodenwert erscheint 
zumindest für Bereiche des Geschosswoh-
nungsbaus im Stadtgebiet Sachsendorf-
Madlow marktgerecht. 

Es ist abschließend für den Fall der Ände-
rung der Nutzungsart festzuhalten, dass 
sich der Grundstücksmarkt ab einem zu be-
stimmenden Zeitpunkt an der zukünftigen 
Nutzungsart orientiert und die Bodenwert-
entwicklung nicht erst durch entsprechende 
B-Plan-Änderung beeinflusst wird. Fakto-
ren, wie das Erfordernis von Neuord-
nungsmaßnahmen und Wartezeiten bis zur 
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Realisierung, schwächen die Bodenwerte 
vor und während der Maßnahme. 

Auf einen weiteren wichtigen Aspekt – die 
temporäre Zwischennutzung als Brachflä-
che - ist bereits hingewiesen worden. Inte-
ressant ist in diesem Zusammenhang, dass 
ein Sachverständiger bei der Wertermittlung 
auch auf die Regelungen eines städtebauli-
chen Vertrages sowie die Inhalte der o.g. 
Gestattungsvereinbarung abstellen könnte. 
Diese Verträge bilden die Grundlage für ei-
ne tatsächliche (erhebliche) Einschränkung 
der Nutzbarkeit, denn sie verhindern die 
Möglichkeit einer Neubebauung über den 
Zeitraum der Vertragsdauer bzw. dem Zeit-
punkt der Festsetzung einer neuen Nut-
zung. Für die im Beispiel tatsächlich reali-
sierte Zwischennutzung als begünstigte 
Freifläche wäre ein Ausgangs-Bodenwert 
BRWx von ca. 5 €/m² marktgerecht, was 
mithin eine weitere Korrektur dKs bzw. 
dKwst rechtfertigen würde. 

5.2.8 Gebiet H – Leipzig, „Dunkler 
Wald“ (Zwischennutzung) 

Wie im vorherigen Fallbeispiel beschrieben, 
werden im Rahmen des Stadtumbaus nach 
vollständigem Rückbau häufig Zwischen-
nutzungen vereinbart; sei es in Form von 
städtebaulichen Verträgen i.S.d. § 11 
BauGB oder anderer privatrechtlicher Ver-
einbarungen. Inhaltlich wird darin u.a. häu-
fig ein Verzicht des Eigentümers auf Neu-
bebauung (als „Gegenleistung“ für erhalte-
ne Fördermittel) geregelt, um die städtebau-
lichen Zielsetzungen der besonderen Maß-
nahmen nicht zu gefährden. Um Anreiz für 
die Eigentümer zu schaffen, werden diese 
ggf. durch die Stadt von der 

Grundsteuer befreit. Da bei der Umsetzung 
des Programms „Stadtumbau Ost“ Zwi-
schennutzungen eine wesentliche Rolle 
spielen, wird im Folgenden ein Beispiel aus 
der Stadt Leipzig vorgestellt. 

In den Jahren 2001/2002 wurde für das 
Stadtgebiet „Leipziger Osten“ ein konzepti-
oneller Stadtteilplan aus dem gesamtstädti-
schen Entwicklungskonzept STEP W +S lo-
kal konkretisiert. Einen wesentlichen Akti-
onsraum bildet dabei das Projekt „ Dunkler 
Wald“.62 

Abb. 36: Teilraumkonzept „Dunkler Wald“, Gebiet 
H 

Im dargestellten Bereich H werden auf-
grund der geringen Vermarktungsaussich-
ten Zwischennutzungen im Rahmen von 
Gestattungsvereinbarungen zwischen Pri-
vateigentümern und der Stadt Leipzig gere-
gelt. Es erfolgt eine Umformung der Baulü-
cken zwischen erhaltenen bzw. sanierten 
Gebäuden zu öffentlich zugänglichen 
Grünbereichen, wobei durch die Anordnung 
dichter Baumgruppen eine Simulation der 
nicht mehr vorhandenen Baukante erzeugt 

                                                 
62  siehe. www.leipziger-osten.de 
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wird. In Innenbereichen der Quartiere sor-
gen Wiesen für Auflockerung. 

Die Investition wird u.a. mit Mitteln des 
Bund-Länder Programms „Soziale Stadt“ fi-
nanziert. Die Vertragsdauer wird individuell 
mit den Eigentümern verhandelt und um-
fasst i.d.R. einen Zeitraum von 8-12 Jahren 
(2002 bis ca. 2014). 

Abb. 37: realisierte Zwischennutzung „Dunkler 
Wald“ 

• Planungsrechtliche Situation: 

Für das Gebiet liegen bis zum aktuellen 
Zeitpunkt nur informelle Planungen vor. Die 
Zulässigkeit für Bauvorhaben richtet sich 
nach § 34 BauGB. Die planungsrechtliche 
Situation bleibt über den Zeitraum der Zwi-
schennutzung unverändert. Es wirken je-
doch Einschränkungen durch die Inhalte 
der Gestattungsvereinbarung. 

• Problemfeld und Annahmen der Be-
rechnungsgrößen: 

Durch die “Gestattung“ einer Zwischennut-
zung ZN im Rahmen einer vertraglichen 
Regelung wird die Möglichkeit der zulässi-
gen baulichen Nutzung i.S. des geltenden 
Baurechts ausgesetzt. Vor diesem Hinter-

grund sollte für den betroffenen Bereich 
auch die Ermittlung der Bodenwerte erfol-
gen. Als Qualitätsstichtag für den maßnah-
meunbeeinflussten Startwert kann auch in 
diesem Fall der 01.01.2002 angehalten 
werden, da sich zu diesem Zeitpunkt das 
teilräumliche Konzept noch in der Entwick-
lung befand. Nach Auskunft des Amtes für 
Stadterneuerung und Wohnungsbauförde-
rung Leipzig63 laufen die Gestattungsver-
einbarungen i.d.R. über einen Zeitraum von 
8 – 12 Jahren. Diese Vertragsdauern wer-
den als Wartezeitspanne bis zur baulichen 
Nachnutzung angesetzt. Analog ergibt sich 
für den Bodenrichtwert BRWk eine Spanne 
von 5 - 9 Jahren. Nach Auskunft des Gut-
achterausschusses der Stadt Leipzig64 wäre 
für die bauliche Nutzung der Boden unter 
den aktuellen Marktverhältnissen 140 €/m² 
(MI, GFZ 1,8) wert. Für die realisierte Zwi-
schennutzung als Grünfläche sind 5 €/m² 
marktgerecht.  

Die Zielbaummethode erscheint an dieser 
Stelle ungeeignet, da bei der Einschätzung 
der Zwischennutzung auf keine eindeutige 
Nutzung abgestellt werden kann. Auf deren 
Anwendung wird demzufolge verzichtet. 

Einen Überblick zu den getroffenen An-
nahmen für dieses Fallbeispiel gibt die 
nachfolgende Tabelle: 

                                                 
63 fernmündlich: Fr. Hochtritt, Amt für Stadterneue-

rung und Wohnungsbauförderung Leipzig, 
18.03.2005. 

64 fernmündlich: Fr. Häßlich, Geschäftsstelle des 
Gutachterausschusses der Stadt Leipzig, 
18.03.2005. 
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• Ergebnisse der Bodenwertermitt-
lung: 

Aus den Ergebnissen der angewendeten 
Verfahren lässt sich die Bodenwertentwick-
lung wie folgt darstellen (siehe auch: Anla-
ge): 

Abb. 38: Gebiet F - Ergebnisse der Bodenwerter-
mittlung 

Das angewandte Verfahren I bietet einen 
sinnvollen Ansatz, Bodenwerte unter Be-
rücksichtigung der zeitlich begrenzten Nut-
zungseinschränkungen zu ermitteln. Dies 
ist deshalb in diesem Fall sachgerecht, da 
mindestens bis zum Zeitpunkt der Ver-
tragserfüllung (hier frühestens 2010-2014) 
keine qualifizierte Nutzung zu erwarten ist. 

So zeigen die Ergebnisse unter der An-
nahme einer baulichen Nutzung nach Be-
endigung der vertraglichen Bindung, dass 
der Startwert als Bodenrichtwert im Jahr 
2002 unter dem Einfluss der Zwischennut-
zung höchstens mit ca. 100 €/m² zu bewer-

ten wäre. Damit liegt er um 
ca. 30% niedriger als der 
bestehende Bodenrichtwert 
BRWx. Weitere Abschläge 
sind dann begründet, wenn 
die Zwischennutzung über 
den Zeitpunkt der Ver-
tragserfüllung hinaus fort-
geführt wird. Die Flächen 
sind zum Zeitpunkt der 
Zwischennutzung als Roh-
bauland nach § 4 Abs. 3 
WertV zu qualifizieren. 

Die besondere Schwierig-
keit der Bodenbewertung 

bei Zwischennutzungen begründet sich 
zum einen in der Zugrundelegung des 
quantitativen Wertniveaus, da die planungs-
rechtliche Situation durch vertragliche Bin-
dungen überdeckt ist. Erschwerend kommt 
hinzu, dass die Dauer der Zwischennutzung 
unter den gegebenen Marktverhältnissen 
nur sehr unsicher eingeschätzt werden 
kann. Deshalb bleibt es abzuwarten, inwie-
weit der Markt die vorgestellten Bewer-
tungsansätze modellhaften Charakters be-
stätigen wird. 

BRW0 ZN ZW SW BRWk
QST 01.01.2002 2010-2014 01.01. 2002 01.01. 2005

5 €/m² 140 €/m²
Wartezeit bis z ns= 8 - 12 Jahre nb= 5 - 9 Jahre

entfällt

gesuchte GrößeEingangsgröße

Gebiet H- Fall 6

Annahmen
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6 Kritik und Fazit 

Obwohl bisher nur einige Gemeinden und 
GAA im Land Brandenburg die Bedeutung 
der Auseinandersetzung mit der Thematik 
erkannt haben und sich entsprechend aktiv 
am Planspiel beteiligten, kann der Obere 
Gutachterausschuss aus den vorliegenden 
Ergebnissen eine positive Bilanz ziehen. 
Nicht zuletzt deshalb, weil die Ergebnisse 
einen Rahmen bieten, der es ermöglicht, 
bei der Wertermittlung zukünftig strukturier-
ter vorzugehen. 

6.1 Zu den Einflüssen und Auswirkun-
gen des Stadtumbaus auf die Bo-
denwerte 

Inhaltlich erscheinen folgende Schwerpunk-
te im Hinblick auf die Bodenwertermittlung 
beachtenswert:  

Zunächst bestätigen die modellhaften Be-
trachtungen, dass sich die wertbildenden 
Zustandsmerkmale in den betroffenen Ge-
bieten schon vor Einleitung einer besonde-
ren städtebaulichen Entwicklung wesentlich 
verändert haben. So müssten die Boden-
werte in den Beispielgebieten zwischen 
1995 und 2002 regelmäßig um ca. 25% ge-
sunken sein. Außerdem wären konjunkturell 
bedingte Anpassungen durch weitere Ab-
schläge zu berücksichtigen. Es bleibt zu 
konstatieren, dass diese Entwicklung, aller-
dings aufgrund fehlender Marktdaten, nur 
unzureichend nachvollzogen worden ist. 

Unabhängig davon muss in jedem durch 
Beschluss definierten Stadtumbaugebiet 
die Maßnahmendurchführung hinsichtlich 
der Auswirkung auf die Bodenwerte unter-

sucht werden. Grundsätzlich sind dabei in 
erster Linie geplante oder tatsächliche Ver-
änderungen in der Nutzung zu beachten. 
Des Weiteren wird sich die umgebungsbe-
zogene Lageeinschätzung verändern. Dem 
jeweiligen Gutachterausschuss ist aufge-
geben zu prüfen, ob und wie Stadtumbau-
konzepte, kommunale Strategien oder städ-
tebaulichen Verträge die Bodenwerte auf 
dem Grundstücksmarkt beeinflussen. 

Dazu lässt sich in Auswertung der Erkennt-
nisse aus den Fallbeispielen feststellen, 
dass die Entwicklung der Bodenwerte ent-
scheidend davon abhängt, ob die Flächen 
sofort nach einem Rückbau vermarktbar 
sind, eine Neubebauung temporär begrenzt 
ausgeschlossen werden soll oder ob es 
sich um Flächen handelt, die dauerhaft kei-
ner baulichen Nutzung mehr zugeführt wer-
den sollen. 

Sofern eine bauliche Nachnutzung vorge-
sehen ist, sind realisierbare Art und markt-
gerechtes Maß der baulichen Nutzung aus-
schlaggebend für den Bodenwert. Die Zu-
lässigkeit zukünftiger Bauvorhaben orien-
tiert sich an der Umgebungsbebauung nach 
§ 34 (bzw. § 35) BauGB, wenn kein Bebau-
ungsplan besteht bzw. in Aussicht gestellt 
ist. Dem jeweiligen Gutachterausschuss 
bieten die beschlossenen Stadtumbaukon-
zepte eine Orientierungshilfe, um ein 
marktkonformes Nutzungsszenario für die 
Bodenwertermittlung anzunehmen. Ent-
scheidend dabei ist das Standort- und Nut-
zungspotential des Gebietes, auch wenn für 
entstandene Freiflächen zunächst der weite 
Planungshorizont ein breites Spektrum 
möglicher Handlungs- und Entwicklungs-
schritte in Aussicht stellt. Ausschlaggebend 
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für die Umsetzung ist jedoch eine entspre-
chende Nachfrage auf dem Grundstücks-
markt. 

Das bedeutet letztlich, dass aus heutiger 
Sicht vielerorts für ungünstig gelegene 
Grundstücke, z.B. an den städtischen 
Randgebieten, eine künftige bauliche Nut-
zung unter den gegebenen Marktverhältnis-
sen in absehbarer Zeit nicht gegeben sein 
wird (siehe Fälle 2, 5 und 6). In diesen Fäl-
len finden sich die Bodenwerte auf dem Ni-
veau von Bauerwartungsland oder besten-
falls Rohbauland wieder. Wenn durch flä-
chenhaften Abriss der Innenbereichscha-
rakter verloren geht, wird die Zulässigkeit 
zukünftiger Bauvorhaben und damit die 
Nutzbarkeit erheblich beeinträchtigt. Die im 
Außenbereich i.S. § 35 BauGB befindlichen 
Flächen sind als Nichtbauland nach § 4 
Abs. 1 WertV einzuordnen. Beispiel dafür 
sind die Gebiete B und D. 

Die Festsetzung verbindlicher Bauleitpla-
nung im Rahmen eines Bebauungsplans 
hat das Ziel, die angestrebte städtebauliche 
Ordnung zu sichern. Die Nutzungsfestset-
zung im Bebauungsplan ist maßgebend für 
die Entwicklung des Bodenwerts, da sich 
hieraus unmittelbare Auswirkungen auf die 
Nutzbarkeit ergeben. Der Marktwert wird 
sich entsprechend am zukünftigen Pla-
nungsrecht orientieren. Die Wartezeit bis 
zur Realisierung und weitere Risiken (Er-
schließungssicherheit) stellen eine zusätzli-
che Beeinträchtigung dar. 

Sofern Grundstücke in einem B-Plan für öf-
fentliche Zwecke, z.B. als Grünfläche, Flä-
chen zur Gemeinbedarfsnutzung oder als
Verkehrsflächen   vorgesehen    werden,  

kommt es zur Herabzonung. I. d. R. wird 
der Eigentümer dann vom Übernahmean-
spruch nach § 40 BauGB gegenüber der 
Gemeinde Gebrauch machen bzw. für den 
ihm entstehenden Vermögensnachteil eine 
Entschädigung verlangen. Es sei denn, ein 
Verzicht auf o.g. Ansprüche wird im Rah-
men der Fördermittelbereitstellung vertrag-
lich (z.B. durch Stadtumbauverträge nach 
§ 171 c BauGB) vereinbart. In Anlehnung 
an die erarbeiteten Fallunterscheidungen 
geben insbesondere die Fälle 2, 4 und 5 
Anlass, Entschädigungsansprüche zu prü-
fen. Auf die Qualität der dafür zugrundezu-
legenden Bodenwerte ist eingangs hinge-
wiesen worden (siehe 2.2.1). Welche Be-
wertungsverfahren u.a. für Gutachten über 
Entschädigungen geeignet sind, wird nach-
folgend bewertet. 

6.2 Zur Eignung der vorgestellten Ver-
fahren 

Verfahren I - Deduktiver Ansatz 

Als Ausgangspunkt der deduktiven Boden-
wertermittlung fungiert ausschließlich der 
zukünftig erwartete Bodenwert (Zielwert). 
Dafür eine gesicherte Wertannahme zu tref-
fen, gestaltet sich insbesondere dann prob-
lematisch, wenn keine verbindliche Bauleit-
planung vorliegt, die eine Orientierungshilfe 
bei der Wertermittlung darstellen könnte. In 
den Beispielen ist deutlich geworden, dass 
dies in der Praxis regelmäßig der Fall ist. 

Der Sachverständige wird sich bei seinen 
Wertermittlungen in erster Linie am Pla-
nungsrecht orientieren, um plausible und 
tragfähige Ergebnisse zu erhalten. Deshalb 
begründet erst die verbindliche Bauleitpla-
nung eine direkte Auswirkung auf den Bo-
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denwert und gibt einen gesicherten An-
haltspunkt für dessen Bewertung. An dieser 
Stelle wird das entscheidende methodische 
Problem der Wertermittlung deutlich, denn 
wie die Bespiele zeigten, verzichten die 
Gemeinden wegen der Unsicherheit der zu-
künftigen Entwicklung bewusst auf die 
Durchführung rechtsverbindlicher Bebau-
ungsplanverfahren. 

Das deduktive Verfahren kann nur zu einem 
realitätsnahen Bodenwert führen, wenn sich 
die potenziellen Marktteilnehmer an einer in 
absehbarer Zeit realisierbaren Nachnut-
zung orientieren können. Für die systemati-
sche Handhabung der Bodenwertermittlung 
in den Fallbeispielen diente der planungs-
adäquate Bodenwert ZW als Anhaltspunkt 
für die (bestmögliche) Nachnutzung. Folg-
lich wäre im Einzelfall zu hinterfragen, ob 
die städtebaulichen (dem Allgemeinwohl 
dienenden) Entwicklungsziele tatsächlich 
mit den Vorstellungen des Marktes über die 
wirtschaftlich sinnvollste Nachnutzung ü-
bereinstimmen. 

Zur Ermittlung maßnahme-
unbeeinflusster und nut-
zungsadäquater Bodenwerte 
(vgl. 2.2.1 bis 2.2.3) ist das 
vorgestellte Verfahren I un-
geeignet, da in diesen Fällen 
der Startwert SW unabhän-
gig von der Aussicht auf 
Durchführung besonderer 
städtebaulicher Maßnahmen 
eingeschätzt werden muss; 
d. h. nur auf die erwartete 
allgemeine städtebauliche 

Entwicklung abgestellt werden darf. Gerade 
diese Bedingung wird hier nicht erfüllt. 

Es bleibt festzuhalten, dass die deduktive 
Ableitung des Bodenricht- bzw. Startwerts 
aufgrund der direkten und ausschließlichen 
Abhängigkeit vom Zielwert grundsätzlich als 
bedingt geeignet einzustufen ist. Haupt-
problem ist der Prognosecharakter in der 
Methodik, wodurch die Ergebnisse unsiche-
rer werden, je größer der Zeitraum bis zum 
Abschluss der Stadtumbaumaßnahme ist. 
Nach Abschluss der Maßnahmen würde 
sich die Bodenbewertung weniger proble-
matisch gestalten. Der Sachverständige 
kann dann die vorliegende Situation bewer-
ten, wobei für den Qualitätszustand wieder 
eine ausreichende Anzahl an Vergleichs-
werten zur Verfügung stehen sollte. 

Der Zusammenhang zwischen der Eignung 
des Verfahrens im Hinblick auf den Zeit-
punkt der Bewertung ist in Abb. 39 darge-
stellt. Auf die besonderen Problemstellun-
gen wird zusammenfassend in den Käst-
chen hingewiesen: 

Abb. 39: Eignung des Verfahrens I 
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Verfahren II – Bodenwert bei Nutzungs-
änderung 

Einen zweiten deduktiven 
Ansatz stellt das Verfah-
ren II unter Berücksichti-
gung der Planungsab-
sichten und der ausgeüb-
ten Nutzung (hier der zu-
letzt ermittelte Boden-
richtwert) dar. Damit 
kann die erwartete, maß-
nahmebezogene Boden-
wertänderung bei Nut-
zungsänderungen nach-
vollzogen werden.  

Die Anwendung des Verfahrens erscheint 
mit zunehmendem Fortschritt des Stadtum-
baus, einhergehend mit wachsender Pla-
nungssicherheit, sinnvoll. Insbesondere 
deshalb, weil für den Grundstücksmarkt die 
Umnutzungen realistischer werden. Für die 
Fälle 2, 3, 4 und 5 ermöglichte die Anwen-
dung des Verfahrens die Abschätzung von 
zum Teil erheblichen Bodenwert-
anpassungen. Die Schwierigkeit für den 
Sachverständigen besteht darin einzu-
schätzen, wann der Markt tatsächlich die 
Umnutzungen, unabhängig von verbindli-
chen baurechtlichen Regelungen, antizi-
piert. 

Weitere Problemfelder und die Einschät-
zung zur Eignung des Verfahrens II gestal-
ten sich grundlegend ähnlich wie im Verfah-
ren I und sind in Abb. 40 schematisch dar-
gestellt: 

 

 

Abb. 40: Eignung des Verfahrens II 

Verfahren III – Zielbaummethode 

Die Zielbaummethode ermöglicht es, durch 
den Vergleich der Zustandsmerkmale zwi-
schen Gebieten gleicher Nutzungsverhält-
nisse veränderliche Lagewertigkeiten zu 
quantifizieren und daraus Aussagen über 
die Höhe des Bodenwerts abzuleiten. 

Die methodische Herausforderung besteht 
darin, die situationsbedingten wertbeein-
flussenden Merkmale sachgerecht zu ermit-
teln, ihren Einfluss zu gewichten und sach-
gerecht zu bewerten. In den Fallbeispielen 
wurde vereinfacht aufgezeigt, dass sich 
Sachverständige vorliegender Marktanaly-
sen bedienen und damit die Bodenwertbe-
messung begründen können. Hierin liegt 
auch die zentrale Bedeutung der Stadt-
umbaukonzepte. Auch wenn die Pla-
nungskulissen nicht uneingeschränkt für die 
Einschätzung marktgerechter Bodenwerte 
herangezogen werden können, enthalten 
die Konzepte wertvolle Informationen zur 
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Einschätzung der Gebietszustände und 
-qualitäten (zum Zeitpunkt s), die gleichzei-
tig als Auslöser der Maßnahmendurchfüh-
rung fungierten. In Anbetracht der spezifi-
schen Problemschwerpunkte und Merkmale 
der Stadtumbaugebiete erschien es sinn-
voll, den Aufbau des ursprünglich verwen-
deten Berliner Zielbaums zu modifizieren: 
Weil es beim Stadtumbau tatsächlich um 
die Aufwertung von Gebieten geht, die nicht 
nur von städtebaulichen Funktionsver-
lusten, sondern damit einhergehend auch 
von sozialen Missständen geprägt sind, 
sollten die wertprägenden sozioökonomi-
schen Faktoren auf deren Bodenwertein-
fluss überprüft und in einer erweiterten Ei-
genschaftsgruppe erfasst werden65. Bezug 
nehmend auf den hier vorgestellten Aufbau 
wäre die Eigenschaftsgruppe Infrastruktur 
zwischen sozialen und technischen Kom-
ponenten weiter zu differenzieren. Eine 
entsprechende Erweiterung der Zielbäume 
für die Anwendung bei besonderen städte-
baulichen Maßnahmen um die Eigen-
schaftsgruppe „Bevölkerungs- und Wirt-
schaftsstruktur“ hat der Gutachteraus-
schuss für Grundstückswerte Teltow-
Fläming in Zusammenarbeit mit dem örtli-
chen Sanierungsträger bereits umgesetzt.66 

                                                 
65 siehe auch: Friesecke, F., Kötter, T., Stelling, S. 

Zum Einfluss der Sozialen Stadt auf den Boden-
wert – dargestellt am Beispiel des Modellvorha-
bens Vahrenheide-Ost, Hannover; in: 
Flächenmanagement und Bodenordnung (FuB), 
2005, Seite 110 ff. 

66 Gutachterausschuss Teltow-Fläming, Gutachterli-
che Stellungnahme zur Prognose sanierungsbe-
dingter Bodenwerterhöhungen in den Sanierungs-
gebieten „Innenstadt“ und „Petrikirchplatz“, Luc-
kenwalde, 2005 

Ein weiterer Vorteil der Zielbaummethode 
liegt darin, dass die Bezugsqualität frei ge-
wählt – also unabhängig von der zukünfti-
gen Nutzung betrachtet werden kann (vgl. 
auch 4.3.3).  

Eine nutzungsadäquate Bodenwertermitt-
lung wird insbesondere erforderlich, um 
Aussagen über evtl. Planungsschäden zu 
treffen (vgl. 2.2.1). Wie bereits festgestellt, 
sind die in den Fallbeispielen angewandten 
Verfahren I und II dafür ungeeignet, da bei 
der Ableitung auf die zukünftige Nachnut-
zung abgestellt wird. Hierdurch wird noch-
mals unterstrichen, dass von den vorge-
stellten Verfahren mithin nur die Zielbaum-
methode einen sachgerechten Ansatz dazu 
bietet. 

Bei der Modellvorstellung wurde bereits 
darauf hingewiesen, dass stadtumbaube-
dingte Bodenwertänderungen gesondert zu 
erfassen sind, beispielsweise um bei Maß-
nahmeüberschneidungen rechtskonforme 
Ausgleichsbeträge ermitteln zu können. Da-
für stellt die Zielbaummethode vergleichs-
weise die privilegierteste Möglichkeit dar, 
einen sachgerechten Startwert SW i.S.d. 
Anfangswertes (vgl. 2.2.3) im besonderen 
Städtebaurecht abzubilden. Da das Verfah-
ren auch von der Rechtsprechung insbe-
sondere zur Ermittlung von maßnahmebe-
dingten Bodenwerterhöhungen anerkannt 
ist, kann es innerhalb der Bodenrichtwert-
beratungen Anwendung finden. Allerdings 
sollte die Quantifizierung der Zustandsein-
schätzungen weiter vorangetrieben werden. 
Auf diese Weise werden die Aussagen si-
cherer und die subjektive Bewertungskom-
ponente weiter zurückgedrängt. Für den 
methodisch erforderlichen Einsatz eines 
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Sachverständigengremiums bietet sich die 
Zusammensetzung in Form der Gutachter-
ausschüsse an. Darüber hinaus eignen sich 
für den o. g. Zweck alle Verfahren, die auch 
für die Bodenwertermittlung für Ausgleich-
betragserhebungen zulässig sind und bei-
spielsweise im Sanierungsrecht Anwen-
dung finden. An dieser Stelle sei auf die 
Überlegungen hingewiesen, die Residual-
wertmethode oder das Mietdifferenzverfah-
ren für die Bodenwertbetrachtungen nutz-
bar zu machen. Die vorliegenden Untersu-
chungen wären dann ggf. methodisch zu 
erweitern. 

Beeinträchtigt wird die Anwendung der 
Zielbaummethode durch fehlende Ver-
gleichspreise für die ausgeübte Nutzung zu 
Beginn der Maßnahme (Zeitpunkt s) sowie 
dann, wenn im Zuge von Nutzungsände-
rungen im Zeitraum der Maßnahmedurch-
führung kein eindeutiger Bezug zu einer 
bestimmten Nutzung hergestellt werden 
kann. Für Einschätzungen von Bodenwer-
ten innerhalb der Maßnahmen ist das Ver-
fahren aufgrund der 
Nutzungsänderungen 
insbesondere in den 
Fällen 2 – 5 ungeeig-
net.  

Die Eignung der Ziel-
baummethode in Ab-
hängigkeit vom Zeit-
punkt der Bewertung 
ist in Abb. 41 darge-
stellt. 

 

 

6.3 Handlungsbedarf und Lösungsvor-
schläge 

Als Schlussfolgerung aus den gewonnenen 
Erkenntnissen lassen sich folgende Hand-
lungsempfehlungen formulieren: 

Die Gutachterausschüsse handeln nach 
den jeweils geltenden Landesverordnun-
gen. Darin wird auch geregelt, für welche 
Entwicklungszustände Bodenrichtwerte er-
mittelt werden müssen. In der Regel be-
schränkt sich dies auf baureifes Land. Dar-
aus könnte resultieren, dass ggf. für zwi-
schengenutzte oder herabgezonte Gebiete 
nach Maßnahmeabschluss keine Verpflich-
tung mehr zur Bodenrichtwertermittlung be-
steht. 

Allerdings befreit dies die Gutachteraus-
schüsse nicht von der Einschätzung der 
Einflüsse auf den Bodenwert, die auf Zu-
standsänderungen bereits vor Einleitung 
der besonderen städtebaulichen Entwick- 

Abb. 41: Eignung des Verfahrens III 
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lung zurückzuführen sind. Der bisherige 
Umgang mit den Bodenrichtwerten inner-
halb von Stadtumbaugebieten erfolgt in den 
Gemeinden sehr unterschiedlich. Ein ein-
heitlicher Rahmen könnte zur Unterstützung 
der Gutachterausschüsse und zur Verbes-
serung der Kommunikation zwischen Ge-
meinden und GAA beitragen. 

Eine marktgerechte Bodenrichtwertermitt-
lung ist in erster Linie für alle Stadtumbau-
gebiete von besonderer Bedeutung, in de-
nen qualifizierte Nachnutzungen vorgese-
hen sind. An dieser Stelle können die Gut-
achterausschüsse einen wesentlichen Bei-
trag leisten, den faktisch „erstarrten“ Markt 
wieder zu beleben und Anreize für (inner-
städtische) Investitionen zu schaffen. Denn 
unbestritten bleibt, dass potentielle Markt-
teilnehmer sich gewöhnlich an den Veröf-
fentlichungen über den Grundstücksmarkt, 
wie z.B. der Bodenrichtwertkarte, orientie-
ren. 

Bezogen auf die beschriebenen Fallkonstel-
lationen können hiervon nur der Fall 2 (Auf-
gabe der baulichen Nutzung) und der Fall 5 
(Öffentliche Zweckbindung) ausgeschlos-
sen werden. Die Bodenwertermittlung spielt 
hierfür nur eine untergeordnete Rolle, weil 
für derartige Flächen zukünftig kein ge-
wöhnlicher Geschäftsverkehr erwartet 
wird.

zuvor genannten Fällen bestehen, um z.B. 
den Vorteils- und Lastenausgleich zwischen 
den Eigentümern realisieren zu können 

                                                 
67 Anmerkung.: So auch die Einschätzung von Mit-

gliedern des OGA im Land Brandenburg. 

(vgl. 2.2.2). Ist eine bauliche Nachnutzung 
in absehbarer Zeit nicht zu erwarten, sind 
diese Veränderungen auch durch Anpas-
sung der Bodenrichtwertkarten (z.B. durch 
Änderung der Zonenbegrenzung oder An-
gabe des Entwicklungszustands) zu be-
rücksichtigen. Die Kritik, ein unverändert 
hohes Boden(richt)wertniveau behindere 
die gewünschte städtebauliche Entwick-
lung, scheint somit gerechtfertigt.68 

In diesen Kontext stellt sich die Frage nach 
Bodenrichtwerten temporärer oder prognos-
tizierter Art, die in stärkerem Maße als bis-
her der besonderen städtebaulichen Situa-
tion entsprechen könnten.69 In jedem Fall 
sind die Gutachterausschüsse auf eine en-
ge Zusammenarbeit mit der Stadtplanung 
und den Gemeindevertretungen angewie-
sen, da diese die Planungsrisiken und so-
mit auch die Chancen der Maßnahmenum-
setzung einschätzen können. 

Sofern keine Klarheit über die örtlichen 
Wertverhältnisse hergestellt werden kann, 
besteht weitestgehend die Möglichkeit, in 
planungsunsicheren Bereichen vom Aus-
setzen der Bodenrichtwerte Gebrauch zu 
machen – höchstens jedoch für die Dauer 
der Maßnahmen. Damit wäre zumindest der 
Markt in diesem Zeitraum vor Spekulation 

                                                 
68 vgl.: Thiel, F.; Flächenkreislaufmanagement am 

Beispiel des Stadtumbaus, in: 
Flächenmanagement und Bodenordnung (FuB), 
Heft 03/2005, Seite 106. 

69 Anmerk.: Schmökel, P / Koch, J. (Bodenwertermitt-
lung in Zeiten schrumpfender Märkte, in: 
Zeitschrift für Wohneigentum in der Stadtentwick-
lung und Immobilienwirtschaft, Heft vhw FW 2, 
03/2005, Seite 80 ff) gehen davon aus, dass der 
Markt ab dem Zeitpunkt der gesicherten Erkennt-
nis der Planungsabsichten nur noch einen pla-
nungsadäquaten Bodenwert zubilligt. 

67

marktgerechter Bodenwerte auch in den 
 Andererseits bleibt das Erfordernis 
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bewahrt. Im Land Brandenburg gibt es da-
für bereits erste Beispiele (siehe Fallbei-
spiele 4.2.1- 4.2.5 und 4.2.7). 

Der Obere Gutachterausschuss allerdings 
hält an seiner Empfehlung70 fest, Aussagen 
und Analysen zum Stadtumbau und Dar-
stellungen der Stadtumbaugebiete z.B. im 
Rahmen der jährlich aktualisierten Grund-
stücksmarktberichte zu veröffentlichen. 

Die Ergebnisse des Planspiels verdeutli-
chen die bestehen bleibende Notwendig-
keit, dass vor dem Hintergrund des ange-
strebten Konsensualprinzips auch neue 
methodische Wertermittlungsansätze ge-
fragt sind71. Die Gutachterausschüsse sind 
somit aufgefordert, auf das breite Spektrum 
an Bewertungsmethoden, die im Einklang 
mit der Gutachterausschussverordnung im 
Land Brandenburg stehen, zurückzugreifen. 
Die vorliegenden Ansätze eignen sich dabei 
als Baustein und sollen zur Optimierung 
und Ergänzung anregen. Eine überregiona-
le Zusammenarbeit der Sachverständigen 
sollte angeregt werden, um im Erfahrungs-
austausch gegenseitig profitieren zu kön-
nen. 

Abschließend schlägt der Obere Gutachter-
ausschuss im Land Brandenburg allen Gut-
achterausschüssen vor, die Zusammen-
hänge des Bodenmarktes und die prakti-
zierten Bewertungsverfahren gerade in 
Stadtumbaugebieten gegenüber den Kom-
munen und der Öffentlichkeit nachvollzieh-
bar darzustellen. Dadurch kann eine ein-

                                                 
70 vgl. Schreiben des MI vom 03.12.2003, Az.: SP/6-

84-33) 
71 Ebenda, Seite 88. 

heitliche und aussagekräftige Handlungs-
grundlage für alle am Stadtumbau  
Agierenden und Betroffenen geschaffen 
werden. Genau darin kann der Beitrag der 
Gutachterausschüsse bei der Umsetzung 
des Stadtumbaus bestehen. 
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Anlage: Tabellen zur Bodenwertermittlung 

Allgemeines 

•  Verfahren I bildet den Bodenwert aus dem planungsadäquaten Zielwert unter Berücksich-
tigung einer angemessenen Wartezeit und evtl. Entwicklungskosten ab und beruht auf der 
folgenden Funktion: 

 

 

•  Verfahren II basiert auf den obigen Überlegungen. Zusätzlich findet jedoch eine Aus-
gangswertigkeit in Höhe des zuletzt ermittelten Bodenrichtwerts BRWx Eingang, so dass nur 
die Wertdifferenz diskontiert wird. Die entsprechende Funktion lautet: 

 

 

 

•  Verfahren III stellt sich als Vergleich der wertbeeinflussenden (umgebungsbezogenen) 
Lagemerkmale dar. Dazu erfolgt eine Bewertung der Eigenschaftsgruppen. 

 

•  zu Gebiet A – Frankfurt/Oder (Fortführung der Nutzung) 

Zielwert ZWk
Kapitalzinssatz 4 %

Wartezeit ns 10 Jahre 5 Jahre 10 Jahre 5 Jahre

Faktor = 1/(1+p)n Faktor =   0,68 Faktor =   0,82 Faktor =   0,68 Faktor =   0,82 

SW 41 €/m² 49 €/m² 47 €/m² 58 €/m²

Wartezeit nb 7 Jahre 2 Jahre 7 Jahre 2 Jahre

Faktor = 1/(1+p)n Faktor =   0,76 Faktor =   0,92 Faktor =   0,76 Faktor =   0,92 

BRWk 46 €/m² 55 €/m² 53 €/m² 65 €/m²

I - Diskontierung - Gebiet A

70 €/m²60 €/m²

  

Tab. 2: Diskontierung des Zielwertes für Teilbereich A 

SW = ZW x (1/qns) bzw. BRWk = ZW x (1/qnb) 

SW = BRWx + (ZW – BRWx) x 1/qns bzw. 

BRWk = BRWx + (ZW – BRWx) x 1/qnb 
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•  (Gebiet A) Zielbaum - Ansatz zur Ermittlung des Startwerts SW (2002) 

Zur qualitativen Bestimmung des Startwertes sind für den Vergleich des Gebietszustandes 
zwischen 1995 und 2002 folgende wertbeeinflussende Merkmale im Zielbaum zu berücksich-
tigen72: 

 Die räumliche Attraktivität hat sich im Gebiet stark verändert. Die hohe Alterstruktur 
und das negative Image belegen, dass die Nachfrage als Wohngegend stark zurück-
gegangen ist. 

 Die städtebauliche Qualität hat durch den hohen Leerstand, den schlechten Zustand 
der Gebäude sowie deren Gestaltung und das daraus resultierende unattraktive 
Stadtbild an Werthaltigkeit verloren. 

 Dieser Funktionsverlust hat sich nachweislich negativ auf die Qualität der sozialen 
Infrastruktur, wie der Kita´s und Schulen, ausgewirkt. 

Zur Quantifizierung des Startwerts SW wurden die Eigenschaftsgruppen in Abstimmung mit 
dem örtlichen Gutachterausschuss73 gewichtet. 

Die Veränderungen der aus dem o.g. Konzept bzw. bei der Ortsbesichtigung erkannten 
wertbeeinflussenden Merkmale sind anschließend bewertet worden. Eine differenziertere 
Beurteilung kann durch ein Sachverständigengremium durchgeführt werden. Die Zusam-
mensetzung in Form eines Gutachterausschusses bietet sich dafür an. 

Funktion / Nutzung: Gewichtung relationale
Wohnen % Bewertung (5-15)

Äußere Gebietserschließung 10 10,0 10,0

Innere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Räumliche Attraktivität 
des Ortteiles 30 6,0 18,0

Städtebauliche Qualität 20 7,0 14,0

Infrastruktur 30 8,0 24,0

Vergleichswert = 100 Summe 76,0

BRW0= 60 €/m² SW= 46 €/m²

Gebiet A (Fall 1)III Zielbaum für WA SW

%

 
 Tab. 3: Bodenwerte nach Verfahren III für SW im Teilbereich A 

                                                 
72 vgl: Amt für Strategie, Wirtschaft- und Stadtentwicklung, a.a.O. Fn.29, Seite 14 ff. 
73 Gespräch am 08.02.2005 mit Herrn Neef, Mitglied des GAA Frankfurt/Oder und des OGA im Land Branden-

burg. 



 

 

Anlage 

 Bodenwertermittlung in Stadtumbaugebieten 81 

•  (Gebiet A) Zielbaum - Ansatz zur Ermittlung des Bodenrichtwerts BRWk (2005) 

Zur qualitativen Bestimmung des aktuellen Bodenrichtwerts BRWk gelten die gleichen Über-
legungen zur Berücksichtigung wertbeeinflussender Merkmale im Zielbaum. Folgende Krite-
rien sind zu bewerten: 

 Die räumliche Attraktivität hat sich zum Zeitpunkt WST leicht erhöht, weil die durch 
den punktuellen Rückbau entstehenden Freiflächen (Grünflächen) die Aufenthalts-
qualität und die ökologische Situation verbessern, trotzdem noch keine aufwertenden 
Maßnahmen erfolgt sind. 

 Die städtebauliche Qualität ist neu zu gewichten, da auch die Grundstückssituation 
und der öffentliche Raum von der Auflockerung der baulichen Strukturen profitieren. 

 

Funktion / Nutzung: Gewichtung relationale
Wohnen % Bewertung (5-15)

Äußere Gebietserschließung 10 10,0 10,0

Innere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Räumliche Attraktivität 
des Ortteiles 30 7,0 21,0

Städtebauliche Qualität 20 8,0 16,0

Infrastruktur 30 8,0 24,0

Vergleichswert = 100 Summe 81,0

BRW0= 60 €/m² BRWk= 49 €/m²

III Zielbaum für WA Gebiet A (Fall 1) BRWk

%

 
 Tab. 4: Bodenwerte nach Verfahren III für BRWk im Teilbereich A 

•  zu Gebiet B – Frankfurt/Oder (Aufgabe der baulichen Nutzung) 

 

BRWx ZW BRWk SW BRWk SW
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

0,962 0,925 0,889 0,855 0,822 0,790 0,760 0,731 0,703 0,676

60 10 12 14 16 17 19 20 22 23 25 26

1/(1+p)n

Verfahren II - Gebiet B

Wartezeit ns/nb

Tab. 5: Bodenwerte nach Verfahren II für Teilbereich B 
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• Gebiet B -  Zielbaummethode 

Dem Startwert lagen qualitativ die gleichen Kriterien wie im Fall A zugrunde, da der gesamte 
Stadtteil eine räumliche und funktionale Einheit bildete. In Anlehnung an das Ergebnis aus 
Gebiet A beträgt SW folglich auch hier ca. 45 €/m². 

Für den Bodenrichtwert sind die Zustandsmerkmale unter Berücksichtigung des Stands der 
Umsetzung des Rückbaus zum aktuellen Zeitpunkt (2005) zu erfassen. 

 Das Gebiet B hat durch den Abriss bereits große Teile seiner inneren Erschließung 
verloren. Besonders auffällig ist diesbezüglich der Rückbau des Straßen- und Wege-
netzes. 

 Gleichzeitig verliert der Bereich auch an Bestand seiner stadttechnischen Infrastruk-
tur wie z.B. Versorgungsleitungen, so dass an dieser Stelle die Bewertung der infra-
strukturellen Entwicklung wichtig wird.  

 Die räumliche Attraktivität als auch die städtebauliche Qualität des Gebietes nehmen 
durch die Aufgabe der Nutzung weiter ab. Daraus lässt sich die Wertigkeit von BRWk 
wie folgt ableiten: 

 

Funktion / Nutzung: Gewichtung relationale
Wohnen % Bewertung (5-15)

Äußere Gebietserschließung 10 10,0 10,0

Innere Gebietserschließung 10 6,0 6,0
Räumliche Attraktivität 
des Ortteiles 30 5,0 15,0

Städtebauliche Qualität 20 6,0 12,0

Infrastruktur 30 6,0 18,0

Vergleichswert = 100 Summe 61,0

BRW0= 60 €/m² BRWk= 37 €/m²

Gebiet B (Fall 2) BRWk

%

III Zielbaum für WA

 

 Tab. 6: Bodenwerte nach Verfahren III für BRWk im Teilbereich B 
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•  zu Gebiet C – Frankfurt/Oder, Süd (Änderung im Maß der Nutzung) 

Zielwert ZW
Kapitalzinssatz 4 %
Wartezeit nb/ns 7 Jahre 10 Jahre 2 Jahre 5 Jahre

Faktor = 1/(1+p)n Faktor =   0,76 Faktor =   0,68 Faktor =   0,92 Faktor =   0,82 

BRWk /  SW 38 €/m² 34 €/m² 46 €/m² 41 €/m²

I - Diskontierung - Gebiet C

50 €/m² 50 €/m²

 

Tab. 7: Diskontierung des Zielwertes für Teilbereich C 

BRWx ZW BRWk SW BRWk SW
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

0,962 0,925 0,889 0,855 0,822 0,790 0,760 0,731 0,703 0,676

60 50 50 51 51 51 52 52 52 53 53 53

Verfahren II - Gebiet C

1/(1+p)n

Wartezeit ns/nb

 

Tab. 8: Bodenwerte nach Verfahren II für Teilbereich C 

•  Gebiet C - Zielbaummethode 

Den Ergebnissen des Stadtentwicklungskonzeptes ist zu entnehmen, dass die städtebauli-
che Situation mit der im benachbarten Stadtgebiet Neuberesinchen vergleichbar ist. Daraus 

Die Umsetzung der Maßnahmen hat noch nicht begonnen. Es sind aktuell keine wesentli-
chen Änderungen der Gebietsqualität im Zeitraum 2002 bis 2005 zu erkennen. Der Boden-
richtwert BRWk wird demzufolge auch auf 45 €/m² eingeschätzt. 

•  zu Gebiet D – Rathenow Ost (Aufgabe der baulichen Nutzung) 

BRWx ZW BRWk SW BRWk SW
4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

0,855 0,822 0,790 0,760 0,731 0,703 0,676 0,650 0,625 0,601

40 3 8 10 11 12 13 14 15 16 17 18

Wartezeit ns/nb

1/(1+p)n

Verfahren II - Gebiet D

 

Tab. 9: Bodenwerte nach Verfahren II für Teilbereich D 

Er wird sachverständig auch auf 45 €/m² eingeschätzt. 
folgt, dass der hiesige Startwert SW der Höhe nach ähnlich einzuordnen ist (siehe Tab. 3).



 

 

Anlage 

84 Bodenwertermittlung in Stadtumbaugebieten 

•  Gebiet D - Zielbaummethode 

Die Veränderung der Gebietsqualität in den letzten 10 -15 Jahren bis zur Entscheidung über 
die Durchführung des Rückbaus kennzeichnet sich hauptsächlich durch folgende Kriterien: 

 Die räumliche Attraktivität ist im Gebiet stark zurückgegangen. Die hohe Alterstruktur, 
der Leerstand und das negative Image belegen dies. 

 Die städtebauliche Qualität hat vor allem durch mangelhafte bauliche Qualität und 
den Instandhaltungsrückstau an Werthaltigkeit verloren. Ursache dafür ist u.a. die ge-
ringe Nachfrage nach Wohnungen, die Investitionen unrentabel machen. 

 Der Funktionsverlust hat sich auch negativ auf die Qualität der sozialen Infrastruktur 
ausgewirkt, so dass sich die Bewohner zunehmend aus sozial schwächeren und 
nicht mobilen Bevölkerungsschichten zusammensetzen. 

Funktion / Nutzung: Gewichtung relationale
Wohnen % Bewertung (5-15)

Äußere Gebietserschließung 10 10,0 10,0

Innere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Räumliche Attraktivität 
des Ortteiles 30 7,0 21,0

Städtebauliche Qualität 20 7,0 14,0

Infrastruktur 30 7,0 21,0

Vergleichswert = 100 Summe 76,0

BRW0= 40 €/m² SW= 30 €/m²

Gebiet D (Fall 2) SW

%

III Zielbaum für WA

 

 Tab. 10: Bodenwerte nach Verfahren III für SW für Teilbereich D 

Der Gebietszustand hat sich seitdem (bis 01.01.2005) noch nicht wesentlich verändert, so-
dass auch BRWk mit 30 €/m² eingeschätzt werden kann. 

•  Gebiet E – Rathenow Innenstadt (öffentliche Nachnutzung) 

BRWx ZW BRWk SW
1 2 3 4 5

0,962 0,925 0,889 0,855 0,822

40 5 4 6 7 8 10

Verfahren II - Gebiet E

Wartezeit ns/nb

1/(1+p)n

 

 Tab. 11: Bodenwerte nach Verfahren II für Teilbereich E 
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•  zu Gebiet E - Zielbaummethode 

Der Gebietszustand zum Qualitätsstichtag 01.01.2002 im Vergleich zum 01.01.1995 kann 
wie folgt eingeschätzt werden: 

 Die räumliche Attraktivität und die Infrastruktur haben sich im Gebiet stark ver-
schlechtert. Die hohe Alterstruktur, die zurückgehende Geschäftstätigkeit und das 
negative Image belegen dies. 

 Die städtebauliche Qualität ist leerstandsbedingt zurückgegangen. Kennzeichen sind 
bauliche Mängel im Block und der Instandhaltungsrückstau. 

 

Funktion / Nutzung: Gewichtung relationale
Wohnen % Bewertung (5-15)

Äußere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Innere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Räumliche Attraktivität 
des Ortteiles 30 7,0 21,0
Städtebauliche Qualität 20 7,0 14,0
Infrastruktur 30 7,0 21,0

Vergleichswert = 100 Summe 76,0

BRW0= 40 €/m² SW= 30 €/m²

%

III Zielbaum für WA Gebiet E (Fall 5) SW

 

 Tab. 12: Bodenwerte nach Verfahren III für SW im Teilbereich E 

Die negativ wirkende Situation hat sich in den zurückliegenden drei Jahren (bis 2005) für die 
o.g. Eigenschaftsgruppen weiter verschärft, da sich die allgemeine städtebauliche Entwick-
lung unter negativem Vorzeichen fortgesetzt hat. In der Bewertung spiegelt sich dies wie 
folgt wider: 
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Funktion / Nutzung: Gewichtung relationale
Wohnen % Bewertung (5-15)

Äußere Gebietserschließung 10 10,0 10,0

Innere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Räumliche Attraktivität 
des Ortteiles 30 6,0 18,0

Städtebauliche Qualität 20 6,0 12,0

Infrastruktur 30 6,0 18,0

Vergleichswert = 100 Summe 68,0

BRW0= 40 €/m² BRWk= 27 €/m²

%

III Zielbaum für WA Gebiet E (Fall 5) BRWk

 

 Tab. 13: Bodenwerte nach Verfahren III für BRWk im Teilbereich E 

 

•  zu Gebiet F – Berlin, Marzahn/ Hellersdorf (Änderung im Maß der Nutzung) 

Zielwert ZW
Kapitalzinssatz 4 %
Wartezeit nb/ns 0 Jahre 3 Jahre

Faktor = 1/(1+p)n Faktor =   1,00 Faktor =   0,89 

BRWk /  SW 140 €/m² 124 €/m²

140 €/m²

I - Diskontierung - Gebiet F

 

 Tab. 14: Diskontierung des Zielwertes für Teilbereich F 

BRWx ZW BRWk SW
0 1 2 3

1,000 0,962 0,925 0,889

150 140 140 140 141 141

 Verfahren II - Gebiet F

Wartezeit ns/nb

Abzinsungsfaktor

 

 Tab. 15: Bodenwerte nach Verfahren II für Teilbereich F 
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•  zu Gebiet G – Cottbus, Sachsendorf/ Madlow (Änderung der Nutzungsart) 

Zielwert ZW
Kapitalzinssatz 4 %
Wartezeit nb/ns 9 Jahre 12 Jahre 4 Jahre 7 Jahre

Faktor = 1/(1+p)n Faktor =   0,70 Faktor =   0,62 Faktor =   0,85 Faktor =   0,76 

BRWk /  SW 21 €/m² 19 €/m² 26 €/m² 23 €/m²

30 €/m² 30 €/m²

I - Diskontierung - Gebiet G

 

Tab. 16: Diskontierung des Zielwertes für Teilbereich G 

BRWx ZW BRWk SW BRWk SW
4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

0,855 0,822 0,790 0,760 0,731 0,703 0,676 0,650 0,625 0,601

55 30 34 34 35 36 37 37 38 39 39 40

Wartezeit ns/nb

1/(1+p)n

Verfahren II - Gebiet G

 

Tab. 17: Bodenwerte nach Verfahren II für Teilbereich G 

•  Gebiet G - Zielbaummethode 

Zur Einschätzung des Gebietszustands zum Zeitpunkt 01.01.2002 dient in diesem Beispiel 
eine Veröffentlichung des parallel laufenden Förderprogramms „Soziale Stadt“, aus der bo-
denwertrelevante Kriterien im Vergleich zum 01.01.1995 wie folgt bewertet werden können74: 

 Die räumliche Attraktivität und hat sich im Gebiet stark verschlechtert. Das zurückge-
hende Angebot (Ausdünnung der Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen) 
und das negative Image belegen dies. 

 Die städtebauliche Qualität hat vor allem durch den hohen Leerstand, die mangelhaf-
te bauliche Qualität der Blockbebauung, den Instandhaltungsrückstau und den gerin-
gen Modernisierungsgrad an Werthaltigkeit verloren. 

 Die soziale Infrastruktur ist durch Segregation geprägt, bezeichnend ist die hohe Ar-
beitslosenquote der Bewohner im Stadtgebiet. 

                                                 
74 Jahnke/ Knorr-Siedow/ Trosdorff; Cottbus, Sachsendorf/ Madlow, 

http://www.sozialestadt.de/veroeffentlichungen/zwischenbilanz/2-cottbus.shtml, Seite 84 ff. 
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Funktion / Nutzung: Gewichtung relationale
Wohnen % Bewertung (5-15)

Äußere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Innere Gebietserschließung 10 10,0 10,0
Räumliche Attraktivität 
des Ortteiles 30 7,0 21,0
Städtebauliche Qualität 20 7,0 14,0
Infrastruktur 30 6,0 18,0

Vergleichswert = 100 Summe 73,0

BRW0= 55 €/m² SW= 40 €/m²

%

III Zielbaum für WA Gebiet G (Fall 4) SW

 

 Tab. 18: Bodenwerte nach Verfahren III für SW im Teilbereich G 

Die Anwendung des Zielbaums zur Bestimmung des aktuellen gebietsbezogenen Boden-
richtwerts BRWk stellt sich als problematisch dar, weil die Zuordnung zu einer Nutzungsart 
nicht eindeutig vorgenommen werden kann. Deshalb wird auf die Anwendung verzichtet. Ei-
ne wesentliche Änderung der Gebietseigenschaften kann allerdings ausgeschlossen werden. 

 

•  zu Gebiet H – Leipzig, „Dunkler Wald“ (Zwischennutzung) 

Verfahren II kommt nicht zur Anwendung, weil keine Nutzungsänderung vorgenommen wird. 

Zielwert ZW
Kapitalzinssatz 4 %
Wartezeit nb/ns 9 Jahre 12 Jahre 5 Jahre 8 Jahre

Faktor = 1/(1+p)n Faktor =   0,70 Faktor =   0,62 Faktor =   0,82 Faktor =   0,73 

BRWk /  SW ZN 98 €/m² 87 €/m² 115 €/m² 102 €/m²

140 €/m² 140 €/m²

I - Diskontierung - Gebiet H

 

Tab. 19: Bodenwerte nach Verfahren II für Teilbereich H 



 

 

 Abkürzungsverzeichnis 

 Bodenwertermittlung in Stadtumbaugebieten 89 

Abkürzungen / Modellgrößen 

0 Zeitpunkt, zu dem ein Gebiet (noch) keine Entwicklungsstörungen aufwies 

1 / 2 Zeitpunkt des Beginns / Abschlusses einer besonderen städtebaulichen Entwicklung 

3 Zeitpunkt, ab dem ein planungsrechtlicher Eingriff von Marktteilnehmer gewürdigt 
wird (Veröffentlichung eines Beschlusses zur B-Planaufstellung) 

a Zeitpunkt des Beschlusses vorbereitender Untersuchungen nach § 141 Abs.3 

B Baulandwert 

Ba aktueller Bodenwert 

Bf Bodenwert aufgrund realisierter Nutzung 

Bu Bodenwert aufgrund planungsrechtlich zulässiger bzw. lagetypischer Nutzung 

BRWk modellhaft ermittelter Bodenrichtwert zum Zeitpunkt wst (Wertermittlungsstichtag) 

dBW maßnahmebedingte Bodenwertdifferenz in einem bestimmten Zeitraum 

dK Korrekturgröße - Differenz zwischen bestehendem und dem in den Modellen festge-
stellten Bodenrichtwert BRWk bzw. Bodeneckwerten SW / ZW 

e Zeitpunkt der Aufhebung einer Sanierungssatzung 

E Entwicklungskosten 

f Erschließungsflächenanteil in Prozent 

ns, nb Wartezeit (Zeitraum vom Zeitpunkt s bzw. b bis zum Zeitpunkt der Zielnutzung z) 

q Diskontierungsfaktor (1+p/100); p Kapitalzinssatz 

R Rohbaulandwert 

s Zeitpunkt des Beschlusses vorbereitender Untersuchungen für den Stadtumbau 

SW Startwert, Qualitätsstichtag vor Maßnahmebeginn 

x Zeitpunkt des zuletzt ermittelten Bodenrichtwerts 

z Zeitpunkt nach Abschluss der Maßnahmen (Aufhebung des Beschlusses) 

ZW Zielwert, Qualitätsstichtag nach Maßnahmeabschluss zum Zeitpunkt z 
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